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1 Einleitung

Die seit Jahren virulente, global wirksame „Vielfachkrise“ (Demirović et al. 2011)

brachte die europäische Wirtschaftsordnung mehrmals in existenzielle Schwierigkei-

ten. Während der ersten Krisenphase waren es vor allem die kollabierenden Banken

und durch die Rezession angeschlagenen Volkswirtschaften, die in Gefahr gerieten.

Spätestens ab Mitte 2010 sorgte die materielle und diskursive Verschiebung der Krise

auf die Eurozone dafür, dass eine gesamteuropäisch koordinierte und rigide durchge-

setzte Austeritätsagenda zum Kernprojekt der Krisenlösung wurde. Entgegen der von

Austeritätsbefürwortern in Aussicht gestellten baldigen ökonomischen Erholung und

Stabilisierung vor allem der peripheren Volkswirtschaften spitzte sich die Krise auch

in den folgenden Jahren mehrmals zu1 und hat sich auch nach fünf Jahren austeri-

tätspolitischer Lösungimplementation nicht wesentlich gebessert. Im Gegenteil för-

dert sie Widerstand gegen die europäische Krisenlösung zu Tage: So ist ein Erstarken

linker Gegenbewegungen in den Krisenländern der Peripherie zu beobachten2;

gleichzeitig verschärft sich der politische Diskurs in den Kernländern durch

Rechtspopulisten3. Dieses Erstarken der politischen Ränder stellt die Legitimität und

Existenz einer europäischen Integrationsweise in Frage, die seit Ausbruch der Krise

Schwierigkeiten mit der Eindämmung der politischen und sozialen Verwerfungen in

Europa aufweist. 

Angesichts dieses Zustandes der andauernden Instabilität und permanenten Krise

stellt sich die Frage, wie die Austeritätsagenda aus analytischer Perspektive bewertet

werden kann: Ist sie, wie z.B. Mark Blyth argumentiert, ein primär ideologisches Mo-

ment, das die europäischen Entscheidungsträger in das Korsett neoklassischer Öko-

nomievorstellungen zwängt (vgl. etwa Blyth 2013a; 2013b)? Damit wäre etwa erklärt,

weshalb die europäischen Institutionen immer noch an der Austeritätsstrategie fest-

halten, obwohl sie – durch die prozyklische Verlängerung der Krise(n) und eine neue

Technokratisierung, die für politischen Verdruss sorgt – eine extreme Gefährdung für

1 Etwa durch die Einsetzung der technokratischen Regierungen in Italien und Griechenland 2011 oder 
vor der berühmt gewordenen „whatever it takes“-Rede von EZB-Präsident Draghi im Sommer 2012 
(Draghi 2012).

2 Neben Griechenland (Syriza) betrifft dies auch Spanien (Podemos) sowie Portugal (sozialistische 
Minderheitsregierung).

3 Siehe vor allem das Comeback des Front National in Frankreich, die Wahlerfolge der AfD in Deutsch-
land und die Etablierung der FPÖ als stärkster politische Kraft in Österreich. Hinzu kommen natürlich
schon länger beobachtbare Tendenzen wie die Persistenz nationalistischer, teils autoritärer Regime in 
Ungarn und Polen sowie die Wahlerfolge der „Schwedendemokraten“ und „wahren Finnen“ in Skandi-
navien und die zunehmende Diskursbeherrschung durch die rechtspopulistische UKIP in Großbritan-
nien. 
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die europäische Integrationsweise darstellt. Ebenso kann die europäische Sparpolitik

auch als in die DNA der europäischen Integrationsweise eingeschriebene strukturelle

Eigenschaft verstanden werden, die sich in der Krise nur verschärft und Alternativen

verhindert (vgl. etwa Stützle 2014). 

All diese Erklärungsansätze haben gemeinsam, dass sie die strukturelle Dimension

von Politik sehr stark betonen: Ideologie ist eine sehr wirkmächtige diskursive

Struktur, die Akteure in ihrem Denken und Handeln bestimmt, selbst wenn dieses

irrational erscheint; oder aber: Die ökonomisch-strukturelle Konfiguration des

neoliberalen Europa eliminiert von vornherein Alternativen und zwingt die Akteure,

den beschrittenen Weg fortzusetzen. Doch obwohl die Betonung struktureller

Umstände richtigerweise zentrale Elemente des europäischen Integrationsprojektes4

und ihre Rolle für die Sparpolitik anspricht, ist die Lücke dieser Perspektive sehr

deutlich: Eine Deutung sozialer Phänomene ohne die empirische Rückkopplung an

die Interessen und Strategien beteiligter Akteure bleibt notwendigerweise

unbefriedigend, da Strukturen allein soziales Handeln nicht hinreichend erklären

können (vgl. etwa Giddens 1985). Es wird daher im Folgenden eine ergänzende

Perspektive eingenommen: Die Genese und Implementation der europäischen

Krisenlösungspolitik wird aus der Sicht der strategischen Ausrichtung des

transnationalen europäischen Kapitals beleuchtet, dem eine zentrale Rolle in der

neoliberalen Rekonstituierung der europäischen Integration zugeschrieben wird (vgl.

Bieler/Morton 2001 und van der Pijl et al. 2011). Die für diese Art von Analyse

geeignete Theorieperspektive stellt die neogramscianische bzw. historisch-

materialistische Internationale Politische Ökonomie dar5, auf welche im Folgenden

rekurriert wird. Diese Perspektive soll klären, inwiefern neben der strukturellen

Dimension der Krisenlösungsstrategie auch von einer strategischen Orientierung

und Agenda wichtiger Akteure im europäischen Integrationsprozess gesprochen wer-

den kann und wie sich dieses in der Krisendynamik selbst äußert. Die Forschungsfra-

ge lautet hier also: 

4 Siehe etwa den Wettbewerbsfähigkeitsdiskurs, die herausgehobene Rolle des transnationalen euro-
päischen Industriekapitals (vgl. van Apeldoorn 2002) und weitere strukturelle Eigenschaften des neo-
liberal geprägten europäischen Integrationsprojektes seit Mitte der 1980er-Jahre.

5 Zentrale analytische Prämissen können bei Cox 1981, 1983 sowie Bieler/Morton 2004 und Robinson 
2005 eingesehen werden.
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Kann die „Austeritätsagenda“ als Lösungsversuch in der Krise nicht nur als struktu-

relles Phänomen, sondern auch als strategisches Projekt bestimmter Akteure – hier:

des transnationalen europäischen Kapitals – gefasst werden?6 

Die These lautet, dass dies zutrifft und die Krisenlösungsstrategie damit auch einen

„Klassencharakter“ hat, insofern das strategische Handeln der transnationalen Kapi-

talfraktionen als class agency gefasst werden kann. Damit soll die austeritätspoliti-

sche Diskussion, die teilweise sehr strukturlastig geführt wird, um eine akteurs- und

klassenzentrierte Perspektive ergänzt werden.

Hierzu werden im Folgenden zunächst die theoretischen Grundlagen der politökono-

mischen Analyse von Akteurshandeln mit Klassencharakter dargestellt. Vor allem die

Akteurs-Struktur-Problematik, welche eines der zentralen Konfliktfelder in den Sozi-

alwissenschaften darstellt, wird an dieser Stelle ausführlicher erörtert. Anschließend

wird die Einbettung der Europäischen Integration innerhalb der neoliberalen histori-

schen Struktur seit den 1980er-Jahren dargestellt, um schließlich den Fokus auf zen-

trale planning bodies und Organisationen des transnational agierenden europäischen

Kapitals und deren strategische Ausrichtung in verschiedenen Krisenabschnitten zu

beleuchten. Damit soll die austeritätspolitische Lösungsstrategie in der Krise in einen

breiteren Kontext gesetzt und zugleich die Strukturlastigkeit der bisherigen Erklä-

rungsansätze abgemildert werden.

2 Theorie: Klassenanalyse und das Akteur/Struktur-Problem

Die Fokussierung der Untersuchung auf „die“ europäische transnationale kapitalisti-

sche Klasse ist zunächst nicht unbedingt naheliegend, da in der austeritätspoliti-

schen, aber auch insgesamt europapolitischen Diskussion gänzlich andere Akteure

zentral sind: allen voran die „Troika“, bestehend aus Europäischer Zentralbank,

Kommission und dem IWF. Aber auch weitere wichtige Akteure, wie etwa die deut-

sche, französische oder (neue) griechische Regierung, das Europäische Parlament

oder soziale Bewegungen gegen die europäische Sparpolitik spielen eine wichtige Rol-

le. Der spezielle Fokus der Arbeit hat hierbei zwei Hauptgründe: Zum einen ist die

Rolle vieler der genannten Akteure sowohl öffentlich, aber auch wissenschaftlich (vgl.

etwa Blyth 2013; Stützle 2014) sehr ausführlich diskutiert und beleuchtet worden.

6 Hierzu muss gesagt werden, dass die Fokussierung auf das transnationale europäische Kapital nicht 
ausschließlich gemeint ist. Natürlich haben auch die sogenannten Gläubigerstaaten ein großes Interes-
se an einer austeritätspolitischen Lösung. Der Fokus der Arbeit liegt aber auf einem wichtigen Akteur, 
nicht allen Beteiligten.
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Zum anderen neigt eine Fokussierung auf prominente, „stellvertretende“7 Akteure oft

dazu, deren Verhalten zu „strukturalisieren“, d.h. ihnen eine strukturelle Wirkmäch-

tigkeit zuzusprechen, ohne jeweils genau auf die strategischen Präferenzen derselben

einzugehen8. Diese oft unzureichend empirisch untermauerte Zuschreibung von Posi-

tionen läuft in letzter Instanz Gefahr, zu einem Schematismus zu verkommen, in wel-

chem nicht mehr die komplexen Wechselwirkungen und die gegenseitige Konstitu-

tion von Strukturen und Akteuren ihrer Vielschichtigkeit entsprechend gewürdigt

werden. Auch die für eine politökonomische Perspektive zentralen Widersprüche,

Brüche und krisenhaften Prozesse sozialer Realität geraten durch eine unzureichende

Thematisierung von Akteuren und ihrer strategischen Positionen aus dem Blickfeld.

Klassenanalyse in der kritischen Theoriebildung

Es soll an dieser Stelle vermieden werden, ausführliche Darstellungen von Klassen-

theorien zu leisten und damit verbundene historische Diskussionen nachzuzeichnen.

Für den Zweck des Grundverständnisses der Problemstellung der Arbeit ist eine kur-

ze, konzise Darstellung der wichtigsten Eckpunkte angemessener.

Im Allgemeinen werden, vor allem im deutschen Sprachraum, Klassentheorien und

Klassenanalysen als Instrument marxistischer Gesellschaftsanalyse begriffen. Die seit

den 1960er-Jahren entwickelte Schichten- und Milieuforschung (vgl. Hradil 1992)

gilt gemeinhin als Hauptstrang soziologischer Beschäftigung mit gesellschaftlichen

Stratifikationsmodellen, was das Instrument der Klassenanalyse eher in die politöko-

nomische Forschung verschob. Obwohl es auch dort eine Vielzahl an Klassentheorien

und unterschiedlichen Perspektiven auf die Nutzung dieser Analysemethode gibt,

kann man dennoch grundsätzlich feststellen, dass klassenorientierter Forschungsar-

beit vor allem ein konfliktorientiertes Gesellschaftsverständnis zu Grunde liegt. Dies

bedeutet, dass gesellschaftliche und sozioökonomische Entwicklungen nicht, wie in

vielen eher konsensorientierten Perspektiven, im Normalfall9 reibungslos und im all-

seitigen Interessenausgleich gelöst werden, sondern dass Gesellschaft per se aus

7 Dies bedeutet, dass z.B. die Troika in der Krise als besonders prominenter Akteur oft stellvertretend 
für die Gesamtheit der neoliberalen Integrationsweise der EU seit den 1980er-Jahren, all ihre Einzel-
phänomene, Strukturen und Widersprüche, genannt wird. Dies ist offensichtlich zu undifferenziert 
und wird der Komplexität der Sache nicht gerecht.

8 Dieses Vorgehen, d.h. die Zuschreibung bestimmter strukturell mehr oder weniger fester Positionen 
und Interessen ist aber andererseits wichtig, um politische Strategien über einen längeren Zeitraum 
als solche zu benennen. So ist etwa die Stabilitätsorientierung der Bundesbank eine sehr wirkmächtige
Position, die über viele Jahrzehnte die strategische Ausrichtung der Bundesbank geprägt hat und bis 
heute, in Form der Leitphilosophie der EZB, eine gewichtige Rolle in der europäischen Krise spielt 
(Weber 2005).
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politisch umkämpften und krisenhaften Relationen zwischen verschiedenen Interes-

sengruppen besteht. In dieser Perspektive spielen Klassen dementsprechend eine

zentrale Rolle, da sie aus einem analytischen Blickwinkel sozioökonomische Bruchli-

nien, divergierende Interessenlagen und ungleiche Verteilung gesellschaftlicher Gü-

ter zum Ausdruck bringen.

Doch was enthält die Kategorie „Klasse“ im Wesentlichen? Allgemein gesagt dient der

Begriff als analytische Zusammenfassung verschiedener Individuen durch Kenntlich-

machung des diese Individuen verbindenden sozioökonomischen Status. Durch wel-

che Kriterien dieser Status definiert wird, ist Gegenstand verschiedener Klassentheo-

rien. E.O. Wright benennt hierbei im Wesentlichen drei Denktraditionen, die sich in

Bezug auf diese Kriterien unterscheiden: Die Marxsche, die Weberianische sowie

Bourdieusche (bzw. relationale) Tradition (vgl. Wright 2015, 3ff.). Letztere ist dabei

die am breitesten angelegte Version von Klassenkonzepten, da sie Klasse als An-

sammlung verschiedener individueller Attribute wie (soziales, ökonomisches, kultu-

relles) Kapital, ethnische Herkunft, Gender oder Wohnort sieht. Die Weberianische

Perspektive hingegen weist schon expliziter auf die ökonomische Dimension des

Klassenbegriffs hin, indem sie die Ursache der Klassenbildung in der Beschränkung

von Zugängen zu gesellschaftlichen Positionen mit hohem sozioökonomischen Presti-

ge verortet (opportunity hoarding). Von Mindestanforderungen an Bildung für be-

stimmte Berufe bis hin zum (meist verfassungsrechtlich gesicherten) Schutz des Pri-

vateigentums gibt es eine Reihe dieser Mechanismen, die die Lebenschancen gesell-

schaftlicher Gruppen bzw. Klassen bis zu einem hohen Grad strukturieren. Die Marx-

sche Perspektive schließlich bietet den minimalsten und zugleich „strukturellsten“

Klassenbegriff, indem Klassen hier als durch die Stellung im (kapitalistischen) Pro-

duktionsprozess determiniert angesehen werden. Die Folge ist, dass bereits der prä-

politische, rein ökonomisch-strukturelle Reproduktionsprozess von Gesellschaften

Klassenstrukturen hervorbringt, die sich nach Marx in der politischen und gesell-

schaftlichen Sphäre lediglich reproduzieren. Wesentliches Merkmal von Klassenbe-

ziehungen sind daher die ökonomische Herrschaft und Ausbeutung der subalternen

durch die herrschenden Klassen, ein Kerngehalt kapitalistischer Reproduktion. 

9 Der Normalfall bezieht sich hier auf den Typus westeuropäischer liberaler Demokratien nach dem 
zweiten Weltkrieg, die durch politische und institutionelle Verfahren und Regeln zur Einhegung aus-
ufernder gesellschaftlicher und sozioökonomischer Konflikte prinzipiell in der Lage sind.
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Perspektive Grundprinzip Ökonomische Dimension

Klassen sind durch indi-
viduelle Attribute unter-
scheidbar (vgl. Bour-
dieu)

Verbindung von indivi-
duellen Attributen (z.B. 
Bildung) und materiel-
len Lebensbedingun-
gen machen Klassen-
lage aus.

Ökonomische Sphäre ist nicht 
entscheidend; mehrere klassen-
relevante Attribute.

Klassen als Bewahrung 
von Lebenschancen 
(„opportunity hoarding“) 
(vgl. Weber)

Verfügungsgewalt über
ökonomische Ressour-
cen und Positionen 
sorgt für soziale Exklu-
sion; dies führt zu un-
gleicher Verteilung von 
Lebenschancen in 
Marktbeziehungen 
(gleiche Lebenschan-
cen als Klassenindika-
tor).

Ökonomische Sphäre zentral, 
aber nicht Determinante für Klas-
senstruktur.

Klassen als Ausbeu-
tungs- und Machtbezie-
hungen (vgl. Marx)

Klassen werden durch 
Stellung der Individuen 
im Produktionsprozess 
definiert (struktureller 
Begriff).

Ökonomische Sphäre konstituiert 
Klassen, was wiederum Auswir-
kungen auf die politische Sphäre 
hat. 

Abb. 1: Perspektiven auf die Klassentheorie, eigene Darstellung nach Wright 2015,

3-11.

Obwohl der marxsche Klassenbegriff sehr eng gefasst ist und sehr strukturalistisch

operiert, ist er dennoch in der kritischen Theoriebildung wohlwollend angenommen

und weiterentwickelt worden. Zum Teil dürfte dies auch an der relativ guten

Operationalisierbarkeit der Annahme liegen, derzufolge Klassen abseits anderer so-

zioökonomischer Merkmale relativ genau eingegrenzt werden können. Dennoch

bleibt eine rein auf strukturell-ökonomische Verhältnisse reduzierte Analyse notge-

drungen mangelhaft, da sie die Komplexität der politischen und gesellschaftlichen

Welt nicht mit in die Analyse einbezieht. Für diese Anpassung an die Realität und die

daraus entstehende Operationalisierbarkeit des Klassenbegriffs müssen also im Hin-

blick auf die vorliegende Arbeit folgende Punkte beachtet werden:

- Warum sollen Klassenanalysen überhaupt Gegenstand der Untersuchung

politökonomischer Entwicklungen sein, wenn es eine Reihe weiterer wichtiger

Akteure gibt?
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- Wenn Klassen nicht nur strukturelle Eigenschaften kapitalistischer Ökonomi-

en sind, sondern über den Begriff die analytische Erfassung von Akteuren im

globalen Kapitalismus möglich sein soll, muss geklärt werden, wie class agen-

cy, also die Möglichkeit der Realisierung von Strategien durch Klassenhan-

deln, erfasst werden kann.

- Wenn die EU als wesentlich durch transnationale Eliten vorangetriebenes Pro-

jekt verstanden wird stellt sich die Frage: Wie ist transnationale Klassenbil-

dung zu deuten und zu analysieren?

- Und letzten Endes eine Grundfrage: Wenn Klassen als Akteure aufgefasst wer-

den, wie muss das Verhältnis von Akteuren und Strukturen grundsätzlich ge-

fasst werden? 

Klassenhandeln als Untersuchungsgegenstand

Die Relevanz des Klassenkonzepts in der Internationalen Politischen Ökonomie neo-

gramscianischer Prägung lässt sich sowohl vom Gegenstand her, als auch theoretisch

begründen. Ersteres wird deutlich, wenn die spezifischen Akteure des globalen Kapi-

talismus in den Blick genommen werden: Neben politischen Akteuren wie Staaten

und Organisationen nehmen sowohl transnationale Unternehmen als auch Gremien,

die als planning bodies, think thanks oder allgemein Zusammenschlüsse von Unter-

nehmensinteressen gelten, einen großen Raum ein. Insbesondere die größten unter

den trans- und internationalen Unternehmen (etwa die Fortune 500 oder Financial

Times Global 50010) rücken in Zeiten der Globalisierung in den Mittelpunkt politi-

scher und ökonomischer Auseinandersetzungen. Auch empirische Untersuchungen

(vgl. etwa Sklair 2001; van Apeldoorn 2002; Carroll 2010; van der Pijl et al. 2011;

Heemskerk/Takes 2016) zu den Formen und Ausprägungen transnationaler Unter-

nehmensnetzwerke und Klassenformierungen zeigen, dass Unternehmen und Kapi-

talfraktionen sich zumindest nicht im luftleeren Raum bewegen, sondern strategische

und organisatorische Merkmale aufweisen, die zumindest auf Formen von Handlun-

gen mit Klassencharakter oder class agency schließen lassen. Für die vorliegende Ar-

beit ist der Fokus auf transnationale Unternehmen bzw. deren Zusammenschlüsse als

Hauptakteure zentral, da es um die strategische Orientierung ebendieser Akteure in

der europäischen Krise geht. Natürlich bleibt aber „Klasse“ ein relationales Konzept

und somit nur in Klassenantagonismen sinnvoll: Der transnationalen europäischen

10 Siehe hierzu Fortune 500 2016 bzw. Dullforce 2015.
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kapitalistischen Klasse stehen weitere, subalterne und antagonistische Klassen und

Gruppen gegenüber, die aber nicht Gegenstand der Arbeit selbst sind.

Theoretisch lässt sich ebenfalls argumentieren, dass auf einer strukturell-ökonomi-

schen bzw. vorpolitischen Ebene die Gesamtheit des Kapitals (als Totalität der kapi-

talistischen Produktionsweise gedacht) ebenfalls in „functional divisions“ (van der

Pijl 1998, 3) unterteilt werden kann, also klassisch in Geld-, Waren- und produktives

Kapital (ebd.). Diese im ursprünglich Marxschen Sinne gedachte ökonomische „Ba-

sis“ kapitalistischer Gesellschaften führt in ihrer konkreten historischen Ausformung

zur Herausbildung verschiedener Kapitalfraktionen und somit verschiedener Interes-

senlagen (vgl. ebd.). Diese relativ strukturellen Vorgänge werden dann in modernen

Gesellschaftsformationen um ein vielfaches komplexer, indem Fragen von Klassen-

bildung, Klassenbewusstsein und der Veränderung von Klassenstrukturen mitsamt

ihren soziologischen und politischen Implikationen11 hinzukommen. Sozialwissen-

schaftlich relevant werden diese Entwicklungen spätestens dann, wenn Gruppen von

Akteuren ihre strategischen Handlungen an ihren (strukturellen bzw. „objektiven“)

Klasseninteressen ausrichten bzw. diese Handlungen (und Akteure) einen Klassen-

charakter bekommen. Die Wiederbelebung der Europäischen Integration in den

1980er-Jahren durch das Binnenmarkt- und Währungsunionsprojekt zeigt diesen

Klassencharakter und die daraus resultierende class agency sehr anschaulich (vgl.

vor allem van Apeldoorn 2002, 2013).

Das Problem der Class Agency 

Die Konzeptionalisierung von class agency selbst ist aber in zweifacher Hinsicht pro-

blematisch: Zum einen neigen klassenzentrierte Analyseperspektiven dazu, aus einer

strukturalistischen bzw. strukturalisierenden Position heraus zu argumentieren und

damit Klassenhandeln lediglich strukturell und nicht ebenso akteurszentriert zu be-

greifen. Damit verbunden bezieht sich class agency zwar auf konkrete Akteure (die

Handlungen vollziehen), gleichzeitig aber soll ihr Handeln Klassencharakter besitzen,

also über diese individuellen Akteure hinausgehen. 

Der erstgenannte Punkt weist auf eine tieferliegende Problematik von Sozialwissen-

schaft hin, die sich allgemein im Akteur-Struktur-Problem niederschlägt und im fol-

11 Beispielhaft kann hier die Dauerkrise der westlichen Sozialdemokratie seit der Krise des Fordismus 
in den 1970er-Jahren und dem Übergang zu postfordistisch geprägten Akkumulationsregimen sowie 
den entsprechenden sozioökonomischen Veränderungen und Verwerfungen angeführt werden (zur 
Krise des Fordismus vgl. Hirsch 1985).
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genden Unterkapitel noch tiefgehender diskutiert wird. Der zweite Aspekt spielt in

der konkreten Vorgehensweise empirischer Analysen eine wichtige Rolle, da hier ge-

nau diese Fragen nach der konkreten Fassung und Operationalisierung von Akteurs-

handeln entstehen. Class agency kann hierbei als analytische Perspektive auf kollek-

tives politisches Handeln gesehen werden, das die Repräsentation von übergreifen-

dem „Klassen“-Interesse zum Gegenstand hat:

„This higher form [von politscher agency, M.B.] is oriented towards the articulation
of a more ‘general’ capitalist interest, expressing a longer-term and comprehensive
view of how the interest of transnational capital, and of private enterprise in general,
can be best secured in the terms of the general institutional and policy framework in
which capital operates.” (van Apeldoorn 2002, 3)

Klasseninteresse (bzw. general capitalist interest) ist hierbei nicht deterministisch zu

deuten, wonach class agency immer ausschließlich ein objektiv gegebenes Interesse

einer sozialen Klasse repräsentiert. Vielmehr ist schon die Perzeption und Artikulati-

on dieses Interesses selbst innerhalb der verschiedenen Kapitalfraktionen- und Grup-

pen umkämpft und keineswegs eindeutig (vgl. Poulantzas 2002). Weiterhin ist die

analytische Folie der class agency eine ex-post-Rekonstruktion, die einzelne und zu-

sammenhängende Handlungen verschiedener Akteure interpretiert, d.h. theoretisch

und empirisch in einen größeren strategischen Kontext einordnet. Von daher behaup-

tet der analytische Umgang mit dem Begriff selbst, wie im o.g. Zitat deutlich wird,

nicht, dass class agency dem Grundcharakter des Handels ökonomischer oder politi-

scher Akteure entspricht, sondern eher, dass diese Form des Handelns eine Beson-

derheit darstellt, die hohe finanzielle, organisatorische und weitere Kapazitäten und

Ressourcen erfordert. Allem voran die Schaffung eines übergreifenden „Klassenbe-

wusstseins“, d.h. der Idee, Teil eines übergreifenden sozioökonomischen Interessen-

kollektivs zu sein und in diesem Sinne zu handeln, ist eine komplexe und nicht unter

allen Umständen realisierbare Aufgabe. Folgende Punkte stellen eine erweiterbare

Liste materieller und ideeller Bedingungen von class agency dar:

- Klassenbewusstsein im Sinne eines grundsätzlichen Verständnisses sozioöko-

nomischer Interessengemeinschaften und der Möglichkeit, die im alltäglichen

Handeln überwiegenden Partikularinteressen für gemeinsames strategisches

Vorgehen zu überwinden. Dies geschieht z.B. über die Wirkung organischer

Intellektueller, die sich positiv auf diese Interessengemeinschaft beziehen oder
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auch über die nicht unmittelbar in die materielle Reproduktion eingebunde-

nen Gruppen transnationaler Klassenformationen12

- Organisatorische und allgemein materielle Kapazitäten und Ressourcen. Die

extrem hohe Verfügungsmacht über diese Kapazitäten ermöglicht es Unter-

nehmen und Unternehmensgruppen, sich über nationale Grenzen hinweg zu

organisieren und somit kollektiv strategisch zu handeln. Im Gegensatz hierzu

ist die Organisationsfähigkeit subalterner Gruppe, etwa der Gewerkschaftsbe-

wegung, über die nationalen Grenzen hinaus sehr marginal.

- Die Existenz und Wirkungsweise von planning bodies wie z.B. dem European

Round Table of Industrialists (ERT, vgl. van Apeldoorn 2000, 2002, 2013),

think thanks und weiterer Gremien (z.B. der Financial Services Round Table,

FRT; BusinessEurope oder im Kreditwesen der Club de Paris). Diese organisa-

torische Ausformung von Klasseninteressen beruht zwar auf der o.g. Vorhan-

densein von materiellen Kapazitäten, stellt aber nochmals eine spezifische, in-

stitutionalisierte Form der Organisation dar.

- Das Vorhandensein des strukturellen Komplements zur class agency, nämlich

spezifische historische Strukturen (vgl. Cox 1981, 1983) sowie klar definierte

politische Projekte innerhalb dieser Strukturen (vgl. Bieling/Steinhilber

2000), die von Klassenhandeln geprägt werden. Die Wiederbelebung der Eu-

ropäischen Integration in den 1980er-Jahren kann als ein solches politisches

Projekt (mit den „Unterprojekten“ Binnenmarkt, Wirtschafts- und

Währungsunion etc.) gesehen werden. 

Diese Liste ließe sich natürlich noch erweitern und präziser fassen, allerdings sollte

dies nur einen Überblick über mögliche Bedingungen und Problemfelder darstellen,

um die grundsätzliche Schwierigkeit bei der Realisierung von class agency abzubil-

den. Sie weicht als Konzept damit vom alltäglichen, eher routinierten Handeln von

Akteuren ab, das einen Großteil sozialer Handlung ausmacht (vgl. Giddens 1985) und

ist daher nicht einfach zu greifen. Als Handeln mit Klassencharakter fällt class agen-

cy aber auch nicht in deterministische Vorstellungen von sozioökonomischen Klassen

und deren strukturelle Interessenrealisierung in kapitalistischen Gesellschaftsforma-

tionen zurück.

12 Etwa die aus Medien und Konsumenten bestehende consumerist fraction der transnationalen kapi-
talistischen Klasse (vgl. Sklair 2001, 17ff.).
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Transnationale Klassenformation

Insgesamt ergibt sich also die Annahme, dass die Bewertung politökonomischer Ent-

wicklungen wie der Austeritätsstrategie über eine Fokussierung auf class agency zu-

mindest das Gesamtbild der europäischen Krisenlösungsstrategie abseits der üb-

lichen politischen Akteure erweitern und präzisieren kann. Da es sich bei der EU aber

nicht um einen klassischen Nationalstaat und somit nicht um eine Bildung und

Organisation von Klassenformationen entlang nationalstaatlicher Linien handelt,

muss die Verortung einer europäischen kapitalistischen Klasse (Transnational Capi-

talist Class, TCC) separat begründet werden. Zum einen kann auch hier wieder mit

Blick auf die Forschungsliteratur von einer Existenz zumindest eines „Corporate Eu-

rope“ (Caroll et al. 2010), also einer integrierten und vernetzen transnationalen euro-

päischen Unternehmenselite gesprochen werden (vgl. auch Hartmann 2003; Heems-

kerk et al. 2013; Caroll 2010, 155ff.; Balanyá et al. 2003). Insofern geben die empiri-

schen Befunde Anhaltspunkte dafür, dass es eine starke Kohäsion von europäischen

Unternehmen innerhalb von Netzwerken gibt, d.h. dass eine entscheidende Organisa-

tionsebene derselben die transnationale ist.

Zum anderen lässt sich diese Entwicklung historisch mit der sich in den 1980er-Jah-

ren intensivierenden Globalisierung in der Weltwirtschaft verknüpfen: Globalisie-

rung als ökonomischer Kernprozess der letzten drei Jahrzehnte soll, in der Theorie,

zu einer grenzenlosen, integrierten Weltwirtschaft, der Entnationalisierung von un-

ternehmerischer Aktivität und dem Ende des ökonomischen Nationalismus (Sklair

2001, 3) führen. Obwohl die Praxis der Idee noch hinterherhinkt, können Prozesse

der Transnationalisierung unternehmerischer Aktivität und Organisation, aber auch

(anfängliche) Ambitionen der politischen Einholung dieser Aktivität (etwa durch

transnational arbeitende NGOs) konstatiert werden. Nichtsdestotrotz bleibt die em-

pirische Analyse dieser Entwicklungen unabdingbar, da, wie William Caroll zurecht

bemerkt, der Prozess der Transnationalisierung der kapitalistischen (Re-)Produktion

nicht automatisch eine Reorganisation der Unternehmen im Sinne einer transnatio-

nalen kapitalistischen Klasse bedeutet (Caroll 2010, 1f.). 

Was unterscheidet nun transnationale Klassenformationen und transnationale class

agency von der nationalen Ebene? Aus neogramscianischer Perspektive ändert sich

mit der Verschiebung ökonomischer Aktivitäten auf die transnationale Ebene nicht

nur der Modus oder die organisatorische Seite gesellschaftlicher Beziehungen, son-

dern es findet eine Verschiebung von Machtverhältnissen statt. Die Verlagerung von
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kapitalistischer class agency auf die transnationale Ebene löst diese zu einem großen

Teil aus den Macht-und Herrschaftsbeziehungen der Nationalstaaten, d.h. auch aus

der Möglichkeit (demokratischer) Kontrolle und institutioneller Einhegung heraus.

Da, wie bereits oben ausgeführt, nicht alle gesellschaftlichen Kräfte die Kapazitäten

und Ressourcen zu transnationaler Aktivität haben, befindet sich das transnational

agierende Kapital in einer strukturell stärkeren Position als etwa subalterne Gruppen

(van Apeldoorn 2002, 32) und nutzt diese neugewonnene Position zum Ausbau ihrer

Macht, etwa durch die Organisation in planning bodies oder der diskursiven Ein-

flussnahme über Think Thanks. Diese Entwicklungen sind daher nicht nur im Sinne

einer Verlagerung, sondern Veränderung der internationalen Umwelt und ihrer Be-

ziehungen zu deuten: Die globalisierte Welt bringt veränderte Macht- und Herr-

schaftsbeziehungen mit sich, die sich in einer strukturell vorteilhaften Position für

das transnationale Kapital und besonders einige Fraktionen (wie etwa das exportori-

entierte Industriekapital) desselben, niederschlagen. Die Analyse transnationaler

class agency kann daher als eigenes Untersuchungsfeld gelten, die nicht die nationa-

len Verhandlungs- und Institutionensysteme, sondern die transnational(-europäi-

sche) Ebene in den Blick nimmt. Diese Fokussierung bedeutet nicht, dass der Natio-

nalstaat obsolet geworden ist – im Gegenteil hat er in manchen Politikbereichen so-

gar an Macht gewonnen (vgl. Higgott et al. 1999, 2). Gleichzeitig wird aber deutlich,

dass bestimmte politische Projekte – wie in unserem Fall die Wiederbelebung der Eu-

ropäischen Integration – ganz zentral von der Einflussnahme und Aktivität transna-

tional organisierter ökonomischer Akteure abhängen. In diesem Sinne kann die Ent-

wicklung der EU und ihrer Politiken seit den 1980er-Jahren aus einer transnationa-

len Klassenperspektive beleuchtet werden, ohne gleichzeitig alles politische Handeln

auf dieselbe zu reduzieren. 

Exkurs: Das Akteur-Struktur-Problem revisited

In den oben dargestellten Ausführungen zur Relevanz und Theorie von Klassenanaly-

sen in der politökonomischen Forschung wurde bereits deutlich, dass das grundle-

gende sozialwissenschaftliche Problem dieser Analysemöglichkeit über die politöko-

nomische Perspektive selbst hinausgeht und grundsätzliche Fragen von Akteuren und

Strukturen berührt. Da der Ausgangspunkt der Fragestellung die konstatierte Be-

grenztheit bzw. verminderte Aussagekraft strukturlastiger Erklärungen war, soll an

dieser Stelle anhand einer Diskussion der Struktur-Akteur-Problematik bei Giddens

und der konstruktiven Kritik von Bob Jessop gezeigt werden, inwiefern die komple-
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xen Wechselwirkungen dieser beiden „Pole“ dialektisch und nicht kontradiktorisch

erfasst werden können. Diese grundlegende Diskussion soll dabei helfen, die vorher-

gehenden Darstellungen einzuordnen und eine adäquate theoretische Folie für die

folgende Analyse zu schaffen.

Giddens: Ende der Dualität

Die Fassung Akteur-Struktur-Verhältnisses ist historisch innerhalb der sozialwissen-

schaftlichen Diskussion stets umstritten gewesen. Die soziologischen Klassiker des

19. Jahrhunderts wie Marx oder Durkheim verstanden Soziologie in erster Linie als

Gesellschaftswissenschaft, die sich in ihrem Gegenstandsbereich auf soziale Verhält-

nisse fokussieren sollte. Damit wendet sich die Sozialwissenschaft gleich zu Beginn

von einer stark philosophiegeschichtlich geprägten Denktradition ab, wonach das In-

dividuum in seiner abstrakten Form – als normativer Idealtyp, als religiöses Wesen

oder als rationalisiertes „Ich“ – als Grundkategorie von Gesellschaft verstanden wird.

Während die politische Philosophie bis ins 19. Jahrhundert diesem Topos grundsätz-

lich folgte13, überwand die Herausbildung der Sozialwissenschaft diese Engführung

durch die Fokussierung auf gesellschaftliche Zusammenhänge, deren Untersuchung

über diejenige der Gesamtheit individueller Beziehungen hinausgeht. Individuelles

Handeln steht also demnach schon immer in gesellschaftlichem Zusammenhang (vgl.

Marx/Engels 1972, 115) und es sind weniger die einzelnen Akteure als vielmehr ge-

sellschaftliche Strukturen (etwa: die Ökonomie, die Kultur oder Klassenlage), die

Handeln determinieren und erklären. 

Diese relativ strukturorientierte Sichtweise wurde anschließend oft übernommen und

weiterentwickelt, aber auch herausgefordert: vor allem der Behaviorismus (vgl. Skin-

ner 1973), der in seiner individualisierenden und induktiven Vorgehensweise wegwei-

send war, inspirierte akteurszentrierte Paradigmen wie das rational-choice-Modell

der Wirtschaftswissenschaften oder die politikwissenschaftliche Kulturforschung

(Jahn 2006, 266) in entscheidender Weise. Doch auch wenn der behaviouristische

Einfluss im 20. Jahrhundert prägend war14, wurde in den 1980er-Jahren, vor allem

mit der Luhmannschen Systemtheorie, eine Reihe von Einwänden gegen den me-

13 Exemplarisch können hier der Leviathan bei Hobbes als „Über-Individuum“, die Rousseausche Idee
von „der“ Natur „des“ Menschen oder der kantische, vernunftorientierte Republikanismus genannt 
werden, denen allesamt ein bestimmtes, abstraktes und normativ aufgeladenes Menschenbild zugrun-
de liegt. 

14 Neben den genannten Subdisziplinen ist auch die (neo)realistische IB-Forschung als Paradebeispiel 
einer spieltheoretisch-behaviouristischen Fundierung von Politikwissenschaft zu nennen.
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thodischen Individualismus seitens strukturalistisch inspirierter Theorien erhoben.

Die durch Globalisierung und beschleunigte kulturelle Ausdifferenzierung unüber-

sichtlicher gewordene Welt war nun zu komplex, um sie aus der Logik theoretisch ra-

tional handelnder Individuen zu erklären:

„Sich auf den Standpunkt des Individuums zu stellen, ist demnach gleichsam das Ein-
geständnis der Machtlosigkeit des wissenschaftlichen Beobachters gegenüber der
Komplexität. Wir bedürfen anderer Beobachtungskategorien wie System und Struk-
tur, um die heutige Welt zu erklären. Es sind überindividuelle Entitäten - die "faits
sociaux" von Durkheim - die gesellschaftliches Handeln strukturieren und damit hel-
fen, die gesellschaftliche Dynamik zu verstehen“ (Lange/Braun 2000, 103)

Dieses also bis heute sehr strittige Verhältnis strukturalistischer und akteurszen-

trierter sozialwissenschaftlicher Forschung kann zusammenfassend auf zwei Grund-

differenzen reduziert werden: Einerseits unterscheiden sich beide Perspektiven hin-

sichtlich der Fragestellung, was genau den Untersuchungsgegenstand sozialwissen-

schaftlicher Forschung konstituiert – also in ontologischer Hinsicht. Während ak-

teurszentrierte Ansätze vor allem eben Individuen als abstrakten Durchschnitt oder

theoretischen Idealtyp thematisieren und methodisch an dieser Mikroebene anset-

zen, beschäftigen sich strukturalistisch vorgehende Untersuchungen mit den über

diesen methodischen Individualismus hinausgehenden Strukturen, Verhältnissen

und der Gesamtheit von Individuen. Diese unterschiedlichen Gegenstandsbereiche

ziehen folglich auch unterschiedliche Wissenschaftsverständnisse und methodische

Überlegungen nach sich. Diese methodischen Fragen bilden eine zweite zentrale Un-

terscheidungsachse zwischen beiden Perspektiven, die man als epistemologische

(oder erkenntnistheoretische) Unterscheidung zusammenfassen kann: Je nachdem,

ob die Mikro- oder Makroebene der sozialen Wirklichkeit untersucht wird, ergeben

sich verschiedene Zugänge zur jeweiligen Ebene; etwa die spieltheoretische Fundie-

rung bestimmter volkswirtschaftlicher Modelle oder die empirische Annäherung an

gesellschaftliche Strukturen durch Auswertung aggregierter Daten usw. Insgesamt

gesehen sind beide Differenzierungsachsen sehr grobschlächtig und erfassen viele

weitere Unterscheidungen (etwa zwischen erklärender und verstehender, qualitativer

und quantitativer Sozialwissenschaft) nicht; dennoch kann anhand dessen zumindest

annähernd erfasst werden, weshalb die Akteur-Struktur-Problematik nicht nur ein

Problem verschiedener „Schulen“ oder Perspektiven ist, sondern die grundlegenden

Kategorien der sozialwissenschaftlichen Theoriebildung betrifft: Wie wird die soziale
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Realität konkret gedacht und auf welche Weise kann man diese Realität angemessen

erschließen?

Als einer der griffigsten Lösungsvorschläge für diese Problematik gilt Anthony Gid-

dens Strukturationstheorie (vgl. Giddens 1985; Lamla 2003). Für Giddens ist die wis-

senschaftstheoretische Trennung in strukturalistische bzw. funktionalistische Ansät-

ze einerseits und hermeneutisch vorgehende bzw. subjektzentrierte Theorien ande-

rerseits von Grund auf der sozialen Realität unangemessen. Er schreibt vor allem

dem den strukturalistischen Theorien anhaftenden Objektivismus eine tragende Rol-

le im „orthodox consensus“ (Giddens 1985, 1) der Sozialwissenschaften zu, welcher

den grundlegenden Dualismus entgegen seiner Unfruchtbarkeit in der wissenschaftli-

chen Diskussion dennoch aufrechterhält. Giddens hält dem entgegen, dass

„[t]he basic domain of study of the social sciences […] is neither the experience of the
individual actor, nor the existence of any form of societal totality, but social practices
ordered across space and time” (ebd., 2).

Giddens setzt also bei der Frage nach den social practices, dem konkreten Verhalten

und Handeln innerhalb raumzeitlicher Rahmenbedingungen, als evidenter Tatsache

an: Menschen, Akteure handeln in sozialen Kontexten; unabhängig davon wie dieses

Handeln zunächst bewertet wird (etwa: intentional, strategisch, pfadabhängig, routi-

niert etc.). Menschliche Handlungen als Elementarform sozialer Realität sind aber

nicht klar zu greifen, da Handlungen an sich sehr komplexe Prozesse darstellen, die

meist nur über eine Kombination psychologischer, philosophischer und empirischer

Überlegungen erfassbar sind. Giddens versucht daher, entgegen der normativ oder

szientistisch argumentierenden Soziologie (vgl. Reckwitz 2007, 314f.), Akteurshan-

deln nicht als Abfolge rationalistischer oder intendierter Zwecksetzungen, sondern

als kontinuierliches Verhalten zur Welt zu interpretieren (Giddens 1985, 3). Der Pro-

zess- bzw. Kontinuitätsgedanke des Phänomens sozialer Handlung ist dabei der zen-

trale Unterschied zu klassischen Handlungstheorien: Es verhält sich für Giddens rea-

liter nicht so, dass Handlungen zunächst kognitiv reflektiert und verursacht und

dann in einem zweiten Schritt als einmalige, analytisch isolierbare Akte ausgeführt

werden15. Vielmehr ist ein sehr großer Teil menschlicher Handlungen und menschli-

chen Verhaltens eine routinierte Angelegenheit, die eher von „sedimentierten Gewiß-

heiten [sic!] im Lauf der Handlungsvollzüge“ (Joas 1986, 239) als von rationalen

15 Und im Idealfall nach dem Eintreten einer intendierten Wirkung oder Gegenhandlung wiederum re-
flektiert und sogleich in eine „Feedback“-Handlung eingespeist zu werden, so etwa die prominente 
Vorstellung der Funktionsweise politischer Systeme bei David Easton (vgl. Easton 1965, 17ff.). 
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Handlungsabwägungen geprägt ist. Die Frage nach der Begründung und Motivation

von Handlungen wird dabei erst relevant, wenn die alltägliche Routine und Einge-

bundenheit konkreter Handlungen aus diesem Rahmen fällt, d.h. vor allem in Krisen-

situationen und auftretenden Widersprüchlichkeiten (ebd.). Giddens ist hier vor al-

lem die Unterscheidung zwischen diskursivem und praktischem Wissen wichtig (vgl.

Giddens 1985, 4f.): Im täglichen Umgang mit der Welt ist vor allem das praktische,

das „Weltwissen“ von Relevanz, da eben ein Großteil menschlichen Handelns routi-

niertes Alltagshandeln ist. Das von den meisten Philosophen und Soziologen bemühte

und untersuchte diskursive Wissen macht dabei einen sehr beschränkten Teil der so-

zialen Welt aus. Das praktische Wissen ermöglicht, sich als Akteur in den sozialen

Strukturen zurechtzufinden und diese – eben durch die alltägliche Routine – zu

„strukturieren“, d.h. in einem raumzeitlichen Kontinuum ständig neu zu schaffen.

Hier wird deutlich, dass Struktur und Akteur schon aus handlungstheoretischer Sicht

nicht als Gegenpole oder getrennte Sphären des Sozialen gedacht werden müssen.

Handlungstheoretisch formuliert Giddens im Folgenden ein „stratification model of

the agent“ (ebd, 5), das die Bedingungen und Konsequenzen von Akteurshandeln

miteinander zu verknüpfen sucht. Zwischen den zwei Polen der Handlung – die rela-

tiv diffusen Gründe für ein bestimmtes Handeln sowie die (un)intendierten Folgen

desselben – befinden sich die drei Momente der Motivation, Rationalisierung und

des reflexive monitoring der Handlung. Dieses beinhaltet die tagtägliche Überprü-

fung der eigenen und fremden Handlungen im Lichte bestimmter Kontexte wie etwa

Regeln, Umwelten oder allgemein: Strukturen. Weiterhin bedeutet die Rationalisie-

rung von Handlungen, dass ein Akteur (potentiell) jederzeit Gründe und Begründun-

gen für sein jeweiliges Handeln angeben kann. In diesem Sinne ist Rationalisierung

eng an den Begriff des praktischen Wissens angelehnt, da auch hier nicht die diskur-

sive Verteidigung und theoretische Argumentation für diese oder jene Handlung,

sondern ein bloß loses theoretisches Verständnis des derzeitigen Handelns gemeint

ist (ebd.). Anders gefasst kann Rationalisierung also als Antwort auf die Frage „Was

tun Sie gerade hier und warum?“ gesehen werden: Fast jede Person, die sich in einer

Handlung befindet, wird diese Frage zumindest mit einem Satz beantworten können.

Der dritte Punkt, die Motivation der Handlung, unterscheidet sich nochmals von den

beiden anderen Momenten dahingehend, dass sie nicht Element der Kontinuität des

alltäglichen Handelns ist: mit Giddens verweist sie eher auf Handlungspotentiale als

auf einen bestimmten Modus des Handelns (vgl. ebd., 6). Insofern spielen Hand-
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lungsmotive zwar in der Diskussion bestimmter, herausgehobener Entscheidungen

(z.B. während Krisen) eine prominente Rolle, nicht aber im Großteil alltäglicher so-

zialer Handlungsroutinen. Weiterhin sind Motive eher beim Entwurf von Projekten

und Strategien entscheidend, da sie die Gesamtheit von Einzelhandlungen über einen

längeren Zeitraum innerhalb einer konkreten Zielvorstellung bündeln und strategisch

sinnvoll aufeinander beziehen. Hier wird bereits sichtbar, warum etwa politische Pro-

jekte wie die Wiederbelebung der Europäischen Integration (vgl. etwa Bornschier

2000a) sich ebenfalls eher vom alltäglichen Politikbetrieb abheben und deshalb Ge-

genstand wissenschaftlichen Interesses sind: sie können nicht unter den „normal-

politischen“ Problemlösungsschemata gefasst werden, sondern stellen strategische

Projekte dar, die sich durch unterschiedliche Motivationen, Interessenlagen und

Kräfteverhältnisse von der Alltagspolitik unterscheiden.

Anhand der Trias reflexive monitoring – rationalization – motivation sowie der

Grundunterscheidung von praktischem und diskursivem Wissen kann also eine

strukturationstheoretisch inspirierte Annäherung an das, was in den Sozialwissen-

schaften gemeinhin als „Akteur“ umschrieben wird, gefasst werden. Die vorge-

schlagene Modellierung von Akteuren hat indes Folgen für die Definition von agency

selbst, d.h. für das Vermögen, eine intentionale Handlung zu beginnen: agency ist

immer im Kontext der Kontinuität von Handeln zu analysieren. Dieser bereits in Be-

zug auf den Akteur dargestellte Umstand bedeutet für die Analyse der agency, dass

diese als „flow of intentional action“ (Giddens 1985, 8) zwar immer intentional ist,

aber gleichzeitig nicht intendierte Handlungsfolgen produziert. Sozialwissenschaft-

lich interessant ist vor allem der Zusammenhang zwischen beidem: wäre alleine die

Intentionalität einer Handlung ausschlaggebend für die Folgen, bestünde Sozialwis-

senschaft nur aus Handlungstheorie, wäre also Philosophie. Der Umstand, dass In-

tentionalität und Handlungsfolgen im Normalfall nicht deckungsgleich sind16, konsti-

tuiert die soziale Welt als komplexe Sphäre intendierter und nicht intendierter

menschlicher Interaktion, die eigener Analysekategorien bedarf.

16 Dies bedeutet konkret: Es gibt wenige Handlungen im sozialen Kontext, die eine unmittelbare Ver-
bindung von Intention A und Ergebnis A‘ darstellen. Vielmehr bewirken intentionale Handlungen zu-
meist entweder a.) eine Realisation von A‘ sowie weitere nicht intendierte Nebeneffekte, die wiederum 
selbst zu Ursachen weiterer Folgen werden oder b.) keine Realisation von A‘ und stattdessen aus-
schließlich (nicht intendierte) Nebeneffekte. So kann etwa ein Gesetz zum Verbot von Rauschmitteln 
a.) zur intendierten Folge eines niedrigeren Konsums von Drogen und gleichzeitig zu höherer Beschaf-
fungskriminalität (nicht intendiert) etc. führen oder etwa b.) der Konsum steigt dennoch und die Be-
schaffungskriminalität ebenso.
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Es gibt zwar noch weitere relevante Punkte im Gesamtbild der Strukturationstheorie,

doch um einer Überfrachtung durch metatheoretische Ausführungen vorzubeugen,

seien noch zwei für die folgende Analyse relevante Punkte angesprochen: Macht und

Struktur. Macht ist auch für Giddens ein essentielles Phänomen, da soziale Beziehun-

gen, vor allem aus der Perspektive der Prozessbetrachtung sozialer Realität, von

Macht – und Herrschaftsbeziehungen durchzogen sind. Ganz im Sinne der Dualität

sozialer Strukturen sieht Giddens den Machtbegriff im Spannungsfeld von einerseits

logischer bzw. subjektivistischer Erklärung (etwa: Macht ist die Fähigkeit des Sub-

jekts zur Umgestaltung seiner Umwelt) und andererseits gesellschaftlicher bzw. ob-

jektivistischer Konzeption (etwa: Macht entspricht gesellschaftlichen Relationen und

ist nur dort analysierbar) (vgl. auch ebd., 15). Demzufolge ist Macht weder Ressource

noch Eigenschaft von Strukturen oder Institutionen, sondern wird ständig in sozialen

Handlungen ausgeübt. Die soziale Reproduktion von Gesellschaften hängt in ent-

scheidender Weise von den in ihr eingeschriebenen Macht- und Herrschaftsverhält-

nissen ab. Insofern ist Macht für Giddens „a routine element of the instatiation of

conduct in social reproduction” (ebd., 16), was aber gleichzeitig die Kontingenz von

Machtbeziehungen offenbart: Sie sind nicht eingleisig, sondern eröffnen den subal-

ternen Akteuren und Gruppen Möglichkeiten der Einflussnahme und Herausforde-

rung derselben. Sie sind daher dialektischer Natur (ebd.) und somit prinzipiell kon-

tingent. Damit thematisiert Giddens ein wichtiges Moment kritischer Theoriebildung,

die sich in ihren verschiedenen Perspektiven auf eben diese grundsätzliche Um-

kämpftheit von Machtverhältnissen fokussiert.

Der besondere Beitrag der Strukturationstheorie zum Struktur-Akteur-Problem be-

steht nun in der Konzeption des Verhältnisses von Akteuren und Strukturen. Den

Ausgangspunkt bilden dabei die angesprochenen Handlungen von Akteuren: Wie

können diese sinnhaft, in einem zeitlichen und räumlichen Gesamtzusammenhang

gedacht und fortgeführt werden? Wenn Handeln im Wesentlichen die Reproduktion

von Gesellschaft bedeutet, ist diese Frage höchst essentiell, denn ohne eine zeitliche,

räumliche und sinnhafte Strukturierung von routinierten Handlungen kann Repro-

duktion gar nicht gedacht werden – sie wäre dann nur Repetition ohne sinnvollen In-

halt. Diese Sinnstiftung bieten Strukturen, die für Giddens im Wesentlichen Regeln17

und Ressourcen sind (vgl. Reckwitz 2007, 317; Zimmer/Ortmann 2001, 32). Sie sind

17 „Regeln“ beziehen sich dabei allgemein auf die Regelung bestimmter gesellschaftlicher Prozeduren 
und allgemein des gesellschaftlichen Umgangs. Sie sind daher nicht so eng zu fassen wie kodifizierte 
Regeln (vgl. Zimmer/Ortmann 2001, 32). 
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sinnstiftend, da sie die alltäglichen Routinehandlungen von Akteuren räumlich bün-

deln und zeitlich fortsetzbar machen: Erst die Regel, dass der tägliche Gang zur Ar-

beitsstelle durch ein Entgelt entlohnt wird, macht diesen täglichen Gang in gewisser

Hinsicht sinnvoll. Ebenso gilt dies für alle anderen Gesellschaftsbereiche; so sichern

die Regel der demokratischen Wahl die Fortsetzung der politischen Gemeinschaft ab

und geben dem Wahlgang (sowie im Allgemeinen dem politischen System) eine Sinn-

dimension etc. In Giddens Worten:

„Structure thus refers, in social analysis, to the structuring properties allowing the
‘binding’ of time-space in social systems, the properties which make it possible for
discernibly similar social practices to exist across varying spans of time and space and
which lend them ‘systemic’ form” (Giddens 1985, 17).

Gleichzeitig bedeutet diese enge Kopplung von Handlung und Struktur, dass diese

nicht mehr als Gegensätze oder gegenseitige Restriktion aufgefasst werden können.

Da Akteurshandeln nur innerhalb von Strukturen sinnvoll wird und gleichzeitig

Strukturen ohne Akteurshandeln nicht reproduziert werden können, spricht Giddens

hier, anstelle vom historischen Dualismus von der Dualität (duality) beider Phäno-

mene: „[T]he structural properties of social systems are both medium and outcome of

the practices they recursively organize“ (ebd., 25; Hervorh. M.B.). Impliziert ist in

dieser Wendung des klassischen Dualismus-Problems auch eine Betonung nicht nur

der einschränkenden (constraining), sondern ebenso der ermöglichenden (enabling)

Eigenschaften von Strukturen (ebd.). Diese markieren also nicht nur die Grenzen von

Akteurshandeln, sondern sind ebenso der Realisationsraum desselben. Wichtig anzu-

merken ist hier, dass Giddens nicht darzustellen versucht, dass sich Handeln und

Struktur lediglich in unbestimmter Art und Weise gegenseitig beeinflussen, sondern

dass er die ontologische Frage radikal umkehrt: Handeln und Struktur, Struktur und

Akteur sind insofern identisch, als sie denselben raumzeitlichen Prozess abbilden

(vgl. Reckwitz 2007, 318; Giddens 1985, 25; Treibel 2006, 246). Die vom Beobachter

gemachte Unterscheidung bleibt dabei die analytische Perspektive, die durch diese

Unterscheidungen Handlungen als solche sichtbar macht und Sinngehalte offenlegt;

im Grunde aber wird der starke ontologische Dualismus durch Giddens Dualitätshy-

pothese aufgelöst. 

Jessop: Das Dualitätsproblem „kritisch“ gewendet

Was bleibt nun von der Neufassung der Struktur-Akteur-Problematik für die Unter-

suchung übrig? Im Grunde zeigen Giddens theoretische Überlegungen, dass die sozi-

alwissenschaftliche Grundunterscheidung in Strukturen und Akteure und deren iso-
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lierte Analyse von vornherein Gefahr läuft, falsche Ergebnisse zu (re)produzieren.

Aus der analytischen Grundannahme einer Dualität zwischen beiden Seiten ergeben

sich entsprechende Kategorien, Analyseraster und fortfolgende Unterscheidungen,

die Handeln nicht als genuin praktischen, in die soziale Umwelt eingreifenden und

diese umgestaltenden Prozess, sondern stets nur als Abfolge souveräner, rationaler

Handlungsakte behandeln. Die Zuschreibung von Positionen, Strategien und die Be-

wertung derselben erfolgt immer unter der Annahme, diese wären unabhängig von

Strukturen, die diese Strategien nur behindern, nicht aber ermöglichen könnten. Im

Folgenden soll daher die theoretische Prämisse gelten, dass soziales Handeln zwar

strategisch sein kann, dieses aber eher die Ausnahme ist, innerhalb von politischen

Projekten (oder allgemein einem weiteren Kontext) stattfindet, umkämpft und um-

stritten in der Strategieformulierung ist und kontingente, unintendierte Ergebnisse

produziert. Gleichzeitig sind vorhandene Strukturen oft erst der Ermöglichungsgrund

dieser Strategien, da diese sich z.B. durch institutionelle Selektivitäten auszeichnen

(vgl. etwa Offe 1972, 65ff.). Schließlich ist das Verhältnis von Macht und sozialer Re-

produktion als wichtige Einsicht der Strukturationstheorie elementar: Macht ist nicht

nur die Möglichkeit der Veränderung der Umwelt durch einen partikularen Willen,

sondern entscheidend in die alltägliche soziale Reproduktion eingelassen. Sie ist kon-

stitutiver Bestandteil der täglichen Umformung der sozialen Realität und damit so-

wohl akteurs- als auch strukturtheoretisch greifbar, als kontingentes Moment inner-

halb des Flusses sozialer Aktivitäten. Macht- und Herrschaftsverhältnisse können so

nicht bloß als strukturelle Gegebenheiten oder Eigenschaften von Systemen, sondern

als umkämpfte, instabile und letztlich auch widersprüchliche soziale Relationen ge-

fasst werden.

Bob Jessop hat nun innerhalb der Entwicklung seines strategic-relational approach

(SRA, vgl. Jessop 2008) versucht, die Verschiebung von Dualismus zu Dualität aus

einer kritischen Perspektive für aktuelle Entwicklungen, insbesondere in der kriti-

schen Staatstheorie, weiterzudenken. Er zielt dabei auf das für ihn nur vordergründig

überzeugende Dualismus-Argument, indem er die Kritik von Holmwood und Stewart

(Holmwood/Stewart 1991, 4ff.; 89ff.) an eben diesem Argument diskutiert: Zum

einen bleiben in der sehr abstrakten Giddenschen Analyse spezifische Akteure und

Handlungen unterbelichtet (Jessop 2008, 40); Gegenstand der theoretischen Ausein-

andersetzung ist stets die „durée“ (Giddens 1985, 3), also die abstrakte Kontinuität,

sozialer Handlungen. Zum anderen aber, und dies ist in der Kritik zentral, beharrt
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Giddens sehr konsequent auf dem repetitiven, routinisierten und reproduktiven Cha-

rakter der sozialen Welt (Jessop 2008, 40). Die Überbetonung der Reproduktions-

leistung von Strukturen und Akteuren lässt aber außen vor, welche Rolle „strategic

contexts and orientiations“ (ebd.) in diesem Sinne spielen. Zwar verweist Giddens

richtigerweise in seinem Akteursmodell auf die Rolle der motivation in Bezug auf

langfristig angelegte (Strategie-)Projekte der handelnden Akteure; nichtsdestotrotz

spielen die repetitiven und restrukturierenden Elemente eine viel zentralere Rolle in

der Gesamtkonzeption (vgl. auch Giddens 1976, 168ff.). Insofern trifft Jessop hier

einen wichtigen Punkt, der vor allem in der kritischen Analyseperspektive sehr rele-

vant ist, da doch gerade die Zuschreibungen von Interessen und Standpunkten in ge-

sellschaftlichen Auseinandersetzungen wesentlich durch Strategien und Gegenstrate-

gien kenntlich gemacht werden können. Jessop schlussfolgert, dass der zweite Kritik-

punkt dazu führt, dass die Strukturationstheorie in großen Teilen eine unhistorische

(„atemporal“, Jessop 2008, 41) Perspektive aufweist, d.h. für historische Strukturen

nicht sensibilisiert ist. Obwohl der Kritikpunkt nicht weiter ausgeführt wird, ist die

Referenz an ein zentrales Element kritischer Theoriebildung – der historischen Ge-

bundenheit von Sozialwissenschaft18 – deutlich. 

Jessop schlägt an Stelle der vermeintlich falschen Giddenschen Dualität eine dialekti-

sche Relativierung des klassischen Dualismus vor (ebd.). Zentral für diese Wiederbe-

lebung des Dualismus ist die Definition von Strukturen als Träger von „inscribed

strategic selectivity“ (ebd.) sowie die Definition von Handlung als „perfomance by

agents with strategically calculating structural orientiation“ (ebd.). Strukturen sind

also nicht nur das, was Akteure aus ihnen machen und daher prinzipiell „neutraler“

Boden, sondern besitzen eine selektive Vor-Prägung, die sie in ihrer historischen und

räumlichen Gebundenheit verortet sowie diese „agency-and strategy-specific“ (ebd.)

macht. Während die Definition von Strukturen nicht unbedingt der Giddenschen

Version widersprechen muss19, sind Akteure und Akteurshandeln für Jessop alles an-

dere als bloß reproduktive Vorgänge:

18 „Social and political theory is history-bound at its origin, since it is always traceable to an historical-
ly-conditioned awareness of certain problems and issues” (Cox 1981, 128).

19 Jessop legt sehr starken Wert auf die Aussage, dass Giddens Strukturverständnis unhistorisch ist. 
Dies ist aber nur bedingt zutreffend, da die Strukturationstheorie – im Gegensatz zu Jessops SRA – 
eher auf einer hohen Abstraktionsebene operiert und daher nicht, wie der SRA, Aussagen mittlerer 
Reichweite trifft. Daher ist die Strukturationstheorie in gewisser Weise unhistorisch, allerdings aus 
theorieimmanenten Gründen (und nicht etwa aus Versäumnissen o.ä.).
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„[A]gents are reflexive, capable of reformulating within limits their own identities
and interests, and are able to engage in strategic calculations about their current
situation” (ebd.).

Es wird deutlich, dass Jessop nicht an der alltäglichen Routine sozialen Handelns in-

teressiert ist, sondern an den Brüchen und Abweichungen von dieser Routine. So

nimmt er aber gleichzeitig den Akteuren einen Teil der von Giddens betonten Fähig-

keit zur Reproduktion sozialer Verhältnisse, indem er das Wort „strukturell“ in seiner

starken Form anführt: all das ist strukturell, was nicht innerhalb eines bestimmten

Zeitraums von Akteuren mit bestimmten Strategien geändert werden kann (ebd., 42).

Mit Giddens ändern Akteure ja in gewisser Weise ständig die sie umgebenden Struk-

turen, da sie sie selbst reproduzieren. Jessop aber macht darauf aufmerksam, dass

die Verwendung des Wortes „strukturell“ seinen Sinn verliert, wenn damit auch

gleichzeitig ständig änderbare Eigenschaften sozialer Umwelten gemeint sind. Diese

zweite Art von Elementen werden folglich als „conjunctural“ und nicht „structual“

(ebd.) bezeichnet. Eine zweite wichtige Schlussfolgerung aus der Kritik an der Struk-

turationstheorie ist, dass das Jessopsche „dialektische“ Verständnis von Struktur und

Akteur keinen Rückfall in den alten Dualismus bedeutet. Hierbei werden die Einsich-

ten von Giddens, wonach Strukturen nicht nur constraining, sondern auch enabling

sind, strategisch-relational spezifiziert: Strukturen sind für bestimmte Akteure und

Handlungen enabling, für andere wiederum constraining, d.h. die historischen,

räumlichen und sonstigen Spezifikationen von Strukturen müssen spezifischen Ak-

teuren gegenübergestellt und dementsprechend analysiert werden (ebd.). Dies kann

wiederum weiter differenziert werden, indem verschiedene Strategien unter dem

Blickpunkt verschiedener Zeithorizonte betrachtet und so auch die zeitliche Gebun-

denheit bestimmter Koalitionen und gemeinsamer Zielsetzungen von Akteuren in

den Blickpunkt rücken.

Wichtig für die spezifische Analyseperspektive des SRA ist schließlich noch die Kon-

zeption von Macht, die sich, ebenso wie der strukturationstheoretische Begriff, von

klassischen Machttheorien signifikant unterscheidet. Jessop befindet sich auch hier

in der kritischen Theorietradition, wenn er Macht eher als zu erklärendes Phänomen

und nicht als Erklärungsprinzip versteht (ebd., 43). Macht- und Herrschaftsverhält-

nisse sind nicht nur unabhängige Variablen zur Erklärung bestimmter outcomes,

sondern Gegenstand der Erklärung und Kritik selbst. Dieser Umstand verweist auf

die Coxsche Grundfrage kritischer Theorie(n), nämlich diejenige, wie historisch spe-
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zifische soziale Ordnungen entstanden sind20. Ein zweiter Kritikpunkt betrifft die

Kontextualisierung von Macht, durch die eine radikale Relativierung des Konzepts er-

folgt (ebd.). Macht ist in dieser Hinsicht sehr stark von Zuschreibungen und Identifi-

kation von sozialen Kräften abhängig, die in einer gewissen Spannung zum Konzept

von Akteuren stehen. Der SRA tut sich hier schwer, die Rolle einzelner Akteure ab-

seits der Konzeption sozialer Kräfte genau zu definieren; allerdings ist dies für die

differenzierte Perspektive auf Macht als Zuschreibung zunächst einmal sekundär.

Zentral ist die Identifikation und Herausarbeitung von sozialen Kräften und Hand-

lungen, die bestimmte Effekte hervorbringen und dadurch Macht ausüben, durch den

Machtbegriff. Diese Relativierung hat gleichzeitig einen praktischen Vorteil: Macht

wird nicht mehr als Abstraktum begriffen oder als gegeben hingenommen, sondern

im Handlungskontext sozialer Kräfte selbst verortet.

Insgesamt weist Jessops Kritik auf folgende wichtige Erweiterungen der Strukturati-

onstheorie hin:

- Weder Strukturen noch Akteure können unhistorisch hinreichend erfasst wer-

den. Für die konkrete Analyse sozialer Entwicklungen ist immer eine histo-

risch spezifische Perspektive unabdingbar, die deutlich macht, welche histori-

schen Strukturen und welche Akteure, sozialen Kräfte und Handlungskontexte

diese Perspektive prägen.

- Obwohl routiniertes Handeln einen Großteil alltäglicher Vorgänge ausmacht,

ist es doch gerade das strategische und spezifisch intendierte Handeln, das so-

zialwissenschaftlich besonders interessant ist. Brüche, Widersprüche und Kri-

senerscheinungen, genauso wie Macht- und Herrschaftsverhältnisse sind von

strategischem und politisch motiviertem Handeln derart geprägt, dass sie

ohne die Analyse desselben nicht verstanden werden können.

- Hieran anknüpfend ist die soziale Reproduktion von Gesellschaft zwar verwur-

zelt im Alltagshandeln; doch die hierfür notwendigen strategischen und politi-

schen Entscheidungen, Kämpfe und Auseinandersetzungen um gesellschaftli-

che Reproduktionsmuster sind der Kern kritischer Analyse. Soziale (Re)Pro-

duktion wird hierbei als prinzipiell kontingent begriffen, was den handelnden

Akteuren auch bewusst ist. Ohne dieses Bewusstsein wären z.B. politische Pro-

20 „It [Critical Theory, Anm. M.B.] is critical in the sense that stands apart from the prevailing order of
the world and asks how that order came about” (Cox 1981, 129).
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jekte, die auf Veränderungen von ökonomischen, sozialen und gesellschaftli-

chen Reproduktionsweisen zielen, nicht denkbar.

- Macht ist nicht nur ein kontingentes Phänomen, sondern zentral mit den In-

teressen und Strategien sozialer Kräfte verknüpft. Sie wird dadurch radikal re-

lativiert und historisch spezifisch gefasst, d.h. eine generelle Theorie der

Macht ist nicht möglich. Sie spielt eine zentrale Rolle in der Analyse gesell-

schaftlicher Auseinandersetzungen, also einem für die kritische Perspektive

essentiellen Terrain.

- Letztlich bedeutet die kritische Perspektive auf das Struktur-Akteur-Problem,

dass Strukturen dahingehend aufgewertet werden, dass sie bestimmte, interes-

senspezifische Selektivitäten aufweisen21 und deswegen nicht „neutral“ im Sin-

ne einer bloßen routinisierten Reproduktionsleistung beteiligter Akteure ein-

geschätzt werden. Gleichzeitig wird die hervorgehobene Rolle von Akteuren

dahingehend relativiert, dass sie in spezifischen Kontexten und mit spezifi-

schen ökonomischen, sozialen und strategischen Positionen ausgestattet perzi-

piert werden.

Damit ist die Behandlung der für die Frage nach Klassenhandeln in historischen

Strukturen zentralen Problematik von Akteuren und Strukturen umrissen worden. Es

wurde deutlich, dass die Giddensche Strukturationstheorie einen wichtigen Beitrag

zur Entschärfung des alten Dualismus bietet und die Dualitätshypothese wichtige

theoretische Anhaltspunkte liefert. Gleichzeitig zeigt die kritische Evaluierung dieses

Ansatzes durch Jessop, dass eine an der Reproduktion und Verschiebung von Macht-

und Herrschaftsverhältnissen interessierte Perspektive bestimmte Punkte relativie-

ren, andere besonders hervorheben muss, um einen geeigneten Rahmen für die Ana-

lyse politökonomischer Entwicklungen zu entwerfen. Im Folgenden wird nun, auf der

Einsicht in die komplexen, dialektischen Entwicklungen von Struktur-Akteur-Bezie-

hungen aufbauend, zunächst die Entwicklung der Europäischen Integration inner-

halb der historischen Struktur des Neoliberalismus dargestellt. Anschließend wird

versucht, die strategischen Ausrichtungen verschiedener Teile der transnationalen

europäischen Elite in den verschiedenen Krisenphasen seit 2008 zu beleuchten und

in einen differenzierten Handlungskontext zu stellen.

21 Ein Beispiel wäre etwa die grundsätzliche Persistenz von Institutionen, Strukturen und Verfahren, 
die den grundlegenden gesellschaftlichen Reproduktionsmodus kapitalistischer Akkumulation absi-
chern und regulieren. Siehe hierzu insbesondere die Beiträge der regulationstheoretischen Perspekti-
ve, etwa Aglietta 1987, Becker 2002, Jessop 2001.
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3. Der neoliberale Entwicklungspfad der EU seit den 1980er-Jahren

3.1 Historische Strukturen und der Neoliberalismus22

Nach den konzeptionellen Überlegungen im ersten Teil eröffnet sich nun die Frage

nach dem Untersuchungsgegenstand im weitesten Sinne, der Europäischen Integrati-

on in ihrer historisch-strukturellen Dimension. Obwohl bisher sehr stark für eine

Aufwertung von Akteurshandeln – vor allem in Form von class agency – argumen-

tiert wurde, darf die strukturelle Seite historisch-sozialer Prozesse nicht komplett au-

ßen vorgelassen werden. Denn wie Jessop richtig anmerkt, sind trotz der gegenseiti-

gen dialektischen Konstitution Strukturen als Orientierungs- und Verortungspunkte

strategisch handelnder Akteure zentral (Jessop 2008, 41).

In der politökonomischen Forschung markiert die von Robert Cox in den 1980er-

Jahren eingeführte Diskussion gramscianischer Konzepte und Ideen in zweierlei Hin-

sicht eine entscheidende Wende: zum Einen bricht die neogramscianische IPÖ mit

der statisch und eindimensional argumentierenden älteren kritischen Theorietraditi-

on, die auch in empirischen und strukturell neu zu bewertenden Fragen (etwa der

Globalisierung) eine sehr kapitallogisch argumentierende Position einnahm23. Zum

Anderen, und dies ist der entscheidende Punkt, überdenkt sie die althergebrachten

Kategorien der Analyse Internationaler Beziehungen, insbesondere die „Axiome“ ei-

ner anarchischen Umwelt, von Staaten als monolithischen Blöcken und Hauptakteu-

ren in der internationalen Politik und von Macht als eindimensionalem Konzept

(etwa: militärische Macht). Stattdessen, so die einschlägige Abgrenzung von Cox, ver-

lässt die neogramscianische Theorieperspektive das Terrain der sogenannten pro-

blem-solving theories und wendet sich postpositivistischen, realitätsnäheren Annah-

men über die internationale Umwelt zu (Cox 1981, 128ff.). In diesem Sinne sind die

Mainstream-Theorien der IB auf die Lösung von auftretenden Problemen und Kon-

flikten innerhalb der bestehenden Weltordnung fokussiert, während die neograms-

cianische Perspektive die Konstitutionsbedingungen von Gesellschaft und Weltord-

nung sowie ihrer Widersprüche, Krisen und Brüche thematisiert. Dies verändert die

Analyseperspektive dahingehend, dass Macht- und Herrschaftsverhältnisse, die über

politisch legitimierte Herrschaft hinausgehen, thematisiert und in den Kontext gesell-

schaftlicher Auseinandersetzungen gestellt werden. Insgesamt lässt sich die Perspek-

22 Die Struktur der Ausführungen in diesem Kapitel (3) ist inhaltlich zum Teil an eine eigene frühere 
Seminararbeit angelehnt (s. Literaturverzeichnis: Babić 2016).

23 So auch etwa in der „deutschen“ Staatsableitungsdebatte der 1970er-Jahre, vgl. Hirsch/Kannan-
kulam 2006.
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tive der neogramscianisch inspirierten IPÖ also als Versuch darstellen, die strukturel-

le Limitierung der klassischen IB-Theorien durch eine an den Konflikten und Macht-

verhältnissen komplexer Gesellschaften ausgerichtete  Theorie zu kontrastieren (vgl.

hierzu allgemein Gill 1993; Cox/Sinclair 1999; Bieling/Deppe 1996). 

Ausgangspunkt der kritischen Perspektive ist zunächst die Analyse historischer

Strukturen. Diese können als historisch und räumlich kontingente, strukturell selek-

tive und potentiell umkämpfte Rahmenbedingungen („frameworks for action“, Cox

1981, 135) der gesamtgesellschaftlichen (Re-)Produktion definiert werden. Histori-

sche Strukturen sind daher nicht auf die ökonomische Basis kapitalistischer Gesell-

schaften zu reduzieren, sondern bestehen aus einem relativ komplexen Zusammen-

spiel von materiellen Bedingungen, Ideen und Institutionen im weitesten Sinne (Cox

1981, 136). Dabei verwirft Cox die Idee des ökonomischen Determinismus (vgl. Jes-

sop 2011) und plädiert für eine historisch sensibilisierte Haltung gegenüber spezifi-

schen Gesellschaftsformationen. Eine historisch bestimmte Situation ist von spezifi-

schen Kräfteverhältnissen und deren Dominanz innerhalb des frameworks for action

geprägt: jeder der drei genannten Faktoren aus Abb. 2 können, je nach Umstand, ent-

weder auf die anderen Faktoren einwirken oder von diesem dominiert werden24. In-

sofern ist die Analyse der einzelnen historischen Fälle und ihrer Kräftekonstellatio-

nen unabdingbar für eine adäquate Darstellung historisch spezifischer Strukturen.

Ganz im Sinne der gramscianischen Hegemonietheorie (vgl. Cox 1983, 162-164) un-

terscheidet Cox anschließend hegemoniale von nicht-hegemonialen Strukturen (Cox

1981, 137): Hegemonie ist nur angesichts eines „fits“ der drei genannten Faktoren

denkbar, d.h. wenn Ideen, Institutionen und materielle Bedingungen in einem relativ

stabilen Kompromissverhältnis stehen und daher Gewaltanwendung oder ständige

Auseinandersetzungen nicht stattfinden. Ein „fit“ wird bei Cox daher auch mit einer

einigermaßen friedlichen historischen Phase verbunden, etwa der pax britannica

oder pax americana (Cox 1981, 140).

Die drei Formen sozialer Kräfteverhältnisse werden zusätzlich durch drei vertikale

Ebenen der Analyse ergänzt: den Produktionsverhältnissen (Mikroebene), des Staa-

tes (Mesoebene) und der Weltordnung (Makroebene) (Cox 1981, 138).

24 „The question of which way the lines of force run is always an historical question to be answered by 
a study of the particular case“ (Cox 1981, 136). 
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(Abb. 2; Cox 1981, 136)           (Abb. 3; Cox 1981, 138)

Die zweidimensionale Analyseperspektive erlaubt es im Folgenden, verschiedene

Ausschnitte sozialer Realität in der jeweils spezifischen historischen Verortung zu

analysieren. Je nachdem, ob sich der Fokus auf die politökonomischen Grundkonflik-

te, den Staat als komplexe, umkämpfte Verdichtung dieser Konflikte und Kraftver-

hältnisse (vgl. Poulantzas 2002) oder auf die Ebene der Weltordnung und transnatio-

nalen Konflikte und Entwicklungen verlagert, sind andere Herangehensweisen und

Analyseperspektiven zu wählen. Innerhalb dieser vertikalen Unterscheidungen spie-

len die horizontalen Differenzierungen verschiedener sozialer Kräfte und Faktoren

dann eine Rolle. Somit bietet die Folie der historischen Strukturen ein strukturelles

Grundgerüst, um spezifische, historisch gebundene sozioökonomische Konstellatio-

nen heuristisch zu erfassen.

Neoliberalismus als historische Struktur

Um den Entwicklungspfad der Europäischen Integration seit den 1980er-Jahren kon-

kret zu erfassen, bietet sich also das Analyseraster von Cox an. Während die pax bri-

tannica sowie die pax americana25 relativ stabile vorangegangene historische Struk-

turen gebildet haben, ist die postfordistische, „neoliberale“ historische Struktur seit

den 1980er-Jahren von wenig hegemonialem Konsens und sehr instabilen Kräftever-

hältnissen gekennzeichnet. Der aus der Krise des Fordismus in den 1960er-und 70er-

Jahren erwachsene Übergang zu einem finanzmarktdominierten Akkumulationsre-

gime (vgl. Demirović/Sablowski 2012) bzw. zum Dollar-Wall Street-Regime (Gowan

25 So ist die pax americana beispielsweise von der Trias fordistische Produktionsverhältnisse (materi-
elle Bedingungen), expansive Wohlfahrtsstaaten und Bretton Woods (Institutionen) sowie von keyne-
sianischer Wirtschaftspolitik und dem West/Ost-Konflikt (ideelle Ebene) getragen worden. Diese 
Kombination stellte die Weichen für die „goldenen 30 Jahre“ der Nachkriegszeit mit ihrer Massenpro-
duktion-und Konsumption bei gleichzeitiger Binnenmarktorientierung. Natürlich ist diese Beschrei-
bung unvollständig, doch sie dient an dieser Stelle lediglich der Illustration.
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1999) sorgt für eine Neuordnung und Verschiebung der globalen Kräfteverhältnisse,

vor allem zu Gunsten des transnational agierenden Finanz-und Industriekapitals. Zu-

dem erwies sich die neoliberale Ordnung als inhärent instabil, wie die sich häufenden

Finanz-und Wirtschaftskrisen seit den 1990er-Jahren zeigen. Neuartige Krisendyna-

miken entstanden durch die komplexe Verflechtung und gleichzeitig steigende Be-

deutung des globalen Finanzsektors und erfassten zunehmend mehr Bereiche der Ge-

sellschaft, auch über volkswirtschaftliche Grenzen hinweg. Die 2007 in den USA aus-

gebrochene Subprimekrise etwa transformierte sich über verschiedene Ausbreitungs-

kanäle und Krisendynamiken Ende 2009 zu einer europäischen Schulden-und Inte-

grationskrise (vgl. Overbeek 2012). Zusätzlich schlagen Wirtschaftskrisen – auch

durch die extreme Verkürzung der politischen Reaktionszeiten begünstigt – viel

schneller in gesamtgesellschaftliche Krisen um (etwa in ökologische, soziale und

politische Krisen, vgl. auch Demirović et al. 2011). Diese Umstände verstärken die In-

stabilität des finanzmarktdominierten Kapitalismus' in erheblichem Maße. 

Gleichzeitig bedeuten diese Entwicklungen nicht die „Abschaffung“ der Analyseebene

des Staates. Er agiert auch in Zeiten vertiefter Globalisierung als „core agency“ (Wac-

quant 2013, 66), indem er die Rahmensetzung und Verrechtlichung ökonomischer

Aktivitäten forciert und durchsetzt. Dies wird nicht zuletzt auch auf politökonomi-

schen Konfliktfeldern wie der europäischen Finanz- und Wirtschaftskrise mit ihrer

erhöhten Staatsaktivität deutlich. 

Nichtsdestotrotz treten im neoliberalen Kapitalismus die transnationalen Unterneh-

men (TNCs) als zentrale neue Kategorie auf. Diese werden im Zuge der Globalisie-

rung zu wichtigen Akteuren, da sie im Wesentlichen über die Höhe der ausländischen

Direktinvestitionen und damit über den Großteil der globalen Kapitalbewegungen

entscheiden (van Apeldoorn 2002, 57ff.). Der Unterschied zwischen der neoliberalen

und der fordistischen Konstellation liegt dabei in der Grundorientierung der wichti-

gen ökonomischen Akteure: Die großen fordistischen, arbeitsintensiven Schlüsselin-

dustrien waren größtenteils binnenmarktorientiert und teilweise in öffentlicher

Hand, wohingegen sich die eher kapitalintensiven TNCs in Richtung Weltmarkt und

dem dort herrschenden Wettbewerbsdruck orientieren. Damit entziehen sich die

neuen Akteure der Weltwirtschaft in außerordentlichem Maße der nationalstaatli-

chen Regulierung und prägen so in entscheidendem Maße die neoliberale historische

Struktur. 
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Zu diesen Entwicklungen kommt noch die Tendenz von Politik und Wissenschaft zur

Annahme neoliberal transformierter neoklassischer Ökonomievorstellungen (vgl.

Stützle 2014, 19-33, 133-197; Mirowski 2013; Crouch 2011). Die Idee der Austerität

als bevorzugtes Mittel der Haushaltskonsolidierung spielt dabei in der Eurokrise eine

entscheidende legitimatorische Rolle (vgl. Blyth 2013), ebenso wie viele weitere

marktliberale Vorstellungen der präferierten Funktionsweise der globalen Ökonomie.

Somit lässt sich zusammenfassend sagen, dass die postfordistische historische Struk-

tur aus einem hegemonial instabilen Zusammenspiel von neoliberalen Vorstellungen

über Ökonomie und Gesellschaft, einer finanzmarktgetriebenen Reproduktionsweise

und geringerer institutioneller Ausgestaltung als der Fordismus mit dem Staat als

core agency besteht. Da neoliberale Politik- und Wirtschaftsvorstellungen sowohl

wissenschaftlich als auch besonders gesellschaftlich hoch umstritten sind26 und die fi-

nanzmarktdominierte Akkumulationsweise relativ instabile, krisenhafte Reprodukti-

onsbedingungen hervorbringt, erweist sich die gesamte historische Struktur als ten-

denziell krisenbehaftet.

3.2 Die neoliberale Integrationsweise der EU

Die Wiederbelebung der Europäischen Integration in den 1980er-Jahren stand also

im Zeichen globaler Umbrüche, vor allem der beschriebenen Krise des Fordismus,

der in Fahrt kommenden Globalisierung sowie der neuen Dominanz neoliberaler

Politiken und Ideen27. Folgende Punkte müssen aber noch an Cox' Konzept ergänzt

werden, um einen adäquaten Interpretationsrahmen der neoliberalen Integrations-

weise zu schaffen (vgl. auch Bieling/Steinhilber 2000, 103):

- Die neogramscianische Perspektive sieht nicht den Intergouvernementalismus

als hinreichende Erklärung für den neoliberalen Integrationsmodus, sondern

rückt vor allem transnationale Netzwerke, Klassen, Allianzen und deren strate-

gische Entscheidungen in den Mittelpunkt der Darstellung (vgl. Bieler/Morton

2001).

- Die Erklärung politökonomischer Entwicklungen muss über die Analyse kon-

kreter Projekte und Initiativen erfolgen. Mit Blick auf die zentralen Integrati-

onsschübe (EGKS, EWS, WWU usw.) ist ersichtlich, dass die jeweiligen euro-

26 Mit Gallie kann man von einem essentially contested concept (Gallie 1956) sprechen.

27 Dies wird nicht zuletzt daran deutlich, dass mit Thatcher 1979 in Großbritannien, Reagan 1981 in 
den USA und Kohl 1982 in der BRD jeweils dezidiert neoliberal orientierte PolitikerInnen in Regie-
rungsverantwortung kamen.
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päischen Allianzen aus Klassen, Klassenfraktionen und Gruppen ihre Interes-

sen über derartige politische Projekte und Initiativen vorangebracht haben.

- Da es sich bei der europäischen Konstellation um ein Mehrebenensystem han-

delt, sind Aussagen über die Entwicklungen einer bestimmten Ebene (in die-

sem Falle der transnationalen Klassenformationen) nur im Gesamtkontext

sinnvoll zu verorten. Es sollte daher klargemacht werden, auf welcher Ebene

sich die Analyse befindet und welche Erklärungskraft diese darüber hinaus

hat.

Anhand dieses erweiterten Kriterienkatalogs kann die Wiederbelebung der Europäi-

schen Integration spätestens seit der Implementation des EWS 1979 als hegemonial

umkämpfte neoliberale Restrukturierung des politökonomischen europäischen Ent-

wicklungsmodells umschrieben werden. Auf einer abstrakten Ebene sind die Kern-

prozesse dieser Restrukturierung einerseits kompetitive Deregulierung (von Finanz-

märkten, Arbeitsmärkten usw.) sowie andererseits kompetitive Austerität

(Bieling/Steinhilber 2000, 110). Wie im Folgenden deutlich wird, sind vor allem diese

beiden Elemente zentral für die weiterführende Integration gewesen.

EWS, Binnenmarkt und WWU

Obwohl das Binnenmarktprojekt gemeinhin als Neustart der europäischen Integrati-

onsbemühungen gilt, war es in erster Linie das EWS und der damit verbundene

Wechselkursmechanismus I, der am Ende der ökonomischen Umbruchphase der

1970er-Jahre die Grundlagen für die weitere Entwicklung der EU (damals noch EG)

legte. Mit dem Ende von Bretton Woods, den Ölkrisen im selben Jahrzehnt sowie den

immer deutlicher werdenden Limitationen einer keynesianischen Nachfragesteue-

rung gerieten die westlichen Industrienationen in ökonomisch turbulentes Fahrwas-

ser. Die vor allem in Weichwährungsländern rasant steigende Inflation und eine all-

gemeine Unsicherheit über die Ausgestaltung der sich immer deutlicher durchsetzen-

den Globalisierung von Produktionsstrukturen führte unter anderem auch zu wäh-

rungspolitischen Problemen, denen mit der Einführung des EWS begegnet werden

sollte. Auch aufgrund des verschärften globalen Wettbewerbsdrucks wurde dieses

schließlich auf Initiative der französischen und deutschen Regierungen durchgesetzt.

Primäre Motivation war dabei eine europäisch koordinierte und dadurch gestärkte

Geldpolitik (vgl. Bieling 2003, 207; Ambrosius 1996, 152). Folge der Einführung war

die Stabilisierung der Wechselkurse der verschiedenen Währungen, was letztlich
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auch intensivierten ökonomischen Austausch in Vorbereitung auf den europäischen

Binnenmarkt als positiven Effekt aufwies.

Die erfolgreiche Stabilisierung der europäischen Volkswirtschaften durch das EWS

bot die Folie für weitere Integrationsschritte, die in der Folge zügig umgesetzt wur-

den. Das noch in den 70er-Jahren im gescheiterten Werner-Plan formulierte Ziel der

Schaffung einer europäischen Währungsunion konnte gleich mehrere zentrale Inter-

essen der europäischen Politik vereinen, nämlich sowohl das französische Bestreben,

eine dominante D-Mark über eine Vergemeinschaftung der Währungspolitik europa-

politisch einzugehen (vgl. Stützle 2014, 163ff.) als auch die von der Bundesbank –

und in der Folge auch Bundesregierung – forcierte Stabilisierung der innereuropäi-

schen Wechselkurse (Cafruny/Ryner 2007, 147). Bei der Ausgestaltung des EWS war

es dann vor allem die deutsche Position, die sich mit ihrer neoliberalen Wende in der

Geldpolitik hin zur Preisstabilität als primäre Zielvorgabe zu großen Teilen durchset-

zen konnte (vgl. Stützle 2014, 156ff.). Das letzte „keynesianische Aufbäumen“ unter

dem französischen Präsidenten Mitterand, welches aus einem groß angelegten Aus-

gabenprogramm zur Krisenbekämpfung zu Beginn der 80er-Jahre aufgefahren wur-

de, konnte nicht die erhofften ökonomischen Impulse liefern. Insgesamt kann das

EWS also als Startpunkt der neoliberalen Entwicklung Europas gelten: es rückt die

Geldmengen- und somit Preisstabilität in den Vordergrund, die durch disziplinieren-

de gegenseitige Kontrollen und Interventionen zwischen den Zentralbanken sicherge-

stellt werden sollte (die sogenannte Interventionspflicht, vgl. Rittberger et al. 2013,

198). 

Der Fortschritt der Integration wich auch in der Frage des Binnenmarktes nicht vom

eingeschlagenen Pfad ab, auch weil die Europäische Kommission und die französi-

sche Regierung als wichtige Akteure die neue Integrationsweise mittrugen (Stützle

2014, 170ff.). Gleichzeitig manifestierte sich mit der Gründung des European Round

Table of Industrialists (ERT) eine weitere, entscheidende Kraft dieser politökonomi-

schen Restrukturierung auf transnationaler Ebene, die die seit Jahrzehnten beklagte

„Eurosklerose“ (Bieling 2010, 75) mit ihrer Agenda aufbrach. Dieser „grund-

legende[…] Wandel der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse“ (ebd., 73) schlug sich

vor allem in der wettbewerbsstaatlichen Transformation der europäischen Inte-

gration nieder. Kennzeichnend hierfür war der neue Fokus auf Wettbewerbsfähigkeit

als Zielgröße der Wirtschaftspolitik, Preisstabilität als Ziel der Geldpolitik sowie die
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Haushaltskonsolidierung über Austeritätsmaßnahmen als Ziel der Finanzpolitik (vgl.

Ambrosius 1996, 153f.). 

Anschließend setzten auch die Einheitliche Europäische Akte (EEA) sowie die Vollen-

dung des Binnenmarktes das neue Paradigma in der europäischen Integration fort.

Die Realisation der vier Grundfreiheiten des Kapital-, Waren-, Dienstleistungs- und

Personenverkehrs erfolgte daher hauptsächlich über die Logik der kompetitiven De-

regulierung: Als Grundprinzip gilt hierbei nicht die Harmonisierung der nationalen

Normen, Vorschriften usw., sondern die gegenseitige Anerkennung parallel bestehen-

der nationaler Regelungen (ebd., 157). In der Konsequenz führt dies nicht zu Bemü-

hungen um eine politökonomische Konvergenz, sondern zu einer marktförmigen,

kompetitiven Deregulierung nationaler Regulationssysteme. 

Die währungspolitische Flankierung des Binnenmarktes erfolgte mit der im Maas-

trichter Vertrag angepeilten Vollendung der Währungsunion (EWU) bis 1999 (Bieling

2010, 76). Als Anpassungsmaßnahme an das finanzmarktdominierte globale Akku-

mulationsregime und dessen Wettbewerbsdruck (vgl. ebd.) bedeutete dieser Schritt

die entscheidende Konstitutionalisierung währungspolitischer Disziplin innerhalb

der Mitgliedsstaaten.

Die zweite Logik der neoliberalen Integration, kompetitive Austerität, wurde im

Maastrichter Vertrag selbst bzw. den WWU-Regeln verwirklicht: Einerseits wirkten

hier die Maastrichter Konvergenkriterien als Faktor; des Weiteren wurde die Preis-

stabilität als wichtigste Zielgröße der Geldpolitik mit der dritten Stufe des Plans zur

Realisierung der WWU festgelegt (vgl. Stützle 2014, 248f.). Damit war die Praxis der

Abwertungen (Erweiterung der Geldmenge), mit der die Weichwährungsländer Wett-

bewerbsdefizite abschwächen konnten, de facto abgeschafft: Nur noch interne Ab-

wertungen, zumeist über Austeritätspolitik realisiert, blieben als Instrument übrig. 

Des Weiteren wurde auch nach Maastricht weiter am Kurs der kompetitiven Deregu-

lierung und Austerität festgehalten, indem im Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP)

von 1997 die Mitgliedsländer auch nach Eintritt in die WWU zu einer nachhaltigen

Haushaltspolitik forciert wurden. Der SWP kann dabei als Zugeständnis an die mone-

taristisch argumentierenden Akteure in der europäischen Diskussion – etwa vor al-

lem die Bundesbank – gewertet werden; er stellt somit einen Ausgleichsmechanismus

für die WWU dar, die als Wirtschaftsgemeinschaft keine politische Vergemeinschaf-

tung vorsah. Der politische Charakter des SWP bestand darin, eine allgemeine Stabi-
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litätskultur in den Mitgliedsländern festzuschreiben bzw. die Fiskaldisziplin der euro-

päischen Staaten als Fundamentalprinzip der Gemeinschaft festzulegen. Spätestens

mit dem SWP kann man somit von einer Konstitutionalisierung von kompetitiver De-

regulierung und Austerität in der europäischen Integration sprechen.

3.3 Das transnationale Kapital in der neoliberalen Restrukturierung: 
AMUE, ERT und BusinessEurope

In der Darstellung der neoliberalen Wende der Europäischen Integration wurde

deutlich, dass es vor allem die Logiken der kompetitiven Deregulierung und Austeri-

tät sind, die federführend für die weitere Entwicklung waren. Welche sind aber die

Akteure, die den „social purpose“ (van Apeldoorn 2002, 12), d.h. die strategische Se-

lektivität der europäischen Ordnung gegenüber neoliberalen Politiken und Interessen

mitkonstituieren? Hier müssen, auch im Sinne der zuvor angeführten Punkte in Be-

zug auf class agency, grundsätzliche strategisch proaktive von eher passiven Kräften

der Restrukturierung unterschieden werden. So kann etwa der französischen Regie-

rung unter Mitterand eher eine passive Rolle in der neoliberalen Neugründung Euro-

pas zugesprochen werden, da die ursprünglichen französischen Ziele einer Einhegung

der starken D-Mark und die Kontrolle in der Währungspolitik (vgl. Stützle 2014,

240f.; van der Pijl et al. 2011) Frankreich zwar zu einem Vorreiter der Integrationsbe-

mühungen machte, dies allerdings nicht unter eigenen Bedingungen. Im Endeffekt

konnte die französische Regierung zwar die von ihr gewollte tiefere Integration errei-

chen; allerdings war die Konstitutionalisierung von kompetitiver Deregulierung und

Austerität nicht ihre Agenda, sondern wird den deutschen ordnungspolitischen Vor-

stellungen zugeschrieben. Doch auch auf Seiten der deutschen Regierung unter Kohl

kann nicht von einer im strategischen Sinne gestaltenden Kraft gesprochen werden:

Einerseits setzte die Bundesregierung zwar ihre Vorstellungen in Hinblick auf die

Konvergenzkriterien sowie die Geldstabilität durch, allerdings kann dies vielmehr als

Zugeständnis an die neoliberale Linie der Bundesbank denn als Agenda der Regie-

rung selbst gewertet werden (vgl. Lindenlaub 2008; Gill 2001, 53). Die von der Bun-

desregierung gewollte tiefere Integration stieß bei der deutschen Bevölkerung und

Gesellschaft zunächst eher auf Unbehagen (vgl. Stützle 2014, 271; Collignon/Schwar-

zer 2003, 159-170); von daher war die strikte Orientierung an der Stabilitätsorientie-

rung der Bundesbank ein gewichtiges Argument, um der skeptischen Bevölkerung die

Durchsetzung bundesdeutsch formulierter Interessen und Anliegen zu verdeutlichen.
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Die „Motoren“ der Integration, Frankreich und Deutschland, erscheinen in dieser

Perspektive also eher unter Zugzwang und versuchten, ihre politischen Interessen

und Präferenzen an politökonomische Umwälzungen der Zeit anzupassen. Die proak-

tiven, strategisch orientierten Akteure hingegen waren eher transnationaler Art, be-

stehend vor allem aus Think Thanks bzw. Lobbygruppen, Verbänden und dem ERT

als planning body der strategischen Ausrichtung des transnationalen europäischen

Kapitals. 

Im Bereich der Lobbygruppen und Think Thanks war es vor allem die „Association

for the Monetary Union of Europe“ (AMUE, vgl. van Apeldoorn 2002, 155f.; AMUE

1989), welche durch die Bündelung von wichtigen europäischen CEOs eine zentrale

Position in der Forcierung einer Währungsunion spielte. Bestehend aus fast 400

Konzernen (in ihrer Hochzeit 1998, vgl. Collignon/Schwarzer 2003, 59) bestand das

Gründungsziel der AMUE in der Realisation der europäischen Währungsunion, ge-

gen die sich vor allem die Bundesbank (und damit die deutsche Bundesregierung)

kritisch positioniert hatte: die Vergemeinschaftung der Währungspolitik in einer eu-

ropäischen Zentralbank lief Gefahr, die deutsche Stabilitätsorientierung zu unterlau-

fen und zu „politisieren“. Die AMUE hingegen legte Wert auf die diskursive Ver-

knüpfung des Binnenmarktprojektes mit der Währungsunion: Die Realisierung der

Vorteile des Binnenmarktes war nur unter der Bedingung freien Kapitalverkehrs

möglich, diese aber hingen nicht zuletzt von der Wechselkursstabilität ab. Insofern

wurde der Schritt zu einer von politischen Eingriffen (und damit möglichen Wechsel-

kursschwankungen) befreiten, zentralisierten und entpolitisierten Währungspolitik

unter einer gemeinsamen Währung auf Seiten der AMUE als politische Notwendig-

keit verstanden (vgl. Collignon/Schwarzer 2003, 34). Die AMUE war also nicht unbe-

dingt auf die ordnungspolitischen Bedenken der Bundesbank, sondern eher auf die

Interessen des transnationalen europäischen Kapitals bedacht: im Vorstand der

AMUE saßen mit dem ersten Präsidenten Cornelis van der Klugt (Philips), dem Vize-

präsidenten Giovanni Agnelli (Fiat), dem Schatzmeister François-Xavier Ortoli (To-

tal), weiterhin mit Hans Merkle (Bosch), Wilfried Guth (Deutsche Bank) und Jacques

Solvay (Solvay) ranghohe Vertreter der größten europäischen transnationalen Unter-

nehmen (ebd., 57f.); später kamen weitere zentrale Personen wie Etienne Davignon

(Société Générale), Jean René Fourtou (Rhône-Poulenc), André Leysen (Gevaert),

Dudley Eustace (Philips) sowie Karl-Hermann Baumann (Siemens) (Balanyá et al.

2003, 49) hinzu. Die AMUE gilt als federführend in der Durchsetzung der
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Währungsunion: Überzeugungsarbeit durch Hintergrundgespräche mit Regierungs-

vertretern, Positionspapieren, Publikationen von Unternehmensumfragen und der

Zusammenführung bisher inkompatibler Positionen28 (vgl. allgemein Colli-

gnon/Schwarzer 2003, 37-60) waren ebenso wie die Schaffung von Interessenbe-

wusstsein bei noch unentschlossenen oder uninteressierten gesellschaftlichen Kräf-

ten, etwa durch über 1000 organisierte Seminare und Konferenzen seit 1989 (Bala-

nyá et al. 2003, 51), zentrale Bestandteile der politischen Strategie. Der Charakter der

Einführung der Währungsunion war dabei von Beginn an „market-led“ (Colli-

gnon/Schwarzer 2003, 62), d.h. durch den Gebrauch der europäischen Währungsein-

heit und Euro-Vorläufers Ecu durch Unternehmen und Marktteilnehmer sollte die

Notwendigkeit einer Währungsunion „schleichend“ etabliert und die Politik so in

Zugzwang gebracht werden (ebd.). Dass die AMUE von Anfang an ein Gremium euro-

päischer Industrie-und Finanzunternehmen sein sollte (und nicht etwa ein offenes,

gesamtgesellschaftliches Bündnis), war nicht zuletzt durch die Beschränkung der

Mitgliedschaft auf diese Unternehmen deutlich (Balanyá et al. 2003, 50). Auch der

extrem enge Kontakt zwischen der Europäischen Kommission und der AMUE sowie

die guten Beziehungen zum europäischen Parlament sind dokumentiert (ebd., 51f.).

Dass die Strategie der AMUE der Logik kompetitiver Austerität entspricht, ist eben-

falls offensichtlich: Um die Konvergenzkriterien für einen Eintritt in die Währungsu-

nion zu erreichen, erlebten viele Länder wie etwa Italien, Spanien und Frankreich,

später auch Deutschland, Phasen der austeritätspolitischen Anpassung (ebd., 54). Zu-

sammengefasst umschreiben Collignon und Schwarzer die strategische Arbeit der

AMUE in vier Punkten: die Definition und Artikulation der Idee und Sinnhaftigkeit

der Währungsunion und die Verbreitung dieser Ideen; das Prägen der öffentlichen

Debatten um diese; die technische und wissenschaftliche Beratung von behördlichen

Einrichtungen wie der Kommission sowie praktische Unterstützung von Unterneh-

men im Übergang zur Einheitswährung (vgl. Collignon/Schwarzer 2003, 4).

Obwohl im Vorstand der AMUE noch im Jahre 2003 sieben von 30 Vorstandsmit-

gliedern gleichzeitig im Vorstand des European Round Table of Industrialists (ERT)

saßen (Balanyá et al, 49), kann zwischen den beiden Organisationen von einer Art

„Arbeitsteilung“ in der neoliberalen Restrukturierung der Europäischen Integration

gesprochen werden (van Apeldoorn 2002, 155): Nicht alle Mitglieder des ERT waren

von der Notwendigkeit einer Währungsunion überzeugt. So wird die AMUE auch als

28 So etwa die skeptische deutsche Industrie und Finanzwirtschaft und das sehr aufgeschlossene übri-
ge transnationale europäische Kapital, vgl. Collignon/Schwarzer 2003, 58. 
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„ERT’s Financial Offspring“ (Balanyá et al. 2003, 49) klassifiziert, da der ERT ge-

meinhin als „premier policy-planning body“ (van Apeldoorn 2013, 190) und wichtigs-

tes Organisationsforum für die class agency der transnationalen europäischen kapi-

talistischen Klasse gesehen wird (vgl. Stützle 2014, 175ff.; van Apeldoorn 2002, 83ff.;

Bieling 2010, 49; Cowles 1995; Balanyá et al. 2003, 19-36; Nollert 2004, 95). Das Fo-

rum wurde 1983 gegründet und bestand im Wesentlichen aus Vertretern des Mana-

gements sowie den Aufsichtsräten der europäischen Industrie, vor allem im Bereich

der Elektronik- und Autowirtschaft (van Apeldoorn 2013, 190). Heute besteht der

ERT aus etwa 50 Mitgliedern, deren Unternehmen über 2 Mrd. Euro an Umsatz ge-

nerieren, fast 7 Mio. Arbeitsplätze umfassen und fast 50 Mio. Euro jährlich in For-

schung und Entwicklung investieren29. Interessanterweise entstand der ERT aus der

Unzufriedenheit vieler Industrieller mit der damaligen europäischen Arbeitgeberver-

tretung (UNICE, heute BusinessEurope) und dessen als zaghaft und ineffektiv wahr-

genommenen Politik in Brüssel (Cowles 1995, 504; van Apeldoorn 2002, 84). Als

grundsätzliche strategische Motivation der Initiatoren des ERT – zunächst Pehr Gyl-

lenhammer (Volvo) und Etienne Davignon, seinerzeit EU-Industriekommissar30 –

können strukturelle ökonomische Probleme wie die galoppierende Inflation, schlep-

pendes Wachstum und steigende Arbeitslosigkeit in der Übergangsphase vom Fordis-

mus zur neoliberalen historischen Struktur genannt werden (vgl. Cowles 1995, 504;

ebenso Bornschier 2000b, 4ff.; van Apeldoorn 2002, 84). Relativ schnell war klar,

dass sich der ERT selbst als treibende Kraft hinter einer Wiederbelebung der europäi-

schen Integration sah, insbesondere im Ziel einer Realisierung des europäischen Bin-

nenmarktes, der technologischen Erneuerung im globalen Wettbewerb sowie einem

alternativen Wachstumsmodell:

„[T]he purpose of the group would be to develop projects to promote the internal
market, encourage European leadership in high technology, and provide an alterna-
tive form of job and wealth creation currently offered by member states“ (Cowles
1995, 505).

Kurz nach der Gründung des ERT war die Zielvorgabe also klar, nicht aber die inhalt-

liche Ausrichtung der Organisation. Der interne Konflikt zwischen neoliberal und

neomerkantilistisch orientierten Kräften des transnationalen Industriekapitals wurde

bis Ende der 1980er-Jahre geführt (vgl. van Apeldoorn 2002, 115-157), wobei parallel

29 Diese und weitere Zahlen sind Eigenangaben des ERT und auf der Website (ERT 2016) einzusehen.

30 Später kamen unter anderem Umberto Agnelli (Fiat), Peter Baxendell (Shell), Wisse Dekker (Phi-
lips), Kenneth Durham (Unilever), Bernard Hanon (Renault), Hans Merkle (Bosch) usw. dazu (Nollert 
2004, 95f.; Cowles 1995, 506).
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die Arbeit als strategic planning body aufrecht erhalten wurde. In Gesprächen und

Beratungen mit Vertretern aus Brüssel und den Mitgliedsstaaten (insbesondere in

Frankreich, Cowles 1995, 509) wurde die Notwendigkeit eines Binnenmarktes für das

europäische Industriekapital an die verantwortlichen Stellen herangetragen. Grund-

satzpapiere mit konkreten Vorschlägen zu weiteren Integrationsschritten (wie etwa

von Wisse Dekker, späterer ERT-Vorsitzender, vgl. Nollert 2004, 96) wurden bei der

Kommission sehr bereitwillig angenommen und teilweise deckungsgleich auf die

Agenda gesetzt (ebd.). Spätestens mit dem Antritt von Jacques Delors als Kommissi-

onspräsident wurde die extrem enge Verbindung und Kooperation von ERT und Eu-

ropäischer Kommission offensichtlich (vgl. Cowles 1995, 515f.), was zu der Feststel-

lung führt, dass „[t]he completion of the internal market project was worked out bet-

ween the Commission and the European Roundtable of Industrialists (ERT)” (Born-

schier 2000b, 11). Spätestens mit der Realisierung des Binnenmarktes Anfang der

1990er-Jahre verloren die neomerkantilistisch und protektionistisch orientierten

Fraktionen im ERT an Macht und die neoliberale Linie setzte sich vollständig durch.

Die Disziplinierung der Mitgliedsstaaten unter dem Leitbild der europäischen

Wettbewerbsfähigkeit sorgte in den 1990er-Jahren für eine Ausweitung der Politik-

und Arbeitsfelder des ERT auf die Verschlankung von Wohlfahrtsstaaten und der

Haushaltsdisziplin (kompetitive Austerität) sowie der Flexibilisierung von Arbeits-

märkten (kompetitive Deregulierung) (vgl. van Apeldoorn 2013, 192). Der ERT be-

wahrte sich seinen überragenden Einfluss auf die langfristige Ausrichtung der Euro-

päischen Integration also auch über die Realisierung des Binnenmarktes hinaus und

prägte mit der Finanzmarktintegration (vgl. Bieling 2003) sowie der Lissabon-Strate-

gie (vgl. Apeldoorn 2013, 193) die europäische Agenda entscheidend mit. 

Was folglich den ERT von BusinessEurope und anderen transnational orientierten

Organisationen abhebt, ist zum Einen der direkte Zugang zu hochrangigen Kommis-

sionmitgliedern und europäischen EntscheidungsträgerInnen (ebd.; Balanyá et al.

2003, 19). Zum Anderen existiert kein vergleichbares Gremium in Hinblick auf die

strategische und organisatorische Bündelung der transnationalen europäischen In-

dustrieinteressen. Daher fokussiert sich der ERT vor allem auf die langfristigen, stra-

tegisch-politischen Projekte und überlässt das sektorale und punktuelle Lobbying

Verbänden wie BusinessEurope und anderen Initiativen (ebd., 20; van Apeldoorn

2013, 191). Weiterhin ist zu beobachten, dass sich der ERT im Mittelpunkt eines sich

verdichtenden Elitennetzwerkes befindet (vgl. Nollert 2004, 96ff.) und somit nicht
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nur dem Anspruch nach, sondern auch empirisch als Beispiel für die class agency der

transnationalen europäischen kapitalistischen Klasse gelten kann (vgl. hierfür insbe-

sondere Caroll et al. 2010)

Schließlich nahm auch BusinessEurope (BE) bei der neoliberalen Restrukturierung

Europas eine entscheidende Rolle ein. Obwohl der Arbeitgeberdachverband, der aus

40 europäischen Organisationen besteht, keinen Projektcharakter hat und auch nicht

diskursprägend wie der ERT vorgeht, trägt er dennoch zum Fortbestand der neolibe-

ralen Integrationsweise bei. In sehr detaillierter Feinarbeit überprüft, kommentiert

und kritisiert BE Policy-Vorschläge und Beschlüsse aus Brüssel und liefert sowohl

Gegenpositionen als auch Unterstützung  in Form von Veröffentlichungen und Lage-

einschätzungen (vgl. Balanyá et al. 2003, 37). Die „Arbeitsteilung“ zwischen ERT und

BE kann wie folgt beschrieben werden:

„While the ERT subtly masterminds its grand vision of Europe in collaboration with
the European Commission, another Brussels-based European lobby group is busy im-
plementing the less glamorous but equally critical details. Whereas the ERT is quietly
proactive, UNICE [seit 2007 BE, Anm. M.B.] is a reactive, detail-obsessed, supremely
efficient lobby machine“ (ebd.)

Balanyá et al. weisen hier auf einen wichtigen Punkt hin, der auch die Struktur-Ak-

teur-Debatte betrifft: während der ERT die großen Leitlinien und Diskurse bestimmt

und dadurch europäische Strukturen beeinflusst und auch selbst erschafft, sorgt die

kontinuierliche Arbeit von BE unter anderem dafür, dass diese großen Linien in der

alltäglichen Politik, den europäischen Verordnungen und Direktiven auch wirklich

umgesetzt werden (vgl. Heinrich 2014, 242). Als Vertreter einer größeren Fraktion

der europäischen Unternehmen spricht BE zwar nicht so konsequent wie der ERT

mit einer Stimme, hat aber die zentralen Kernelemente der neoliberalen Restruktu-

rierung (Wettbewerbsorientierung, kompetitive Deregulierung und Austerität, regel-

basiertes Wirtschaften usw.) verinnerlicht. Dies wird vor allem in der extremen Fo-

kussierung auf Wettbewerbsfähigkeit als oberstem Grundsatz deutlich (vgl. Balanyá

et al. 2003, 40; BE 2014).

Obwohl UNICE31 gerade aus einer Unzufriedenheit mit dessen Arbeit vom ERT als

Hauptvertreter des europäischen Industriekapitals in Brüssel abgelöst wurde, fügte

die Organisation sich nahtlos in die neue Rolle als „reaktiver“ und weniger auf die

großen Linien bezogener Bündnispartner des ERT ein: Bereits Mitte der 90er-Jahre

31 BusinessEurope hieß bis 2007 UNICE (Union of Industrial and Employers' Confederation of Eu-
rope).
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hatte UNICE den vom ERT getragenen Wettbewerbsfähigkeitsdiskurs übernommen

(vgl. Balanyá et al. 2003, 40). Zur „Detailarbeit“ des UNICE/BE passt auch, dass von

hier aus der Vorschlag zu einem benchmarking von Wettbewerbsfähigkeit anhand 20

messbarer Faktoren an die Kommission herangetragen wurde (ebd.). Auch die Libe-

ralisierung und Deregulierung weiter Bereiche der europäischen Ökonomie sowie

Austerität als Kernelement wettbewerbsfähiger Ökonomien (ebd.) steht im Mittel-

punkt der Lobbyarbeit von BE: Rund um die Verhandlungen zum Vertrag von Ams-

terdam 1997 leistete vor allem UNICE entschiedenen Widerstand gegen jegliche Um-

welt- und Arbeitsschutzstandards, die im Vertrag stehen sollten, letztendlich aber

verwässert wurden (vgl. ebd., 63ff.). Insgesamt lässt sich also bilanzieren, dass vor al-

lem die Konsolidierung des neoliberalen Europas in den 90er-Jahren durch die Tur-

bulenzen und Anpassungsschwierigkeiten vieler Länder an die Konvergenzkriterien

erschwert, vom ständig präsenten und aktiven UNICE aber aktiv abgesichert und er-

möglicht wurde. Zusätzlich kann die Arbeit von BE analytisch auf der ersten von drei

Ebenen der strategischen Politikbeeinflussung verortet werden (vgl. van Apeldoorn

2002, 112f.)32. Sie ist damit nicht so strategisch-langfristig angelegt wie die Vorge-

hensweise des ERT, aber dennoch im Sinne von class agency interpretierbar (ebd.,

113).

4. Class agency in der Eurokrise

Krisenphasen und Akteursfokus

Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise traf die Länder der Europäischen Union

über verschiedene Ausbreitungskanäle, nicht überall zeitgleich und in verschiedenem

Maße33. Dennoch können, auf die Wirkung der Krise in der EU bezogen, zwei (bis

drei) Krisenphasen herausgestellt werden (vgl. auch Bieling 2013a, 53f.; Heinrich

2012, 397; Heinrich 2015, 700), die von jeweils spezifischen Problemkonstellationen

gekennzeichnet waren:

32 Die erste Ebene betrifft das alltägliche und gegenstandsorientierte Lobbying, wie es in modernen 
parlamentarischen Demokratien Alltag ist. Auf einem zweiten Level kann man schon von Agenda Set-
ting sprechen, d.h. der strategischen Planung und Beeinflussung von konkreten Politikinhalten. Die 
dritte, „strategische“ Ebene ist aber diejenige der Diskursproduktion, d.h. der ideologischen Kämpfe 
um Hegemonie und Deutungshoheit (van Apeldoorn 2002, 113). Die Arbeit des ERT ist hauptsächlich 
auf der zweiten und dritten Ebene anzusiedeln.

33 So hatten die stark in amerikanischen Kapitalmärkte involvierten Volkswirtschaften tendenziell re-
lativ früh mit den Krisenerscheinungen infolge der amerikanischen Subprimekrise zu kämpfen, wohin-
gegen die erst später einbrechenden Handelsbeziehungen eher exportorientierte Länder trafen (vgl. 
Bieling 2011, 173f.). Zudem wurden etwa die hochfinanzialisierten und von externen Kapitalzuflüssen 
abhängigen südeuropäischen Länder vom credit crunch, der erst nach der Subprimekrise einsetzte, 
besonders getroffen.
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Phase
der Krise

Weltwirtschafts-
krise
(2007-2009)

Europäische Staats-
schuldenkrise
(2009-2012)

Krise der Integration
(2013-?)

Maßnah-
men

Bankenrettungen, 
Konjunkturpakete, 
Stabilisierung der 
Volkswirtschaften

Austerität, „Ret-
tungsschirme“, Re-
formen der Economic
Governance 

Fortsetzung permanen-
ter Austerität, Forcie-
rung von Strukturmaß-
nahmen

Konflikte Relativ wenig; eher
nationale Program-
me; strukturkon-
servatives
Management

Starke Kern-Periphe-
rie-Konflikte (vgl. Be-
cker/Jäger 2012); 
auch Gläubiger/ 
Schuldner-Proble-
matik

Herausforderungen des 
neoliberalen Krisenkon-
stitutionalismus (EU, 
EZB, Troika) durch 
Schuldner (Griechen-
land, Spanien, 
Portugal); rechtspopu-
listische Kritik an EU 
gewinnt an Zustimmung

Abb. 4: Transformationen der Krise auf europäischer Ebene. Eigene Darstellung
nach Heinrich 2012, 397; Bieling 2013a, 54f.

Anhand dieser Phasierung der europäischen Krise wird im Folgenden die jeweils in-

haltliche Ausrichtung wichtiger Akteure des transnationalen europäischen Kapitals –

des ERT, BE sowie des europäischen Finanzkapitals – näher beleuchtet und darge-

stellt, ob und wie diese transnationalen Akteure im Sinne von class agency handeln

und Entwicklungen auf europäischer Ebene einschätzen bzw. strategisch zu beein-

flussen suchen34. Der Fokus auf diese drei Akteursgruppen ergibt sich beim ERT und

BE zum Einen aus ihrer oben dargestellten zentralen Rolle in der neoliberalen Re-

strukturierung Europas. Zum Anderen gibt es, wie oben gesehen, empirische

Anhaltspunkte dafür, den ERT als entscheidende Verdichtung transnationaler euro-

päischer class agency zu deuten (vgl. Caroll et al. 2010); ebenso ist BE zentral für der

Arbeitsteilung mit dem ERT, d.h. in der alltäglichen Lobbyarbeit und Manifestierung

des integrationspolitischen Konsens in Brüssel.

Der dritte Akteurstyp, das europäische Finanzkapital, ist zwar in der neoliberalen Re-

strukturierung nicht eigens aufgeführt, spielt aber nichtsdestoweniger eine wichtige

Rolle im europäischen Kapitalismus. Einerseits erweist es sich auf der europäischen

Ebene organisatorisch relativ fragmentiert (Heinrich 2014, 242), gleichwohl ist dies

34 Es werden im Folgenden nur die ersten beiden Phasen näher beleuchtet, da die dritte Phase nicht 
unmittelbar zu Krise gehört, sondern eher das offene Ende der Krisentransformationen und ihrer Aus-
wirkungen darstellt.
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aber eher auf die starke Verbindung von Industrie- und Finanzkapital im finanz-

marktdominierten Kapitalismus zurückzuführen (vgl. van Apeldoorn 2013, 193f.):

empirische Untersuchungen zeigen, dass die Verflechtung erstens relativ stark ist und

zweitens eben diese „industrialists with financial connections“ (Caroll et al. 2010,

836) den Kern der europäischen corporate community mit dem ERT als Herzstück

bilden. Das Interesse der Industrie an integrierten, funktionierenden und vertrauens-

bildenden Finanzmärkten ist eines der Kernthemen der Bankenkrise gewesen (vgl.

Heinrich 2014, 247), von daher kann die Rolle des Finanzkapitals hier auch Hinweise

auf die gemeinsame strategische Orientierung des transnationalen europäischen Ka-

pitals geben. Obwohl also einerseits der industriell-finanzielle Komplex den Kern des

ERT bildet und andererseits die Finanzmarktintegration noch unvollendet ist (vgl.

Bieling 2003; Stark 2011; EZB 2015), können transnationale organisatorische Gremi-

en wie etwa der European Financial Services Round Table (EFR)35 als Quelle für eine

empirische Annäherung an die strategische Orientierung des europäischen Finanzka-

pitals dienen. 

Methodisches Vorgehen

Empirische Grundlage der folgenden Ausführungen sind Publikationen und weitere

öffentlich zugängliche Dokumente des ERT, EFR und von BE. Die Dokumente stam-

men aus den Jahren 2008 bis 201436 und sind auf den jeweiligen Webseiten der Or-

ganisationen abrufbar (Stand: 27. Juli 2016)37. Es wurden alle Dokumente mit Bezug

zum Thema – also der Haltung der Organisationen zu den Entwicklungen in der Eu-

rokrise – ausgewertet und zueinander in Bezug gesetzt, um strategische Fixpunkte

herauszuarbeiten. Es wurden insgesamt 22 Dokumente des ERT, vier Dokumente des

EFR sowie 18 Dokumente von BE untersucht. Die Leitfrage der empirischen Über-

prüfung lautet: Ob und, falls ja, wie positioniert sich die jeweilige Organisation strate-

35 Der EFR besteht aus momentan 23 Mitgliedern, die allesamt aus den Vorständen der großen euro-
päischen Banken und Versicherungen stammen. Unter ihnen sind z.B. der derzeitige Vorsitzende des 
EFR und Aufsichtsratsvorsitzende der Deutschen Bank, Paul Achleitner; Henri de Castries (AXA); Oli-
ver Bäte (Allianz); Giuseppe Vita (UniCredit) und Axel Weber (UBS, früherer Bundesbankpräsident). 
Ziel der politischen Arbeit ist “the creation of open and competitive markets for financial services both 
within Europe and in a global context. We want to ensure that Europe is a highly attractive environ-
ment for financial services companies to base themselves” (EFR 2009c, 5).

36 Die zweite Krisenphase ist zwar 2012 beendet; aber da diese Phasierung nur eine analytische ist, 
wurde der Untersuchungszeitraum ausgedehnt, um etwaige Informationen zur strategischen Orientie-
rung besser einbetten zu können. Mit anderen Worten verschwinden das Thema und die strategische 
Orientierung der jeweiligen Kapitalfraktionen nicht mit der zweiten Krisenphase, sondern bleiben vi-
rulent.

37 ERT: http://www.ert.eu; EFR: http://www.efr.be; BE: https://www.businesseurope.eu. 
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gisch zur Frage der  europäischen Krisenlösung? Die zentrale Annahme dabei ist,

dass die Positionierung in den jeweiligen Publikationen auch dem tatsächlichen

Standpunkt der Organisation entspricht38. Dies bedeutet, dass es sich bei der Analyse

nicht um eine Diskursanalyse im klassischen Sinne handelt, d.h. es findet keine syste-

matische Analyse von verschiedenen Diskursebenen, der rhetorischen und gestalteri-

schen Elemente oder ideologischem „Subtext‘‘ statt. Stattdessen werden die jeweili-

gen Positionen und Strategien aus den Dokumenten herausgearbeitet, systematisch

dargestellt und in die Entwicklungsdynamik der Eurokrise eingebettet. Dadurch kön-

nen die strategischen Entscheidungen nicht als isoliertes Element der Handlungsab-

stimmung, sondern als von den politökonomischen Auseinandersetzungen der Krise

bestimmt verstanden werden. Diese Herangehensweise stellt somit die methodologi-

sche Konsequenz der Struktur-Akteur-Analyse aus Kapitel 2.1 dar: Akteure wie der

ERT, EFR oder BE werden zwar nicht als von (diskursiven, materiellen usw.) Struk-

turen bestimmt verstanden; ihre Positionen werden also als strategische Orientierung

von Akteuren ernst genommen. Gleichzeitig wird aber einer einseitigen rational-

choice-Interpretation – derzufolge die Akteure strategische Entscheidungen im luft-

leeren Raum treffen würden – vorgebeugt, indem diese Strategien im Licht der Kri-

sendynamik und ihrer Entwicklungen beschrieben werden.  

4.1 Erste Krisenphase

Die erste Krisenphase war zunächst von einem vermeintlichem Comeback keynesia-

nischer Nachfragestimulierung gekennzeichnet (Blyth 2013, 54f.; Callinicos 2012,

66): Die teilweise Verstaatlichung von Banken, milliardenschwere Konjunkturpro-

gramme und weitere Ausgaben zur Stabilisierung von Banken und ganzen Volkswirt-

schaften erweckten auch in Europa den Eindruck, als wäre die neoliberale Integrati-

onsweise zumindest vorläufig in Frage gestellt (Bieling 2013a, 54). Was aber, mit Ver-

weis auf Keynes, zunächst als „return of the master“ (Skidelsky 2010) gefeiert wurde,

entpuppte sich schon bald als Trugschluss: Die pragmatische Konjunktur- und Liqui-

ditätssicherungspolitik der EZB und einzelner Länder war schlicht notwendig – der

Systemkollaps war nach dem Ende von Lehman Brothers nicht nur eine theoretische

38 Hierbei handelt es sich natürlich um eine voraussetzungsreiche Annahme, da Wahrhaftigkeit kein 
Kriterium für politische Auseinandersetzungen und damit verknüpfte Strategien ist. Allerdings kann 
aus umgekehrter Sicht gefragt werden, weshalb eine Lobby- oder Interessengruppe ihre ‚‚wahren‘‘ Prä-
ferenz verschleiern sollte, wenn sie in der politischen Auseinandersetzung ihre Interessen und Inhalte 
durchsetzen will? Daher erscheint es plausibel anzunehmen, dass die Organisationen Forderungen 
und Politikinhalte publizieren und dafür argumentieren, um Öffentlichkeit und Entscheidungsträge-
rInnen von diesen Positionen zu überzeugen.
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Möglichkeit –, was aber nicht zu einer grundsätzlichen Änderung der europäischen

Economic Governance führte39. 

Die Krise als externer Schock: Stabilisierung als oberstes Gebot

Die außerordentliche Tiefe und Gefahr der Krise ging mit einer starken Verunsiche-

rung auf allen Ebenen der EU und ihrer Mitgliedsstaaten einher. Diese Unsicherheit

wurde vor allem in der Wirtschaft reflektiert, die gleichermaßen von Existenz- und

Zukunftssorgen geplagt war40. Der ERT sah sich, auch angesichts der – oft diffusen,

aber wirkmächtigen – medialen und öffentlichen Kritik am neoliberalen, finanz-

marktgetriebenen Kapitalismus mit dem möglichen Ende des von ihm maßgeblich in-

itiierten Integrationspfades konfrontiert. Damit die Erschütterung der Weltwirtschaft

durch den Krisenschock nicht zu einem Zusammenbruch systemrelevanter Banken

und damit zum kollektiven Kollaps mit unabsehbaren Folgen mutierte, positionierte

sich das transnationale europäische Kapital positiv zu den schnellen und pragmati-

schen Rettungsmaßnahmen auf europäischer und nationaler Ebene. Selbst Teilver-

staatlichungen von Banken wurden in dieser Phase nicht verdammt, sondern prag-

matisch hingenommen. Im Zentrum der Forderungen an die Politik stand der Apell,

Auswege aus dem credit crunch, also den Liquiditätsengpassen für die Wirtschaft, zu

suchen (ERT 2009, 1). Dass hier bereits im Verlaufe des Jahres 2008 hilfreiche

Schritte von Seiten der EZB unternommen wurden (Leitzinssenkung auf 2%), wurde

zumindest von BE wohlwollend anerkannt (BE 2009a, 1). Weiterhin wurden sowohl

die staatlichen Garantien als auch Finanzhilfen für Banken im Umfang von bis zu 2,5

Mrd. Euro Anfang 2009 explizit gewürdigt (ebd.). Dennoch befürchtete auch BE eine

nur halbherzige Unterbindung der Krise und forderte weitere Sofortmaßnahmen: die

EZB sollte beruhigend und vertrauensbildend auf die Vertrauenskrise zwischen den

Banken wirken und den Interbankenmarkt vollständig wiederherstellen sowie den

credit crunch in Bezug auf Industrieunternehmen durch öffentliche Garantien ver-

hindern. Der Pragmatismus von BE ging hier so weit, dass selbst der Ankauf von

Staatsanleihen durch die EZB – ein rotes Tuch für die Stabilitätsorientierung und

„apolitische“ Haltung der Zentralbank – als legitime Möglichkeit der Krisenlösung

ins Spiel gebracht wurde (ebd., 2). In diesem Sinne bekannte sich BE auch entschie-

39 Wie Heinrich (2015, 690) richtigerweise feststellt waren wirkliche Konjunkturpakete mit dem Ziel 
der Nachfragestärkung eher Mangelware; die Maßnahmen stärkten eher europäische Schlüsselindus-
trien (z.B. den deutschen Automobilsektor mit der „Abwrackprämie“).

40 „The seriousness of the situation [die Krise, Anm. M.B.] cannot be overestimated. The present gen-
eral economic situation is worse than anything ERT Members have ever seen in their career.“ (ERT 
2009, 1).
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den zur Wichtigkeit der nationalen Konjunkturpakete, insbesondere in Deutschland

(ebd.). Insgesamt wurde der EZB und den Mitgliedsstaaten eine herausgehobene Rol-

le in der Liquiditätssicherung und Stabilitätsherstellung zugesprochen – auch mit der

Anerkennung einer außerordentlichen und nur mit öffentlicher Anstrengung zu lö-

senden Krisensituation (BE 2009b). 

In dieser sehr tiefgreifenden Krise ist auch zu beobachten, wie verzahnt Industrie-

und Finanzkapital auf europäischer Ebene sind (vgl. BE 2009c, 2): BE warnte aus-

drücklich vor protektionistischen Maßnahmen auf finanzpolitischer Ebene, um die

für die Industrie ebenfalls zentrale Finanzmarktintegration nicht um Jahre zurückzu-

werfen (BE 2009b, 5). Auch die Betonung der Notwendigkeit der Regulierung von

Märkten zielte in diese Richtung: die Sicherstellung von gut funktionierenden, in den

Wirtschaftskreislauf integrierten und regulierten Finanzmärkten soll einen Beitrag

zur Wiederbelebung inmitten der Vertrauenskrise in eben diese leisten (ebd., 6). Die

pragmatisch orientierte Strategie von BE lässt sich daher wie folgt zusammenfassen:

„In the face of an ongoing financial market crisis, the business community strongly
believes that the most effective way to fight the recession and to set the conditions for
a swift recovery is to support more directly companies’ access to finance in a targeted
and well coordinated way” (ebd., 11)

Folglich bemühte sich insbesondere BE auch um eine gemeinsame Position mit Ver-

tretern des europäischen Finanzkapitals41. Gemeinsam mit verschiedenen Verbänden

desselben wurde für eine Finanzmarktregulierung geworben, die Vertrauen und

nachhaltiges Wachstum garantieren soll (BE 2009c, 1). Die größte hierbei ausge-

machte Gefahr war wiederum die Fragmentierung bzw. stockende Finanzmarktinte-

gration, die es mit allen Mitteln zu verhindern galt. Aus Industrieperspektive wurde

mit der Forderung nach einheitlicheren Regeln und besserer Finanzmarktüberwa-

chung (ebd., 4) bessere Rahmenbedingungen für unternehmerische Aktivität gefor-

dert. BE, sowie auch der ERT, konnten daher auf das während der ersten beiden Kri-

senjahre öffentlich extrem populär gewordene Krisennarrativ einer „Spekulationskri-

se“ oder allgemein einer Krise des spekulativen Exzesses bauen, das bis in höchste

Regierungskreise als Krisenursache definiert wurde42. In dieser Lesart erschienen die

Anliegen einer von Kreditklemmen bedrohten (Export-)Industrie legitim, da weder

41 Das Positionspapier „Business perspective on financial market reform” (BE 2009c) wurde von BE 
gemeinsam mit der European Banking Federation (EBF), der European Federation for Retirement 
Provision (EFRP), der European Private Equity and Venture Capital Association (EVCA), der Federa-
tion of European Accountants (FEE) sowie der Federation of European Securities Exchanges (FESE) 
verfasst.
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BE noch der ERT der Einschätzung der Krise als Exzess und moralischen Fehler ein-

zelner Verantwortlicher grundsätzlich widersprachen. Es handelte sich daher auch

nicht nur um „falsche“ Zurückhaltung oder die strategische Anpassung an die öffent-

liche Meinung, wenn Vertreter der transnational agierenden europäischen Industrie

die Re-Regulation, Transparenz und Kontrolle unregulierter Märkte und intranspa-

renter Finanzprodukte fordern (ebd.). Vielmehr ging es in dieser Positionierung um

die Vermeidung eines Systemkollapses, der die von frischem Kapital abhängige euro-

päische Industrie mit in den Abgrund ziehen würde.

Finanzmarktregulierung und marktbasierte Lösungen

Von Seiten des European Round Table of Financial Services (EFR), als Vertreter der

europäischen Großbanken und Versicherungen, wurde in ähnlicher Weise eine ein-

heitliche europäische Regulierung und Finanzmarktaufsicht zur Vermeidung künfti-

ger Systemrisiken gefordert (EFR 2008, 1). Während die Industrie vor allem Wert auf

die Überwindung der Kreditklemme legte, lag der Schwerpunkt des EFR auf einer eu-

ropäisch bzw. sogar global abgestimmten, nicht protektionistisch motivierten Lösung

der Instabilitäten auf den Finanzmärkten (vgl. EFR 2009b, 2). Die Wahrscheinlich-

keit protektionistischer Maßnahmen schien, zumindest in der Perspektive des euro-

päischen Finanzkapitals, als mögliche Krisenantwort im Raum zu stehen, die mit al-

len Mitteln verhindert werden sollte:

„However, there is a risk that disproportionate stabilization measures taken may lead
to regional protectionism and disintegration of the global economy and have a long
lasting effect on the free market forces of competition. This should be avoided at all
costs” (ebd.)

Dieser Gefahr einer protektionistischen Überregulierung sollte laut EFR dann auch

durch eine „market-based solution by the Industry“ (EFR 2008, 1) in der Stabilitäts-

und Aufsichtsfrage begegnet werden: Eine aus Industrievertretern bestehende Markt-

überwachungskommission wurde dabei als konkreter Vorschlag unterstützt (ebd.).

Neben dem auch beim ERT und bei BE vorhandenen Krisenpragmatismus zog der

EFR also bereits früh eine klare Grenzlinie zwischen Stabilisierungsmaßnahmen und

der Gefahr, durch eine nationale bzw. regionale Re-Regulierung der Finanzmärkte

die europäische und auch globale Integration derselben abzuwürgen. Tatsächlich

42 Der deutsche Finanzminister Steinbrück sah die „unverantwortliche[…] Überhöhung des Laisser-
faire-Prinzips gerade im angloamerikanischen Bereich“ (Steinbrück 2008, 6) als Krisenursache; Kanz-
lerin Merkel sprach von „Gier, verantwortungsloser Spekulation und Missmanagement“ (Merkel 2008,
1); der französische Präsident Sarkozy attestierte den Finanzmärkten Perversion und „Verrücktheiten“ 
(Sarkozy 2008, 2): „Die Finanzkrise ist keine Krise des Kapitalismus. […] Der Antikapitalismus ist in 
keinem Fall eine Lösung der derzeitigen Krise“ (ebd.).
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wird die Krise als Nachweis für die schleppende Finanzmarktintegration in der EU

interpretiert: das Nebeneinanderbestehen unterschiedlicher (nationaler) Regulierun-

gen und die fehlende Komplettierung des europäischen Binnenmarktes für Finanz-

dienstleistungen hätte eine angemessene Abfederung der Krise bzw. schon die Früh-

erkennung von Systemrisiken verhindert (EFR 2009a, 1). 

Besonders wichtig für den EFR war eine Mitsprache bei der geplanten Re-Regulie-

rung der Finanzmärkte in der EU und auf globaler Ebene. So wurde insbesondere das

von der Kommission zur Finanzmarktregulierung beauftragte Expertengremium um

Jacques de Larosière (de Larosière-Gruppe, vgl. Heinrich 2015, 692) in einem Schrei-

ben Anfang 2009 zu einer Harmonisierung der fragmentierten Regularien und wie-

derum einer Bevorzugung von marktbasierten Krisenlösungen angehalten (EFR

2009a); es folgte eine Reihe weiterer konkreter Vorschläge zur technischen Umset-

zung der Re-Regulierung. Ähnliche Forderungen finden sich auch im Positionspapier

des EFR zum G20-Gipfel in London im April 2009, der im Zeichen der Krisenbewäl-

tigung durch Konjunkturmaßnahmen und Finanzmarktregulierungen stand (ebd.).

Zentral war in der ersten Krisenphase für den EFR auch die Kopplung europäischer

Regulierungsvorstöße an globale Entwicklungen, um Protektionismus und Wettbe-

werbsnachteile für Europa zu verhindern (EFR 2009a, 2009c). Wie Heinrich (2015,

692ff.) verdeutlicht, ergaben sich im Anschluss an die Reformbemühungen der Kom-

mission einige Änderungen, u.a. bezüglich der Regulierung von Hedgefonds und pri-

vate equity sowie Maßnahmen zur Transparenz komplexer Finanzprodukte. Bis heu-

te wird der Re-Regulierungsprozess mit verschiedenen Maßnahmen weitergeführt,

doch bereits in der Umsetzung vieler Regelungen 2009 und 2010 war klar, dass nicht

der von vielen Kritikern geforderte Bruch mit dem finanzmarktgetriebenen Akkumu-

lationsmodus, sondern hauptsächlich die Stabilisierung desselben das Ergebnis der

Finanzmarktregulierungen ein sollte (ebd.).

Die sehr klare Linie des EFR bezüglich der Aufrechterhaltung und Ausweitung von

Marktmechanismen findet sich sehr deutlich auch bei den Vertretern des Industrie-

kapitals: BE mahnt „market-oriented measures“ (BE 2009b, 3) und eine „clear exit

strategy“ (ebd.) aus den öffentlichen Stabilisierungsmaßnahmen an. Auch spricht

sich BE bereits 2009, also inmitten von einbrechenden Exporten und nach wie vor

großer Verunsicherung auf den Märkten, dafür aus, die öffentlichen Ausgaben für die

Krise im Zaum zu halten und führt die deutsche Linie als Positivbeispiel für eine

„sound budgetary position[…]“ (BE 2009a, 2) an. Besonders deutlich wird BE bei der
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Anmahnung von Strukturreformen auf dem Arbeitsmarkt, einem Kernaspekt kompe-

titiver Deregulierung:

„The current situation must serve as a catalyst for structural reforms to increase the
long term growth potential by improving economic and labour market structures. […]
It is important that Member States not only focus on financial market reforms, but
especially push ahead labour market reforms. Flexicurity principles need to be imple-
mented urgently […]“ (ebd., 3)

Die Charakterisierung der Krise als „catalyst“ für künftige Strukturreformen kann als

Vorgriff auf die europäische Austeritätsagenda der folgenden Jahre gewertet werden.

Es werden vor allem zwei Punkte deutlich: Zum einen gilt die Annahme eines Revi-

vals und einer künftigen Implementierung keynesianischer Ideen in die europäische

Economic Governance mit Blick auf die Orientierung des transnationalen europäi-

schen Industriekapitals als illusionär. Zum anderen wird klar, dass nicht erst die so-

genannte Staatsschuldenkrise die transnationalen Kapitalfraktionen dazu bringt,

Austerität als Krisenlösung einzufordern, sondern dass die langfristige strategische

Orientierung im Einklang mit den neoliberalen Prinzipien der kompetitiven Deregu-

lierung und Austerität bleibt. Es ist aus strategischer Sicht klar, dass eine mögliche

Versteifung der Forderungen nach mehr Deregulierung und staatlichen Sparanstren-

gungen inmitten einer existenziellen Wirtschaftskrise nicht zielführend wäre; daher

nehmen diese Punkte auch eher eine untergeordnete Rolle in der akuten Bekämpfung

von Kreditklemmen und Liquiditätsproblemen ein. Dennoch ist auch die Positionie-

rung des ERT in dieser Sache eindeutig: in einem Schreiben zum informellen Treffen

des Europäischen Rates im März 2009 fordert der ERT klare Bedingungen für das

weitere Krisenmanagement, die über Konjunkturpakete und Stabilisierungsmaßnah-

men hinausgehen. So wird die strikte Einhaltung der Kriterien des Stabilitäts- und

Wachstumspaktes (SWP) angemahnt und vor übermäßiger öffentlicher Verschuldung

als Folge der Krisenmaßnahmen gewarnt (ERT 2009, 1). Des Weiteren wird eine un-

bedingte Verteidigung des europäischen Binnenmarktes vor nationalem Protektionis-

mus gefordert, da dieser die zentrale Komponente für die europäische Wettbewerbs-

fähigkeit darstelle (ebd.). Drittens wird eine Fokussierung auf Elemente der wettbe-

werbsstaatlichen Transformation empfohlen, die gleichsam als beste Krisenlösung

angeboten wird: „Any measure reducing the cost of doing business must be seen as a

measure in support of economic recovery“ (ebd., 2). So gehen dann auch die konkre-

ten Policy-Vorschläge in eine ähnliche Richtung, u.a. sollen die Lissabon-Agenda

komplett implementiert und wettbewerbsverzerrende Regelungen abgeschafft wer-

den (ebd.). 
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Die pragmatische Bearbeitung der Krise

Wie gesehen ist die Strategie des transnationalen europäischen Kapitals in dieser ers-

ten Krisenphase vor allem von der Sorge einer Fragmentierung von Märkten entlang

nationaler oder regionaler Linien und in Form eines neuen Protektionismus getragen.

Gleichzeitig ist ersichtlich, dass keineswegs eine Infragestellung der regulativen Prin-

zipien der neoliberalen Integrationsweise erfolgt: Märkte müssen weiter harmoni-

siert, die Wettbewerbsfähigkeit gesteigert und die Krisenmaßnahmen auf ein Mini-

mum an öffentlicher Beteiligung reduziert werden. Die anfangs positive Reaktion auf

das Vorpreschen der Staatengemeinschaft in Form von Konjunkturpaketen und

staatlichen Garantien sowie Bankenrettungen fügt sich dabei nahtlos in diese Muster

ein, ohne ein keynesianisches Revival zu signalisieren: die schwerste Wirtschaftskrise

seit den 1930er-Jahren war viel zu tiefgreifend, um sie über Marktmechanismen zu

lösen. Der Pragmatismus, der hier zum Tragen kommt, ist Teil des strategischen Cha-

rakters transnationalen Klassenhandelns: ein ideologisches Beharren auf die Nicht-

einmischung staatlicher Politik in kollabierte Märkte und verunsicherte Wirtschafts-

sektoren hätte schlimmstenfalls einen Systemkollaps im Bankensektor zur Folge ge-

habt, der leicht auf andere Sektoren hätte übergreifen können. Zudem folgte aus dem

Eingreifen der europäischen Regierungen eine indirekte Sozialisierung privater Ver-

luste, vor allem im Banken- und Immobiliensektor (vgl. Konecny 2012, 377; Heinrich

2014, 244), d.h. die Krisenbearbeitung war aus strategischer Sicht ein Erfolg für das

transnationale europäische Kapital. 

Auch kann, zumindest mit Blick auf ERT, EFR und BE, festgestellt werden, dass die

strategisch-politische „Arbeitsteilung“ der verschiedenen Gruppen hier ebenfalls zu

beobachten ist: während BE relativ viel und mit detailreichen Vorschlägen zu einzel-

nen Politikinhalten publizierte, beschränkte der ERT sich eher auf die Grundfragen

der strategischen Ausrichtung. So stand hier vielmehr die Sorge um die künftige

Wettbewerbsfähigkeit und die gefährdete Forstsetzung des neoliberalen Integrations-

modus im Vordergrund, wohingegen sich BE thematisch stark auf die drohende Kre-

ditklemme und schleppende Belebung der Exportindustrie fokussierte. Der EFR the-

matisierte vor allem die für die Mitglieder relevante Finanzmarktregulierungen im

Zuge der Krise und versuchte, direkt konkrete Vorschläge und Kommentare in diese

Bemühungen zu implementieren. Der Schwerpunkt lag hier eher auf einer relativ

überschaubaren Zahl technischer (und weniger politisch-strategischer) Inhalte.
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4.2 Die zweite Krisenphase

Die vorläufige Stabilisierung der Weltwirtschaft läutete erst die „heiße“ Phase der eu-

ropäischen Krise ein. Nachdem es durch massive öffentliche Ausgaben und teilweise

Verstaatlichungen gelungen war, zumindest die systemische Dimension der Krise zu

überwinden, zeigten sich im Anschluss die immanenten Widersprüche des seit den

1980er Jahren eingeschlagenen europäischen Integrationspfades sehr deutlich. Zum

einen stellt eine ökonomische Krise in kapitalistisch organisierten und hochkomple-

xen Gesellschaften per se eine Gefährdung des Status Quo dar. Des Weiteren erfolgt

eine nochmalige Problemverschiebung auf das Mehrebenensystem der EU. Zu all die-

sen krisenproduzierenden- und verstärkenden Tendenzen kommt allerdings hinzu,

dass der neoliberale Integrationspfad und insbesondere die Eurozone strukturelle Ei-

genheiten aufweisen, welche die Tiefe der europäischen Krise seit 2010 in diesem

Ausmaß erst ermöglicht haben.

Die Krise als Bedrohung der neoliberalen Integration43

Worin diese strukturellen Eigenheiten aber genau bestehen, variiert jeweils nach Per-

spektive: aus technischer Sicht fehlt der Vergemeinschaftung der Geldpolitik im Euro

ein Komplement im makroökonomischen Bereich, d.h. bessere Steuerungsmöglich-

keiten und ein supranationaler Ersatz zuvor wichtiger Stabilisierungsmechanismen,

etwa den Befugnissen nationaler Zentralbanken (De Grauwe 2013a, 6ff.)44. Während

diese Aspekte eher formaler Natur und somit prinzipiell innerhalb der europäischen

Governance reformierbar sind, ist die Eurozone darüber hinaus von einem struktu-

rellen Machtungleichgewicht getragen: in der öffentlichen Diskussion oft als Gegen-

satz von Gläubigern und Schuldnern formuliert, ist die prinzipielle Unterscheidung

verschiedener Akkumulationsregime konstitutiv für die Eurozone (Becker/Jäger

2011; 2012). Regulationstheoretisch gesehen handelt es sich bei den „Kern“-Ländern

der Eurozone – allen voran Deutschland, die Beneluxstaaten, Österreich und Teile

Norditaliens – meist um exportorientierte, extravertiert-produktive Akkumulations-

regime, während die „Peripherie“-Länder – etwa Griechenland, Italien, Spanien und

Portugal – eine eher finanzialisierte, auf Importe und Kreditzuflüsse angewiesene

und weniger wettbewerborientierte Akkumulationsstrategie verfolgen (Becker/Jäger

43 Die Ausführungen unter dieser Überschrift sind zum Teil aus einer eigenen früheren Arbeit ent-
lehnt (s. Literaturverzeichnis: Babić 2016).

44 Hieran anlehnend wird oft auch die Thematik optimaler Währungsräume (optimum currency are-
as, OCA) und deren Defiziten in der Eurozone angebracht, vgl. De Grauwe 2013b und zur Kritik dieser 
Sicht Flassbeck/Lapavitsas 2015, 7. 
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2012, 175). Der zentrale Indikator für diese Teilung ist die jeweilige Leistungsbilanz

der Länder: Während die Kernländer (und hier vor allem Deutschland) konstante

Leistungsbilanzüberschüsse produzieren, weisen die Peripherieländer eine negative

Bilanz auf, die in der Krise noch dramatisch verschlechtert wurde. Die „Spiegelung“

der Überschüsse des Kerns in den negativen Bilanzen der Peripherie ist insofern

doppelt problematisch: Erstens ist die europäische Economic Governance mit dem

Fokus auf kompetitive Deregulierung und Austerität, ihrer Stabilitätsorientierung

und Geldpolitik auf die exportabhängigen Akkumulationsregime des Kerns

ausgerichtet. Die Exportländer müssen immer kompetitiver werden, um ihre

Produkte im Ausland abzusetzen, was durch die neoliberale Ausrichtung der EU an

Wettbewerbsfähigkeit als Grundprinzip erreicht werden soll. Hieraus folgt zugleich,

dass eine für die Peripherieländer in ihrer Situation wichtige Abwertung der

Währung nicht erfolgen kann, da der Euro die gemeinsame Währung darstellt.

Abwertung kann nur „intern“, d.h. durch kompetitive Austerität, erreicht werden. 

Die zweite Problematik erwächst aus der vorangehenden: weil weder die Stabilitäts-

kriterien noch die Wettbewerbsorientierung der Economic Governance den kreditab-

hängigen Akkumulationsregimen in der Peripherie in die Hände spielen, verstärken

sich die zentrifugalen Tendenzen einer Teilung in zwei ökonomisch divergierende eu-

ropäische Räume. Der Euro hat diese Tendenz noch verstärkt: Die peripheren Länder

konnten sich nicht mehr des Instruments der Abwertung bedienen und finanzierten

sich über Kreditzuflüsse aus dem Kern in die Peripherie. Da Abwertungen zudem

auch Schutzmechanismen für produktive Sektoren darstellen, verschwanden diese

Sektoren nach der Euro-Einführung immer schneller aus der Peripherie und die Ten-

denz, auf ein finanzialisiertes Akkumulationsregime auszuweichen, wurde nochmals

verstärkt – die Folge waren steigende Leistungsbilanzdefizite (vgl. ebd., 176). 

Die Kaschierung dieses immer größer werdenden Gefälles in Europa über Kreditver-

gaben in die Peripherie fand in der zweiten Krisenphase ab Ende 2009 ein jähes

Ende. Als die Kreditflüsse stoppten und die Finanzmärkte mit spekulativen Attacken

auf die weniger wettbewerbsfähigen und verschuldeten Peripheriestaaten begannen,

drohte der Euro als Währung auseinanderzubrechen. Ein Scheitern des Euro wäre

aber das Ende der bisherigen neoliberalen Integrationsweise gewesen, dessen Kern-

stück die Wirtschafts- und Währungsunion ist. Auch der Austritt eines peripheren

Mitgliedsstaates hätte unberechenbare Folgen für den Rest der Eurozone und dessen

Wettbewerbsfähigkeit zur Folge gehabt (vgl. Heinrich 2012, 400). In dieser Situation
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kamen vor allem drei zentrale Entwicklungen zusammen, die gemeinsam den Boden

für die Austeritätsagenda bereiteten: 

Erstens wurden die peripheren Staaten durch die stark anwachsenden Staatsschul-

den, aber auch durch die stockenden Kreditflüsse und Direktinvestitionen in eine de-

fensive Lage den anderen europäischen Staaten gegenüber gebracht: Sie waren auf

die „Rettungsmaßnahmen“ der übrigen Euroländer im Rahmen der Europäischen Fi-

nanzstabilisierungsfazilität (EFSF) (später Europäischer Stabilitätsmechanismus,

ESM) angewiesen (vgl. Christova 2011). 

Zweitens nahmen dadurch die immer zentraler werdenden Gläubigerinteressen nun

einen zentralen Platz im europäischen Krisenmanagement ein (vgl. Bieling 2011,

179ff.). Die Abhängigkeit der Peripherie von weiteren Hilfen und ihre Position als

Schuldner sorgten auf Seiten der Gläubiger für einen ungekannten Machtzuwachs,

der sich bisweilen in abfälligen und machtbewussten Äußerungen sowohl der Boule-

vardpresse, aber auch der höheren Politik gegenüber den Krisenländern manifestier-

te. Dieser Machtzuwachs der Gläubiger lässt sich auch an den Zahlen im Fall Grie-

chenland eindrucksvoll demonstrieren: Nachdem sich die Gläubigerstruktur im Ver-

lauf der Krise durch den EFSF und ESM von privaten zu größtenteils öffentlichen

Kreditgebern gewandelt hatte, bestanden die griechischen Gläubiger Ende 2015 fast

zu drei Vierteln aus öffentlichen Institutionen (IMF 2016, 4; vgl. Abb. 5). 

Drittens bestärkte auch der externe Druck von Finanzmärkten durch Spekulation

und Vertrauensentzug gegenüber den Schuldnerländern die Verschärfung der Maß-

nahmen der Gläubiger gegenüber diesen Ländern und sorgte für einen permanenten

indirekten Kontrollmechanismus über Börsen, Rating-Agenturen und sonstige Stim-

mungsindikatoren. In diesem Setting fand die Diskursverschiebung von der Welt-

wirtschaftskrise zur „Staatsschuldenkrise“ statt, die fortan die europäische Agenda

dominierte und entscheidend für die Einleitung der austeritätspolitischen Wende war

(vgl. auch Heinrich 2012, 400).
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Abb. 5: Gläubigerstruktur Griechenland 2015. Eigene Darstellung nach Kottasova

2015. Anmerkung: „Internationale Geldgeber“ ist eine Zusammenfassung der Mittel

aus dem ESM, von der EZB und dem IWF sowie der bilateralen Kredite an Grie-

chenland durch andere Euroländer.

Überleben in der Krise der neoliberalen Integration: 

Europe 2020 als strategischer Fixpunkt

Die transnationalen Kapitalfraktionen waren in dieser Konstellation zunächst nicht

im Sinne der Gläubigerposition involviert, d.h. das unmittelbare Interesse an einer

austeritätspolitischen Lösung der Eurokrise kann ihnen nicht einfach strukturell zu-

geschrieben werden. Dennoch brachte sich der ERT zu Beginn des Jahres 2010 vor

allem sehr stark in die Europe 2020-Diskussion ein, die als Nachfolgestrategie der

Lissabon-Agenda eine Erneuerung des europäischen Integrationsweges darstellt (vgl.

COM 2010a). Wie van Apeldoorn (2013, 195) feststellt, ähnelt dieses Strategiekonzept

in seinen Kernpunkten – nachhaltiges Wirtschaften, Neubelebung der europäischen

Wettbewerbsfähigkeit, inklusives Wachstum und Bildungs“offensive“ – dem

„Vision“-Bericht des ERT (ERT 2010a), der kurz vor der Veröffentlichung von Europe

2020 erschien. Der Bericht markiert in diesem Sinne den Umschwung des europäi-

schen Diskurses von der Wirtschafts- zur Staatsschuldenkrise sowie die strategische

Re-Orientierung der transnationalen Kapitalfraktionen am Erhalt des neoliberalen
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Integrationspfades nach der schwersten Krise seiner Geschichte. Entsprechend be-

tonte der Bericht die Notwendigkeit einer Wachstumsstrategie, die die globalen Her-

ausforderungen – vor allem in Form der aufstrebenden Konkurrenz aus Asien und

Südamerika – identifiziert und Europas herausgehobenen Platz als „global leader“

(ERT 2010a, 1) im internationalen Wettbewerb sichert. Hierzu werden fünf Punkte

genannt, die das Gerüst für diese Strategie bilden sollen: nachhaltiges Wachstum, In-

tegration des Weltmarktes und in denselben, Investitionen in Forschung und Ent-

wicklung, Flexibilisierung von Arbeit und Bildung sowie eine verbesserte Governance

der EU. 

Das Konzept des nachhaltigen Wachstums bildet dabei den Kern der Agenda: Nach-

haltigkeit wird hier nicht primär als Umwelt-, Ressourcen- und Energiethema gefasst,

sondern um die Dimensionen von „sound economic, financial, education, social secu-

rity and pension systems“ (ebd., 4) erweitert. Im Anschluss an die sehr staatsinter-

ventionistische Wirtschaftskrise stiegen die Staatsschulden in Europa und insbeson-

dere in der Eurozone stark an: von knapp 65% des BIP im Jahr 2007 vor der Krise

auf über 90% in 2015 (Eurostat).

Abb. 6: Schuldenentwicklung in der Eurozone (19 Länder) seit 2004. Eigene Abbil-
dung, Quelle: Eurostat. 

58



Vor diesem Hintergrund wird klarer, was „nachhaltige“ Wachstumsstrategie im Sinne

des ERT bedeutet: die Krise hat eine wachsende Schuldenlast in der EU und Eurozo-

ne verursacht, die der Idee einer wettbewerbsfähigen EU, wie sie der ERT versteht,

fundamental widerspricht. Als Exit-Strategie aus dem Krisenmanagement wird nun

die Nachhaltigkeitsidee, vor allem mit Verweis auf künftige Generationen (ERT

2010a, 4) angeführt. Auch die Renten-, Sozial- und Bildungssysteme sollen dahinge-

hend reformiert und zukunftsfähig gemacht werden. Konkret fordert der ERT dabei

an erster Stelle die strikte Einhaltung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes (SWP),

die Generierung von Leistungsbilanzüberschüssen sowie die Kürzung öffentlicher

Ausgaben bezüglich „nicht nachhaltiger“ Maßnahmen (ebd., 5). Allein diese Auflis-

tung macht deutlich, welche Stoßrichtung der ERT als Hauptvertreter des transnatio-

nalen europäischen Industriekapitals verfolgte. Die Forderungen entsprechen den

Kernbotschaften der etwa zur gleichen Zeit lancierten europäischen Austeritäts-

politik, setzten diese aber in einen weiteren Kontext von Nachhaltigkeit, Zukunftss-

trategie und globaler Wettbewerbsfähigkeit. Damit einher gingen auch die Forderun-

gen nach Strukturreformen innerhalb der europäischen Renten- und Sozialversiche-

rungssysteme, die kurze Zeit später zur Kernbedingung der Troika für weitere Fi-

nanzhilfen an die Krisenländer wurden. 

Die weiteren Forderungen nach einer veränderten Ausgabenstruktur für EU-Gelder

und einen effizienten Umgang im Bereich Energiepolitik und Klimawandel runden

die Nachhaltigkeitsagenda des ERT ab. Es wird deutlich, dass der Nachhaltigkeitsdis-

kurs die europäische Exit-Strategie untermauern sollte, die immer deutlicher die

durch die Krise verursachte hohe Staatsverschuldung als Grundübel der fehlenden

ökonomischen Erholung ausmachte. 

Auch im Bereich der globalen Einbettung der EU (Forcierung von Freihandel) sowie

der Bestärkung der Innovationsfähigkeit (angebotsorientierte Investitionspolitik)

blieb der ERT bei bekannten Positionen eindeutig. Mit Blick auf die Arbeitsmärkte

wird ein „new understanding of job security“ (ebd., 10) gefordert: „putting less focus

on preserving jobs and more on ensuring high levels of productive and sustainable

employment“ (ebd.) soll die künftige Leitlinie im Rahmen von Europe 2020 sein. Die

Flexibilisierung und Deregulierung von Arbeitsmärkten ist ein altes Thema, das in

den 1990er Jahren bereits eine zentrale Rolle in den Anpassungsbemühungen der

EU-Staaten im Zuge der Etablierung der WWU gespielt hat. Auch die Troika-Politik,
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vor allem in Griechenland, besteht zu einem wesentlichen Teil aus ähnlichen Reform-

vorschlägen.

Im letzten Vorschlag des „Vision“-Berichtes macht sich der ERT für eine Reform der

europäischen Governance stark, die sich an „changing market situations“ (ebd., 13)

flexibel anpassen und entsprechend reagieren kann. Hierzu wird vor allem ein „smart

approach to regulation“ (ebd.) gefordert, der in erster Linie business-orientiert ist

und nur bei Marktversagen korrigierend eingreift. Insbesondere mit Hinblick auf Eu-

rope 2020 sollen weniger Komplikationen und Befindlichkeiten einzelner Akteure,

sondern vor allem die Einhaltung der anvisierten Ziele im Vordergrund stehen. Diese

Forderung nach einer weitreichenden Depolitisierung von Governance und der Aus-

richtung auf Marktimperative ist wiederum ein Merkmal der in der Krise von der EU

beschrittenen neuen European Economic Governance, die viel strikter als bisher Re-

geln und ökonomische Zielkriterien über einen neuen europäischen Krisenkonstitu-

tionalismus (Bieling 2013a)45 implementieren will.

Im weiteren Verlauf des Europe 2020-Prozesses veröffentlichte der ERT noch einen

Expertenbericht mit konkreten Reformvorschlägen für eine Verbesserung der euro-

päischen Wettbewerbspolitik. Dieser eher technische Vorschlag folgte der Linie

kompetitiver Deregulierung, indem eine vorsichtige Regulationspolitik und eher

wettbewerbspolitische Lösungen aktueller politischen Problemen gefordert werden

(ERT 2010b). Noch in 2010 wurden, ebenfalls im Rahmen des Europe 2020-Prozes-

ses, weitere Vorschläge zur Umgestaltung der europäischen Beschäftigungs- und Ar-

beitsmarktpolitik gemacht. Der ERT unterstützte die mit Europe 2020 gestartete EU-

„Agenda for new skills and jobs“ (COM 2010b) mit einer eigenen Publikation. Die

Forderungen des ERT sind dabei ebenfalls im Licht der schrittweisen Verschärfung

der European Economic Governance zu sehen: Die zweite Phase der Implementation

von Flexicurity – als Thema bereits Ende der 1990er Jahre relevant für die Kommis-

sion – wurde unter verschärfte Bedingungen gestellt. Der Kündigungsschutz soll

deutlich abgebaut werden, um die Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt in einer ange-

spannten ökonomischen Situation zu erhöhen. Ebenso sollen Abfindungszahlungen

im Sinne der Industrieunternehmen deutlich verringert und in neue Weiterbildungs-

programme investiert werden (ERT 2010c, 2). In diesem Zusammenhang wird auch

45 Der neue europäische Konstitutionalismus wird dabei als „in erster Linie darauf ausgerichtet [..], 
die marktliberale Operationsweise des europäischen Wirtschaftsraumes zu verstetigen und zu stabili-
sieren“ (Bieling 2013a, 53). Dies beschreibt relativ genau die Vorstellungen des ERT im Bereich Gover-
nance (ERT 2010a, 12f.).
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vor der Gefahr einer Überlastung von Sozialsystemen gewarnt und weniger Bürokra-

tie in der Arbeitsmarktpolitik gefordert (ebd.).

Eng mit dem Thema der Flexibilisierung und Deregulierung von Arbeitsverhältnissen

ist das Thema Bildung und Mobilität für den ERT verknüpft. Tatsächlich fungiert ein

breiteres, effizienter gestaltetes und durch staatliche Mittel gefördertes Bildungs- und

Weiterbildungsangebot sowie eine gewisse Flexibilität und Mobilität von Arbeitneh-

mern als das „(se)curity“ in Flexicurity: Das Fordern besserer Bildung für bessere Ar-

beitsmarktchancen bei gleichzeitiger Warnung vor einer Überlastung der Sozialsyste-

me spricht eine klare Sprache (vgl. ebd., 3). Auch die Forderungen nach Standardisie-

rung und Übertragbarkeit von Qualifikationen sowie eine höhere Mobilität von Ar-

beitskräften innerhalb der EU untermauert dies (ebd.). Staatlicherseits sollen diese

flexibilisierten und deregulierten Arrangements durch legislative und finanzielle An-

reize gefördert werden (ebd., 5). Alles in allem gab der ERT also klar die Richtung der

bisherigen neoliberalen Integrationslogik vor und passte sie an die Exit-Strategie und

Europe 2020 an, sodass auch die Arbeitsmarktpolitik im Sinne einer weiterhin

marktliberalen Ausgestaltung fortgesetzt wurde. In Krisenländern wie z.B. Italien ist

es eben diese Strategie gewesen, die die Konflikte im austeritätspolitischen Diskurs

der Krise wesentlich geprägt hat (vgl. Babić 2015).

Auf der Seite des transnationalen europäischen Industriekapitals war auch BE in die

Diskussion und Implementation der Europe 2020-Strategie involviert. In einem Brief

an die Kommission aus dem Januar 2010 (BE 2010a) wird klar gemacht, dass eine

angemessene Exit-Strategie von Seiten der EU erwartet wird:

„[P]ublic interventions in the economy have reached their limits and Europe is lag-
ging behind in the global upturn. To sustain growth, support job creation and restore
the viability of public finances, Europe must embrace change and implement far-
reaching reforms“ (ebd., 1).

Schon hier wurden zentrale Bausteine der austeritätspolitischen Lösung vorwegge-

nommen: Die Wiederherstellung „gesunder“ Staatsfinanzen sowie weitreichende

strukturelle Reformen sollen den Kern der europäischen Krisenbekämpfung darstel-

len. Gleichzeitig sollen die einzelnen Mitgliedsstaaten für ihren jeweiligen Fortschritt

bei der Implementation dieser Forderungen direkt verantwortlich gemacht werden

(ebd.); ebenso werden die Kommission, der Europäische Rat sowie das Parlament in

die Pflicht genommen, genaue Kriterien und Zielvorgaben zu konstruieren, um die

Messbarkeit des Fortschritts in den einzelnen Mitgliedsstaaten zu gewährleisten.

Eine „true benchmarking culture“ (ebd., 3), „clear numerical targets“ (ebd.) und „a
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more robust monitoring process by the Commission“ (ebd.) sind hierbei zentral. Die-

se rigorose Forderung nach einer verschärften Economic Governance wird auf die

nach der Meinung von BE schwache und durchlässige Implementation während der

Implementation des Lissabon-Prozesses im vorherigen Jahrzehnt zurückgeführt

(ebd., 1). Die „urgency“ und der „focus“ fehlen BE in der Gestaltung von Europe

2020; um dies zu untermauern, wird zugleich eine Dopplung des erwarteten Wachs-

tums von 1 auf 2% bis 2015 als Zielgröße ausgegeben (ebd., 2). Das grundlegende Ziel

dieser Schritte verschweigt auch BE nicht: „[A] more effective system of governance

can be put in place“ (ebd., 3).

Entsprechend der vorgegebenen Richtung gehören auch die finanzpolitische und ma-

kroökonomische Stabilität sowie Flexicurity zu den Kernforderungen des BE-Reports

zur Europe 2020-Strategie („Putting Europe back on track“, BE 2010b). Im Report

selbst wird zugleich die Frage nach „financial sustainability“ (ebd. 2) aufgegriffen

(siehe auch BE, 2010a) und mit der Implementation von Strukturreformen gleichge-

setzt. Die von BE identifizierten fünf Säulen einer erfolgreichen Krisenbekämpfung

lesen sich dabei ähnlich wie beim ERT: finanzielle Stabilität, Nachhaltigkeit, Förde-

rung von Innovation und Bildung, Strukturreformen im Arbeitsmarkt und die Gestal-

tung der globalen Herausforderungen für Europa (BE 2010b, 2). Bemerkenswert ist,

dass BE den Nachhaltigkeitsdiskurs des ERT übernimmt und ebenso eine „nachhalti-

ge“ Verschlankung des Gesundheits- und Rentensektors fordert (ebd., 3). Auch Fis-

kaldisziplin als unabdingbares Moment einer schärferen Economic Governance wird

hervorgehoben (ebd.). BE wird hier auch konkreter als der ERT, indem die Zielvorga-

ben des SWP wiederholt betont werden:

„A sound macroeconomic environment will be guaranteed by firmly anchoring infla-
tion at 2% and by strong commitments to fight public deficits and prevent unsustain-
able current account positions.” (ebd., 6). 

“To increase its benefits, current and future members of the euro area will need to
strengthen their collective responsibility as well as their individual commitments to
fiscal discipline, structural reforms, sound and sustainable competitiveness and
strong representation at the international level. Reinforced governance of the euro
area will help to foster deeper market integration in the wider EU and an enhanced
role for the euro as an anchor of global economic and financial stability” (ebd., 7)

Schließlich geht BE auch noch explizit auf den Gesetzgebungsprozess der EU selbst

ein und fordert eine deutlich wettbewerbsorientiertere Gesetzgebung („substantially

more conducive to competitiveness“, ebd., 10), wie sie im Verlaufe der Krise auch be-

schlossen wurde.
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Im März 2010 veröffentlichte BE nochmals einen eigens auf die Schuldenproblematik

bezogenes Positionspapier, das eine klare „exit“- bzw. „entry“-Strategie in der Euro-

krise aufzeigt (BE 2010c). Ausgangspunkt ist die Zielvorgabe, durch ein im Schnitt

zweiprozentiges Wachstum sowie einen im Schnitt dreiprozentigen primären Haus-

haltsüberschuss in der EU bis 2025 zu erreichen, um die Staatsschulden auf Vorkri-

senniveau zu bringen (ebd., 3). Zu diesem Zweck formuliert BE zunächst eine Exit-

Strategie aus der staatsinterventionistischen Krisenbearbeitung, die aus fünf zentra-

len Punkten besteht (vgl. ebd.): 

- Verschärfung fiskalischer Regeln

- Einsparungen im öffentlichen Sektor

- Förderung von PPPs (public-private partnerships)

- Einschneidende Reform der Rentensysteme

- Deregulierung des Gesundheitssektors und Benchmarking

Dem gegenüber steht mit der Entry-Strategie ein Konzept, das Investitionen und

Wachstum ankurbeln soll durch:

- Bessere Ausbildung und Flexicurity auf den Arbeitsmärkten

- Fokus öffentlicher Gelder auf Forschung&Entwicklung, Investitionserleichte-

rungen durch venture capital markets

- Vorantreiben von klassischen und digitalen Infrastrukturprojekten

- Industriefreundliche Steuerreformen

Wie ersichtlich ist, spiegelt die Exit-Agenda des BE die Krisenbearbeitungsstrategie

der EU in den folgenden Jahren wider. Die Entry-Strategie besteht ebenso aus markt-

liberalen Antworten auf die Krise, die den massiven Spar- und Deregulierungsvorha-

ben keine adäquate Wachstumsstrategie entgegensetzen. Als einige Zeit später (2012)

der französische Präsidentschaftskandidat Hollande einen dem Fiskalpakt ebenbürti-

gen Wachstumspakt forderte, fand sich dieselbe Problematik wie hier vom BE unfrei-

willig beschrieben wieder: Die einseitige Austerität und Strukturanpassung ist nicht

in der Lage, die vom BE und ERT (und auch von den europäischen Institutionen) er-

hofften Wachstumsimpulse zu liefern, sondern verschärft und verlängert die Krise in

der europäischen Peripherie. Was bleibt, ist die Sicherung der neoliberalen Integrati-
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onslogik, abseits der Krisen und Umbrüche der vergangenen Jahre. Des Weiteren ist

die Motivation, die Überschuldung der Mitgliedsstaaten so schnell und radikal wie

möglich zurückzufahren, auch eine strategisch-pragmatische Entscheidung: BE be-

fürchtet eine falsche Allokation von knappen staatlichen Ressourcen und somit weni-

ger Spielraum für Investitionen in Forschung&Entwicklung, berufliche Weiterbildung

und Steuererleichterungen (ebd., 7).

Die „main recommendations“ (ebd., 8) des BE angesichts von Europe 2020 und den

kommenden Auseinandersetzungen um die Economic Governance können also unter

der Dreifachstrategie Austerität – Deregulierung – Strukturreformen zusammenge-

fasst werden:

Strategie Maßnahmen Erhoffte Wirkung
Exit-Strategie Verschärfte fiskalische Re-

geln; Ausgabenkürzungen;
Austerität; Reform der Sozi-
alsysteme (v.a. Gesundheit
und Renten)

Reduktion der Staatsschulden
auf 60% des BIP; Erhalt der neo-
liberalen Integrationsweise

Entry-Strategie Investitionen in F&E; Steu-
ersenkungen; Infrastruktur-
programme; Bildungsinves-
titionen

Neustrukturierung der Staats-
ausgaben; Verschlankung des öf-
fentlichen Sektors, um wettbe-
werbsfähig zu bleiben.

Growth-Strate-
gie

Strukturreformen in Pro-
dukt- und Kapitalmärkten
(Stabilisierung von Finanz-
märkten); Deregulierung
und Flexibilisierung von Ar-
beitsmärkten

Durchschnittliches Wachstum
von 2% bis 2025; Primärüber-
schuss von 3% im selben Zeit-
raum

Abb. 7: Strategische Orientierung von BusinessEurope im Bereich Europe 2020 und
vor der Reform der European Economic Governance, 2010. Eigene Darstellung
nach BE 2010c, 10.

Die detaillierte Auflistung der konkreten Policy-Vorschläge zur Exit-Strategie liest

sich dabei wie eine Blaupause für die Implementation der Strukturreformen und Aus-

teritätspolitik in der Peripherie ab 2010: Es werden Maßnahmen zur Reduktion von

Leistungsbilanzdefiziten ab 2011 gefordert; bis 2015 sollen diese dann vollends korri-

giert werden. Die disziplinierende Economic Governance soll mit einer besseren sta-

tistischen Grundlage ausgestattet werden – unter anderem wird eine Verbesserung

des europäischen statistischen Überwachungssystems gefordert (ebd., 15). Auch in

der Forderung nach höherer Effizienz im öffentlichen Sektor finden sich sehr detail-
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lierte und outputorientierte Maßnahmenvorschläge im Sinne des New Public Mana-

gement. Benchmarkingprozesse, stärkeres Outsourcing von Behördenarbeit an exter-

ne, kostengünstige Dienstleister und die Forcierung von Public-Private Partnerships

sind nur einige der Vorschläge zur Effizienzsteigerung der öffentlichen Verwaltung

(ebd., 17f.). Auch im Bereich der Rentenreformen werden klare Leitlinien vorgege-

ben: stärkere Integration älterer ArbeitnehmerInnen in den Arbeitsmarkt, Erhöhung

des Renteneintrittsalters, Abbau von Frühverrentungsmodellen (ebd., 21). Im Ge-

sundheitssystem sollen u.a. die Kosten auf ein Minimum reduziert und auf PatientIn-

nen, Staat und private Versicherer neu aufgeteilt werden; auch hier sollen Benchmar-

king-Prozesse den Rationalisierungsvorgang beschleunigen (ebd., 22f.). Auch der eu-

ropäische Steuerwettbewerb soll gefördert und generelle Steuersenkungen auf Unter-

nehmensebene angestrebt werden (ebd., 29). Dieser Auszug aus den konkreten Poli-

cy-Vorschlägen von BE verdeutlicht ebenso, wie bereits Anfang 2010 die Reform der

neuen europäischen Economic Governance mit der Europe 2020-Strategie strate-

gisch verknüpft wird.

Das transnationale europäische Finanzkapital in Form des EFR weist in der Transfor-

mation der Krise keine wesentliche Veränderung der Strategie bezüglich Finanz-

marktregulierung und -integration auf. Der Prozess der Stabilisierung der Finanz-

märkte und der Re-Regulierungsprozess liefen und laufen parallel zur Eurokrise ab

(vgl. Heinrich 2015, 694), deren Kernthemen sich eher außerhalb dieser Regulie-

rungsversuche befinden. Für das Industriekapital bleibt aber eine für Investitionen

und Wachstum förderliche Umwelt in Form von stabilen Finanzmärkten wichtig (vgl.

etwa BE 2010c, 13), weshalb eine fortgesetzte Re-Regulierung der Finanzmärkte bei

gleichzeitigem Spielraum für venture capital (d.h. Risikokapital, vgl. ebd., 3; ERT

2010a, 5, 8f.) gefordert wurde. 

Die Durchsetzung der neuen Economic Governance: Europäisches Semester, Six-

pack, Euro-Plus-Pakt und Fiskalpakt

Europäisches Semester

Kurz nach der Implementation von Europe 2020 Mitte 2010 rückte die Reform der

europäischen Economic Governance in den Mittelpunkt der Auseinandersetzungen.

Noch im selben Jahr wurde auf Vorschlag der Kommission das Europäische Semester

im Sinne einer Erweiterung des bestehenden SWP beschlossen (Ministerrat 2010).

Das Europäische Semester stellt die Institutionalisierung eines Monitoring-Prozesses
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auf europäischer Ebene dar, der die Haushalts-und Reformdisziplin der Mitglieds-

staaten überwachen und gegebenenfalls sanktionieren soll. Während zu Jahresbeginn

die Kommission Vorschläge zur allgemeinen Wirtschafts- und Haushaltsentwicklung

macht, sehen sich die Mitgliedsstaaten in der Lage, auf diese innerhalb von wenigen

Monaten mit Policy-Vorschlägen zu reagieren. Die anschließende Diskussion und

länderspezifische Empfehlung der Kommission soll dann entsprechend bis Jahresen-

de von den Staaten jeweils national umgesetzt und im Folgejahr erneut auf den Prüf-

stein gestellt werden (vgl. Bieling 2013a, 54). Eine „Task Force“ unter der Leitung des

Ratspräsidenten van Rompuy entwarf diese Strategie für die Kommission, die auch

die vom ERT und BE bekannten Forderungen nach „fiscal sustainability“ (Task Force

2010, 1), weitergehender makroökonomischer Überwachung, der Stärkung europäi-

scher Institutionen und eine verbesserte Governance enthält (ebd., 1ff.). Auf Seiten

des BE wird dieser Schritt zu einem verstärkten „regelbasierten Sanktionsmechanis-

mus“ (Konecny 2012, 383) ausdrücklich begrüßt (vgl. BE 2010d, 2), gleichzeitig aber

eine schnellere und weitreichendere Reform der Economic Governance im Sinne ei-

ner austeritätspolitischen Umgestaltung, stärkerer Automatisierung von Abläufen bei

Regelverstößen und besserer Überwachung von Mitgliedsstaaten gefordert (BE

2010d, 2f.). Interessanterweise äußert sich der ERT während dieser Phase der be-

schleunigten Reformen der Economic Governance nicht spezifisch zu einzelnen Be-

schlüssen oder Neuerungen, sondern verweist eher im Allgemeinen auf schnellere

und entschiedenere politische Entscheidungen im Sinne des vom ERT vorgelegten

„Vision“-Konzeptes (vgl. etwa ERT 2011a, 2011b). Die Notwendigkeit einer „strict

application of the revised Stability and Growth Pact” (ERT 2011a, 1) wird neben ande-

ren, eher langfristigen Strategien wie der europäischen Innovationsförderung, Ener-

gie-und Geschäftssicherheit oder globalen Rolle der EU (vgl. ERT 2011b, 2), am Ran-

de erwähnt. Auch im Bereich der Strukturreformen äußert sich der ERT zu „Em-

ployability and Flexibility“ (ERT 2011c), bezieht dies aber auch eher auf allgemeine

und langfristige Strukturmaßnahmen, die die EU als global player betreffen. 

Sixpack

Währenddessen verabschiedeten das Europäische Parlament sowie der Rat 2011 ins-

gesamt sechs neue Regelungen, bestehend aus fünf Verordnungen und einer Richtli-

nie, um den seit 1997 bestehenden SWP noch weiter zu verschärfen. Der so genannte

„Six Pack“ repräsentiert laut Kommission “the most comprehensive reinforcement of

economic governance in the EU and the euro area since the launch of the Economic
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Monetary Union almost 20 years ago” (COM 2011, 1). Der Six Pack umfasst im We-

sentlichen die Automatisierung von Sanktionen bei übermäßigem Haushaltsdefizit,

die striktere Anwendung der Schuldengrenze von 60% des BIP, einen benchmarking-

Prozess zur präventiven Defizitbekämpfung sowie Instrumente zur Reduktion makro-

ökonomischer Ungleichgewichte, d.h. im Wesentlichen fehlender Wettbewerbsfähig-

keit (COM 2011). Insgesamt kann von einer Stärkung sowohl präventiver als auch

korrektiver Elemente, einer verstärkten Überwachung der Mitgliedsstaaten sowie ei-

ner Automatisierung und Technokratisierung der Economic Governance gesprochen

werden (vgl. Bieling 2013a, 54; Heinrich 2015, 698; Enderlein 2011, 38f.). 

BE hatte bereits im Vorfeld einen Appell an das Europäische Parlament gerichtet, den

Six Pack unbedingt anzunehmen46. Insgesamt lässt sich auch feststellen, dass die For-

derungen von BE (vgl. BE 2010d, 2f.) nach klaren technischen Kriterien zur fiskali-

schen Disziplin, präventiven Maßnahmen im SWP, das 60%-Kriterium in Bezug auf

die Staatsverschuldung, automatischen Sanktionen und stärkerer Überwachung um-

gesetzt wurden. Dementsprechend wurde der Six Pack auch von Seiten des BE gelobt

(BE 2011c, 4).

Euro-Plus-Pakt

Der im März 2011 beschlossene Euro-Plus-Pakt konstitutionalisiert als zusätzliche

Krisenmaßnahme die Forderungen nach einer wettbewerbsorientierteren EU durch

strengere Strukturreformen, um „Lohn- und Arbeitskosten [zu] senken, die Arbeits-

märkte [zu] flexibilisieren, die Sozialausgaben [zu] begrenzen oder [zu] reduzieren

und darüber hinaus eine Konvergenz in Fragen der (Unternehmens-)Besteuerung“

(Bieling 2013a, 55) zu erreichen. Der Pakt ist dahingehend als weniger streng als die

Verschärfung des SWP zu bewerten, da er eine Art Selbstverpflichtung der Mitglieds-

staaten darstellt und auch nicht von allen angenommen wurde (ebd., 54f.). Dennoch

reflektiert er in anschaulicher Weise die Forderungen der transnationalen europäi-

schen Elite nach schnelleren und tiefgreifenderen Strukturreformen, um die europäi-

sche Wettbewerbsfähigkeit anzukurbeln (vgl. etwa ERT 2010a, 5; ERT 2010c, 2; BE

2010b); entsprechend wird die Vereinbarung auch unter dem Namen „Pakt für Wett-

bewerbsfähigkeit“ (Enderlein 2011, 40) geführt. Inhaltlich wird unter anderem das

monitoring und die Anpassung von Lohnstückkosten sowie Produktivitätssteigerun-

gen über die Öffnung geschützter Sektoren und Investitionen in Forschung&Entwick-

46 In einem Brief an das Parlament steht als einziger fett gedruckter Satz: „BUSINESSEUROPE urges 
you to adopt this package without delay“ (BE 2011a, 1).
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lung vorgeschlagen (Rat 2011, 8). Auch die vor allem vom ERT geforderte Implemen-

tation von Flexicurity, lifelong learning sowie Steuersenkungen auf den Faktor Arbeit

werden diskutiert (ebd., 9). Des Weiteren spielen die Tragfähigkeit öffentlicher Fi-

nanzen (sustainability; s. ERT 2010a), Reform der Rentensysteme und Finanzstabi-

lität eine zentrale Rolle. 

Fiskalpakt

Die Implementation einer verschärften Economic Governance im Sinne von Austeri-

tät, Haushaltsdisziplin, Strukturreformen und Wettbewerbsfähigkeit als Hauptziel-

größe von Wirtschaftspolitik war bereits Ende 2011 mit dem Euro-Plus-Pakt also sehr

weit gediehen. Dennoch erreichte die Austeritätsagenda mit dem „Fiskalpakt“ im

März 2012 ihren vorläufigen Höhepunkt in der Euro-Krise (Heinrich 2015, 698): Die-

ser schreibt den teilnehmenden Staaten47 ein maximales strukturelles Defizit in Höhe

von 0,5% des BIP vor, d.h. einen de facto ausgeglichenen Haushalt. Auch hier werden

wieder automatische Sanktionen bei Nichteinhaltung verhängt. Des Weiteren verlan-

gen die neuen Regelungen die Implementation des ausgeglichenen Haushalts in die

nationalen Verfassungen (die sogenannte „Schuldenbremse“). Insofern kann man

hier von einer erneuten, drastischen Verschärfung der Economic Governance spre-

chen, die die schon im Sixpack angelegte fiskalische und disziplinarische Strenge auf

die Ebene der Nationalstaaten bringt (Bieling 2013a, 55).

BE äußerte sich hierbei ebenfalls erfreut über den Beschluss zum Fiskalpakt und for-

derte die europäischen Verantwortlichen sogleich zu weiteren Schritten in diese Rich-

tung auf (BE 2011b). Insbesondere nachdem nun mit dem Fiskalpakt die Forderun-

gen des transnationalen europäischen Industriekapitals weitestgehend implementiert

wurden, orientierte sich die strategische Ausrichtung nun eher in Richtung pragmati-

scher „Euro“-Rettung: Trotz der sehr schnell und sehr drastisch durchgesetzten Ver-

schärfung der Austeritätsagenda über die Reform der Economic Governance blieb die

gemeinsame Währung ständig unter dem Druck der Finanzmärkte und trug einen

großen Teil zum allgemeinen Krisenklima bei. 

47 Da neben Großbritannien auch Tschechien den Pakt nicht unterzeichnen wollte, einigte man sich in
der übrigen EU auf einen Vertrag, der sich außerhalb der üblichen EU-Rechtsordnung bewegt (Bieling 
2013a, 55).
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„Reinforcing the Euro“: Der (vorläufig) letzte Akt der Krisenbearbeitung

In der Darstellung der Krisendynamik darf nicht außen vor gelassen werden, dass das

transnationale europäische Industriekapital zwar ein gewichtiges Interesse an einer

austeritätspolitischen, neoliberal reformorientierten Lösung der europäischen Krise

hat, gleichzeitig aber auch – wie in der ersten Krisenphase sowie bei der Bewertung

der ungewohnten EZB-Politik gesehen – sehr pragmatisch mit auftauchenden Pro-

blemen umgehen kann. Die Bedrohung der gemeinsamen Währung war seit Krisen-

beginn eine Gefahr, die sich durch ein Fortschreiten der Krise nur erhöht. Das Miss-

trauen gegenüber der Stabilität des Euro auf den Finanzmärkten sowie eine Schwä-

chung der gemeinsamen Währung durch einen etwaigen „Grexit“ führen vor Augen,

dass die Gefahr eines Auseinanderbrechens des Euro eine reale Option war. Eine

Fortsetzung oder gar der Erhalt des erreichten Standes der europäischen Integration

wäre ohne die gemeinsame Währung nur schwer vorstellbar. Daher nahm das trans-

nationale europäische Industriekapital hier eine entschiedene Haltung für den Euro

ein. Da aber die gleichzeitig geforderte Austeritäts- und Strukturagenda durch ihre

destruktiven sozialen Folgen die neoliberale Integration mitsamt der gemeinsamen

Währung bedroht, erfordert der Spagat zwischen der Forderung disziplinierender

Eingriffe in die Economic Governance bei gleichzeitigem unbedingten Festhalten am

Euro eine pragmatische Herangehensweise (vgl. van Apeldoorn 2013, 197). Entspre-

chend hebt der damalige Generalsekretär von BE, Phillipe de Buck, in einer Anspra-

che Ende 2011 die „[i]mportance of the Euro“ (BE 2011c, 1) hervor: Vor allem im Be-

reich Wettbewerbsfähigkeit profitiert die EU vom Euro, so dass etwa Handelskosten

in der Eurozone dadurch drastisch gesenkt werden, die Inflation stabilisiert und da-

mit Planungssicherheit hergestellt wurde, Importkosten gesenkt und ausländische

Direktinvestitionen gesteigert wurden (ebd.). Daher fordert BE zur Bewahrung des

Euros und seiner Bedeutung weitere nationale Strukturreformen, die sich an den

„Vorbildern“ in Kerneuropa (Deutschland, Österreich usw.) orientieren sollen. Es

werden ausdrücklich die Neuerungen und Verschärfungen in der Economic Gover-

nance als wegweisend gelobt (ebd., 2). Gleichzeitig wird „room for a more radical

overhaul“ (ebd, 3) gesehen: durch eine noch rigorosere Implementation von Austeri-

tät und Strukturreformen soll eine schnellere Erholung der Eurozone und die Stel-

lung des Euros gesichert werden.

Der dabei anfallende Pragmatismus äußert sich auch darin, dass alles Erdenkliche

zur Sicherung der gemeinsamen Währung getan werden muss: „We need to use all
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means to support the Euro“ (BE 2011d, 1) bedeutet hierbei auch eine explizite Befür-

wortung der Stärkung des ESFS/ESM sowie die Unterstützung einer aktiven Geld-

politik der EZB. Sie soll weiterhin als lender of last resort für den Bankensektor fun-

gieren und gleichzeitig auch Staatsanleihen angeschlagener Krisenländer aufkaufen,

um diese zu stabilisieren (ebd.). Es werden sogar Eurobonds und eine Fiskalunion als

langfristige Option für eine vertiefte europäische Economic Governance bewertet

(ebd., 3; BE 2011f). 

Insgesamt scheint BE die strukturellen Reformen, Austerität und Haushaltsdisziplin

als Bedingung für die Bewahrung der gemeinsamen Währung zu sehen (vgl. etwa BE

2011e, 1), die aber weiterer, pragmatischer Regulierungen wie des ESM oder einer ak-

tiven EZB bedarf. Entsprechend bilanziert BE die pragmatischste und zugleich ge-

wichtigste Entscheidung der EZB zum theoretisch unbegrenzten Aufkauf von Staats-

anleihen von Krisenländern („Outright Monetary Transactions“, OMT) positiv (BE

2013, 2). Mit der Ankündigung von EZB-Chef Draghi im Juli 201248 sowie der darauf-

folgenden Entscheidung der EZB im September, das OMT-Programm aufzunehmen,

fand die akute Phase der europäischen Krise ein vorläufiges Ende. Im Folgenden

verstetigte sich die Strategie der austeritätspolitischen Bearbeitung der Krise mitsamt

ihren Problematiken und Widersprüchen; nur vereinzelt (etwa nach der Wahl der

griechischen Syriza-Regierung 2015) brachen die Konflikte erneut auf.

Ab Mitte 2012: Permanente Austerität, schwelende Konflikte

Die zweite Krisenphase war somit von sehr zentralen Entscheidungen, die die euro-

päische Economic Governance und mit ihr die gesamte Integrationsweise auf lange

Zeit bestimmen werden, geprägt. Inmitten der größten Krise der EU und Eurozone

verstanden es die Vertreter des transnationalen europäischen Industriekapitals ihre

Forderungen und Lösungsstrategien erfolgreich im europäischen Diskurs und Vorge-

hen selbst zu platzieren. Auch hier, wie auch schon in der ersten Krisenphase und all-

gemein im Verlauf der Integration, ist eine „Arbeitsteilung“ von ERT und BE konsta-

tierbar: BE äußerte sich konstant und auch eindeutig zu jeder Entscheidung und je-

der Veränderung auf europäischer Ebene; er gelang ihnen, die Konstitutionalisierung

der strukturellen Reformen, austeritätspolitischen Agenda, Haushaltsdisziplin und

stärkerer europäischer Überwachung makroökonomischer Vorgänge in der europäi-

48 Der EZB-Chef leitete auf dem Höhepunkt der Eurokrise Mitte 2012 eine vorläufige Beruhigung der 
Märkte und der Eurozone ein, indem er in seiner berühmt gewordenen Rede das OMT-Programm vor-
wegnahm: Die EZB „is ready to do whatever it takes to preserve the euro. And believe me, it will be 
enough“ (Draghi 2012).
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schen Diskussion stark zu halten. Viele Policy-Vorschläge wurden identisch umge-

setzt; viele andere wurden von BE ausdrücklich begrüßt. Gleichzeitig wurde ein be-

sonders ausgeprägter Krisenpragmatismus deutlich, der zwar die neoliberale Inte-

grationsweise durchgehend verteidigt, aber offensichtlich nicht aus ideologischen,

sondern strategischen Gründen: Hierfür sprechen die relativ tiefgreifenden Forde-

rungen an die EZB und Kommission, die weit über die bloße Stabilitätsorientierung

der EZB hinausgehen und weitreichende Eingriffe mitten in der europäischen Krise

fordern. 

Die Rolle des ERT in dieser zweiten Krisenphase ist differenzierter zu bewerten.

Gleich zu Beginn der „Staatsschuldenkrise“ wurden im Rahmen von Europe 2020

weitreichende strategische Vorschläge zur Absicherung des neoliberalen Integrati-

onsmodus gemacht; so etwa das neu akzentuierte Nachhaltigkeitskonzept, die nach

wie vor primäre Wettbewerbsorientierung der EU, aber auch weitere Konzepte wie

die Rolle einer wettbewerbsfähigen Union im globalen Gesamtgefüge oder die lang-

fristige Bedeutung von Forschung&Entwicklung für die künftige Innovationsfähigkeit

(und damit für das Wachstumspotential) Europas. Diese „großen“ strategischen Fra-

gen waren auch schon zuvor der zentrale Bestandteil der Arbeit des ERT und

schlagen sich nach wie vor in den politischen Entscheidungen der europäischen Insti-

tutionen nieder. Bastiaan van Apeldoorn bilanziert sogar, dass der ERT mit seinem

„Vision“-Bericht (ERT 2010a) die Blaupause für Europe 2020 geliefert habe (van

Apeldoorn 2013, 195). Auch weniger tagespolitische Anliegen wie die Bewahrung der

zentralen Rolle des Industriekapitals in Europas ökonomischem Gefüge (vgl. ERT

2011d), eine koordinierte Industriepolitik (ERT 2012a) oder die Forcierung von Frei-

handel (ebd.) sind strategische Ziele des ERT. Diese Übernahme der langfristigen

Strategieplanung wird auch vom ehemaligen Vorsitzenden Peter Löscher (Siemens)

wie folgt zusammengefasst:

„Much attention is currently being paid to short-term policy action, helping to master
the most pressing challenges. Sustainable solutions, however, require strategic policy
making, based upon a long term vision and a common, reliable data basis” (ERT
2012b, 1)

Dass der ERT sich selbst als Hauptakteur dieser „sustainable solution“ sieht, dürfte

aus dem Vorhergehenden klar sein. Dass er es schafft, kann unter anderem an der

neoliberalen Fixierung der Krisenlösung gesehen werden, denn „the attempts to solve

the crisis still follow the neoliberal script” (van Apeldoorn 2013, 197). 
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Zu Beginn der zweiten Krisenphase und auch während der gesamten Krise war die

Fokussierung der politischen Konflikte sehr stark auf den Gläubiger-Schuldner-Ge-

gensatz ausgerichtet. Innerhalb dieses Konfliktes können die eindeutigen Positionen

und Strategien der Peripherie auf der einen, des Kerns auf der anderen Seite klar her-

ausgearbeitet werden. Wie man aber sah, gibt es neben dem „Gläubiger“-Interesse an

einer austeritätspolitischen Krisenbearbeitung auch Strategien, die ähnliche Ziele aus

anderer Motivation verfolgen: das transnationale europäische Kapital ist zwar nicht

primär als Gläubiger in der Staatsschuldenkrise involviert, hat also kein strukturelles

Interesse an einer austeritätspolitischen Lösung der Krise. Dennoch wurde ersicht-

lich, dass vor allem die langfristige Absicherung des neoliberalen Integrationspfades

durch die hohen europäischen Legitimationsverluste in und vor der Krise (vgl. auch

van Apeldoorn 2013, 194) gewährleistet werden sollte. Dies bedeutet, dass sowohl BE

als auch ERT ähnliche Positionen wie die Gläubiger hinsichtlich der Austeritätspolitik

einnehmen, jedoch die strategischen Interessenlagen unterschiedlich sind: Die Gläu-

bigerstaaten, allen voran Deutschland, pochen vor allem aus Gründen der Glaubwür-

digkeit und Legitimität europäischer Politik und ihrer Regeln auf eine strikte Einhal-

tung der sparpolitischen Agenda. Der ERT und BE jedoch positionieren sich hier

„klassenbewusster“, indem sie die Forderungen nach Haushaltsdisziplin und kompe-

titiver Deregulierung und Austerität in einen größeren Zusammenhang und breiteren

Zeithorizont (etwa: der ERT und „Vision 2025“) verorten. Dabei unterscheiden sich

jeweils die Vorgehensweisen von ERT und BE, ohne sich grundsätzlich in der Sache

zu widersprechen. 

Insgesamt können die strategischen Orientierungen in der zweiten Krisenphase wie

folgt zusammengefasst werden:
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BusinessEurope ERT
Strategi-
s ch e O r i-
entierung

→ Sowohl kurz-als auch mittel-
fristig
→ Sehr viele Kommentare zu
konkreten Themen, Gipfeln und
Abstimmungen. 

→ Extrem pragmatische Orien-
tierung, etwa beim Thema
Kompetenzerweiterung der
EZB/“Eurorettung“

→ Eher langfristige strategische
Ausrichtung
→ Wenige Kommentare zu kon-
kreten Vorgängen und Entschei-
dungen

→ Vorgabe der „Leitlinien“ eines
kompetitiven Europas; Arbeit an
der Grundorientierung der Inte-
gration.

Geforderte
Maßnah-
men

→ Klares Bekenntnis zur Re-
form der Economic Governance

→ starker Fokus auf Struktur-
reformen und Fortsetzung der
Austeritätspolitik

→ Gleichzeitig weitreichende
Forderungen wie Fiskalunion

→ Im Wesentlichen Fokus auf
Maßnahmen zur Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit

→ Strukturreformen, bessere eu-
ropäische Governance, Innovati-
onspolitik, Freihandel und För-
derung der Exportindustrie.

Schwer-
punkte der
Diskussion

→ Betonung der Alternativlo-
sigkeit zu den beschlossenen
Maßnahmen auf europäischer
Ebene

→ Fokus auf Europäisches Se-
mester und Sixpack. Ebenso
häufige Thematisierung des Eu-
ros und Binnenmarktes als Pfei-
ler neoliberaler Integration.

→ Prägung des „sustainability“-
Diskurses: „nachhaltiges“ Haus-
halten und Reformen

→ Die Rolle der EU in der Welt /
in Konkurrenz mit anderen,
wettberwerbsfähigen Regionen

→ Innovationsklima und Bil-
dungspolitik

Abb. 8: Strategische Orientierungen von BE und ERT in der zweiten Krisenphase.

5. Fazit

In der vorliegenden Arbeit wurde versucht, die Entwicklungen in der Wirtschafts-und

Finanzkrise in der EU aus Sicht der strategischen Orientierung des transnationalen

europäischen Industriekapitals zu beleuchten. Hierzu war zunächst die Klärung der

theoretischen Grundlage notwendig: Gibt es überhaupt Sinn, politische Entwicklun-

gen aus einer „Klassenperspektive“ zu betrachten und wie ist dies überhaupt prak-

tisch möglich? Die Fokussierung auf das transnationale europäische Industriekapital

– sowie in der ersten Krisenphase die Vertreter der großen europäischen Banken und

Versicherungen als transnationales europäisches Finanzkapital – war aus mehreren

Gründen nötig: Zum einen kann politisches Handeln mit Klassencharakter, hier als

class agency gefasst, nicht „Klassen“ als strukturellen Begriff vollständig umfassen.
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Wie man sah, findet class agency nur unter bestimmten Bedingungen und nur bei

Akteuren mit einer bestimmten Organisations- und Handlungsfähigkeit wie etwa

dem ERT oder BE statt. Zum anderen kann dem europäischen Exportkapital bzw.

dem finanziell-industriellen Komplex eine besondere Rolle in der Beeinflussung und

Handlungsmacht in der historischen Entwicklung der europäischen Integration zuge-

schrieben werden (vgl. van Apeldoorn 2002). Auch empirische Untersuchungen he-

ben die zentrale Rolle des ERT in der europäischen transnationalen kapitalistischen

Elite hervor (vgl. Caroll et al 2010). In diesem Sinne ist ein Fokus auf diese Akteure

zumindest nicht ungerechtfertigt. Schließlich kann als dritter Grund noch angeführt

werden, dass die Untersuchung in dieser Arbeit selbst gezeigt hat, dass die Lobbyar-

beit und politische Einflussversuche von Seiten des ERT und BE immens und die eu-

ropäischen Institutionen für Vorschläge und strategische Anknüpfungspunkte offen

sind.

Der zweite Teil der Arbeit versuchte eine historische Darstellung der Rolle dieser

wichtigen Akteure des transnationalen europäischen Kapitals, seine faktische Einge-

bundenheit in die Integration der EU und die thematische und diskursive Prägung

derselben. Es wurde deutlich, dass die neoliberale Integrationsweise seit Mitte der

1980er-Jahre sehr wesentlich vom Agenda-Setting dieser Gruppen mitbestimmt wur-

de und welche Logiken eine herausragende Rolle spielten: kompetitive Deregulierung

und Austerität. 

Schließlich wurde die aktuelle europäische Krise näher betrachtet und durch eine

Phasierung der Krisenereignisse gezeigt, inwiefern sich die strategischen Orientie-

rungen der transnationalen Akteure an dieser Krisendynamik abarbeiten. Es konnte

festgestellt werden, dass die „Arbeitsteilung“ von ERT und BE, d.h. die strategisch-

langfristige Planung einerseits und die konkrete, detaillierte Lobbyarbeit andererseits

auch hier besonders deutlich in den Vordergrund tritt. Insgesamt waren beide Kri-

senphasen von einem starken Pragmatismus, aber auch von sehr klaren austeritäts-

politischen und disziplinierenden Forderungen geprägt. Zusammenfassend kann

festgehalten werden, dass die Annahme, das transnationale europäische Industrieka-

pital würde sich strategisch auf den unbedingten Erhalt und sogar die Vertiefung der

neoliberalen Integration festlegen (vgl. etwa van Apeldoorn 2013; Heinrich 2014,

249; Heinrich 2015, 699f.; Konecny 2012, 383) bestätigt werden kann: Sowohl in der

staatsinterventionistischen Stabilisierung des Bankensystems zu Beginn der Krise, in

der anschließenden Verschiebung der Krisenkosten auf öffentliche Institutionen und
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der folgenden Vertiefung neoliberaler Politiken in der reformierten Economic Gover-

nance spiegeln sich die strategischen Präferenzen des transnationalen europäischen

Industriekapitals wider. Die Forschungsfrage der Arbeit, ob der Lösungsversuch der

Eurokrise – also im Wesentlichen Austeritätspolitik und die Vertiefung neoliberaler

Prinzipien – als strategisches Projekt im Sinne des transnationalen europäischen Ka-

pitals gelten kann, kann zumindest für das exportorientierte Industriekapital bejaht

werden. Schließlich kann festgestellt werden, dass auch aus dieser akteurszentrierten

Perspektive eine sinnvolle Rekonstruktion der Krisendynamiken, ergänzend zur

strukturellen Lesart, möglich und nötig ist. 

Was hingegen im Rahmen der Arbeit nicht beantwortet werden konnte, ist die weiter-

gehende Frage nach dem tatsächlichen, messbaren Einfluss der transnationalen Ka-

pitalfraktionen auf die Krisenbearbeitung der EU. Dies würde etwa eine genaue Ana-

lyse der wichtigsten Diskurse, eine Nachzeichnung der genauen Abläufe während der

Kompromissfindung (etwa auch durch Interviews mit Beteiligten) sowie ein ange-

messenes theoretisches Erklärungsmodell erfordern, das einen (kausalen) Zusam-

menhang zwischen der strategischen Orientierung des transnationalen Kapitals und

den Entscheidungen der Kommission, des Rates und Europäischen Parlaments pos-

tuliert.

Weiterhin fehlt gänzlich die Bearbeitung der „eigentlichen“ Umsetzung der Austeri-

täts- und Anpassungsprozesse in den Krisenländern, d.h. auf nationalstaatlicher Ebe-

ne. Dies liegt zwar zum einen daran, dass der europäische, also transnationale Kon-

text und somit der Bewegungsspielraum des transnationalen Kapitals und nicht die

Ebene der Nationalstaaten in den Blick genommen wurde. Gleichzeitig muss aber

festgestellt werden, dass die Auseinandersetzungen, Krisen und Konflikte um die aus-

teritätspolitische Krisenlösung im Wesentlichen von dieser Ebene herrühren: Erst die

Konflikte und der Widerstand in weiten Teilen der Peripherie, etwa Griechenland

und Spanien, befeuerten die Diskussion um den richtigen politischen Umgang mit

dieser tiefgreifenden Krise. Im Grunde müsste, in einer breiteren Analyse, diese Ebe-

ne mit den Entwicklungen auf der europäischen Ebene verknüpft und in eine mehr-

schichtige Krisenanalyse implementiert werden.

Ebenso wurden in dieser Arbeit nicht die Umkämpftheit der Krisenbearbeitung, die

Positionierung der verschiedenen Konfliktparteien und die grundsätzliche Legitima-

tionskrise der neoliberalen Integrationsweise diskutiert. Es sind aber gerade diese

Auseinandersetzungen, die die politische Wirklichkeit und ihre Ergebnisse prägen
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und verständlich machen. Von daher muss auch das hier Festgehaltene in diesen grö-

ßeren Kontext eingebettet werden, um eine sinnvolle Ergänzung der Diskussion um

die Fortführung der Europäischen Integration leisten zu können.
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